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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(94) 405 endg. 

Brüssel, den 19. Oktober 1994 


Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament 

zur Unterzeichnung und vorläufigen Anwendung des Vertrages über die Europäische Energiecharta durch 
die Europäischen Gemeinschaften 


1 . Am 14. September 1994 hat der Präsident der 
Verhandlungskonferenz der Europäischen Energie- 
charta den an den Verhandlungen beteiligten Par- 
teien die Entwürfe des Vertrages und der Schlußakte 
übermittelt, über die nach der Unterzeichnung der 
Europäischen Energiecharta im Dezember 1991 drei 
Jahre lang verhandelt worden war. 

2 . Im Anhang zu dieser Mitteilung wird der Vertrag 
näher unter die Lupe genommen. Nach Auffassung 
der Kommission liegt die Unterzeichnung des Vertra- 
ges im Interesse der Europäischen Gemeinschaft, da 
sie zum einen angesichts der rückläufigen Kohleför- 
derung in Europa und der rückläufigen Investitionen 
in die Kernenergie in zunehmendem Maße von der 
Einfuhr von Energieerzeugnissen abhängt und da 
zum anderen die wirtschaftliche Kooperation zwi- 
schen der Europäischen Union und den osteuropäi- 
schen Ländern intensiviert werden muß, um die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung in diesen Län- 
dern zu fördern und die Umweltverträglichkeit der 
Energiewirtschaft sicherzustellen. 

3 . Die Unterzeichnung dieses Vertrages impliziert 
nach Artikel 45 seine vorläufige Anwendung durch 
die Vertragsparteien. Deshalb schlägt die Kommis- 
sion dem Rat vor, den Vertrag zu unterzeichnen und 
ihn vorläufig anzuwenden, und sie unterbreitet ihm 
hierzu einen dem EG-Vertrag entsprechenden Be- 
schlußvorschlag sowie den Entwurf eines Beschlus- 
ses des Rates und der Kommission im Sinne des 
EGKS-Vertrages und des EURATOM-Vertrages, zu 
dem die Stellungnahme des Rates erforderlich ist. 

4 . Nach Auffassung der Kommission muß das Parla- 
ment zu dem Beschlußvorschlag über die Unterzeich- 
nung und die vorläufige Anwendung konsultiert 
werden. Die endgültige Annahme des Vertrages 
setzt wegen der institutioneilen Implikationen die 
Zustimmung des Parlaments nach Artikel 228 (3) Pa- 
ragraph 2 voraus. Nach Auffassung der Kommission 
kann jedoch zur vorläufigen Anwendung des Vertra- 
ges ein flexibleres Verfahren angewendet worden, 
und es wird deshalb vorgeschlagen, das Parlament 
um eine einfache Stellungnahme zu ersuchen ent- 
sprechend dem Verfahren, das bei der provisorischen 


Inkraftsetzung der Vereinbarung über die Einrich- 
tung eines internationalen Zentrums für Wissen- 
schaft und Technologie in Moskau befolgt worden ist 
(Verordnung des Rates Nr. 500/94 vom 21. Februar 
1994). 

5 . Die Kommission ist der Meinung, daß die Unter- 
zeichnung des Vertrages durch die Gemeinschaft 
und seine vorläufige Anwendung eine wichtige 
Etappe auf dem Wege zum Ausbau der Zusammen- 
arbeit mit den Ländern Mittel- und Osteuropas und 
den Ländern der GUS darstellt. Zunächst einmal 
bringt der Vertrag erhöhte Rechtssicherheit für Inve- 
storen, indem er ihnen den Vorteil der Inländerbe- 
handlung einräumt, macht er bei der Behandlung 
der Investitionen Transparenz zur Pflicht und gibt er 
den Verbraucherländern Versorgungsgarantien, So- 
dann beinhalten die Modalitäten der Umsetzung 
(Sekretariat, Ministerkonferenz, Anerkennung der 
Arbritragenmechanismen) gewisse Überwachungs- 
garantien. Gewiß bedarf der Vertrag noch der Nach- 
besserung insoweit, als er für neue Investoren nur 
eine begrenzte Rechtsgarantie gewährleistet (Vorin- 
vestitionsphase); diese Situation wurde einerseits 
hingenommen, um das Entstehen von Ausnahmeli- 
sten zu vermeiden, die von den Ländern des Ostens - 
angesichts der heutigen noch in Bewegung befindli- 
chen Gesetzgebung - unweigerlich eingeführt wor- 
den wären, und andererseits, weil die Verpflichtung 
festgeschrieben wurde, ab Januar 1995 mit der Aus- 
handlung eines zweiten Vertrages über die Vorinve- 
stitionsphase zu beginnen. 

6 . Die Kommission schlägt dem Rat deshalb vor, 

- den beigefügten Beschluß zur Unterzeichnung 
und vorläufigen Anwendung durch die Europäi- 
sche Gemeinschaft zu verabschieden, 

- seine Befürwortende Stellungnahme zu dem Ent- 
wurf eines Beschlusses der Kommission gemäß 
den Bestimmungen des EGKS-Vertrages nach 
Übermittlung der Stellungnahme des beratenden 
Ausschusses der EGKS abzugeben, 

- den Entwurf eines Beschlusses gemäß den Bestim- 
mungen des EURATOM-Vertrages gutzuheißen. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Unterzeichnung des Vertrages über die 
Europäische Energiecharta und seine vorläufige Anwendung durch die Europäische Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 73 c 
Absatz 2, Artikel 113 und Artikel 235 in Verbindung 
mit Artikel 228 Absatz 2 zweiter Satz und Absatz 3 
erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Energiecharta ist am 17. Dezember 
1991 von der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten unterzeichnet worden. 

Die Unterzeichner der Europäischen Energiecharta 
haben sich verpflichtet, einen Vertrag über die Ener- 
giecharta auszuhandeln, um den in der Charta auf- 
geführten Grundsätzen und Zielen einen internatio- 
nal gesicherten und rechtsverbindlichen Rahmen zu 
geben. 

Die Umsetzung der Europäischen Energiecharta ist 
für die Zukunft Europas von grundlegender Bedeu- 
tung; sie bildet eine einzigartige Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten der GUS und die Länder Mittel- und 
Osteuropas, ihr energiewirtschaftliches Potential aus- 
zubauen und so zur Erhöhung der Energieversor- 
gungssicherheit beizutragen. 

Es gilt, die Initiative und die zentrale Rolle, die die 
Gemeinschaft, gespielt hat, zu bewahren und zu festi- 
gen und es ihr zu ermöglichen, sich an der Durchfüh- 
rung des Vertrages in vollem Umfang zu beteiligen. 


Die Unterzeichnung und Anwendung des Vertrages 
über die Energiecharta werden zur Verwirklichung 
der Ziele der Gemeinschaft beitragen. Für die Verab- 
schiedung einiger in diesem Vertrag vorgesehener 
Maßnahmen sieht der EG-Vertrag keine anderen als 
die in Artikel 235 festgelegten Vollmachten vor. 

Deshalb ist es zweckmäßig, den Vertrag im Namen 
der Europäischen Gemeinschaft vorbehaltlich seines 
späteren Abschlusses zu unterzeichnen und ihn ge- 
mäß seinen Bestimmungen unbeschadet des für sei- 
nen späteren Abschluß erforderlichen Verfahrens 
vorläufig anzuwenden - 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

1. Der Vertrag über die Europäische Energiecharta 
wird von der Europäischen Gemeinschaft vorbe- 
haltlich seines späteren Abschlusses unterzeich- 
net. 

2. Der Präsident des Rates ist ermächtigt, die Per- 
son(en) zu benennen, die befugt ist (sind), den 
Vertrag zu unterzeichnen. 

3. Der Wortlaut des Vertrages ist diesem Beschluß als 
Anlage beigefügt. 


Artikel 2 

Der Vertrag über die Europäische Energiecharta 
wird ab seiner Unterzeichnung vorläufig angewandt. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates und der Kommission vom , . . über die Unterzeichnung 
des Vertrages über die Europäische Energiecharta und seine vorläufige Anwendung durch die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die Europäische Atomgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ins- 
besondere auf Artikel 95 Absatz 1, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 101 Absatz 2, 

mit einmütiger Zustimmung des Rates, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses der 
EGKS und des Europäischen Parlaments, 

gestützt auf einen von der Kommission vorgelegten 
Vorschlag für einen Beschluß des Rates, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Energiecharta ist am 17. Dezember 
1991 von der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten unterzeichnet worden. 

Alle Unterzeichner der Europäischen Energiecharta 
haben sich verpflichtet, einen Vertrag über die Ener- 
giecharta auszuhandeln, um den in der Charta auf- 
geführten Verpflichtungen einen international gesi- 
cherten und rechtsverbindlichen Rahmen zu geben. 

Die Europäische Energiecharta ist für die Zukunft 
Europas von grundlegender Bedeutung; sie bildet 
eine einzigartige Möglichkeit für die Mitgliedstaaten 
der GUS und die Länder Mittel- und Osteuropas, ihr 
energiewirtschaftliches Potential auszubauen und so 
zur Erhöhung der Energieversorgungssicherheit bei- 
zutragen. 


Es gilt, den europäischen Charakter der Initiative 
und die zentrale Rolle, die die Gemeinschaft hierbei 
gespielt hat, zu bewahren und zu festigen. 

Die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des 
Vertrages über die Energiecharta werden zur Ver- 
wirklichung der Ziele der Gemeinschaften (EGKS 
und EAG) beitragen, und die von diesem Vertrag 
festgelegten Maßnahmen gehen über die Zuständig- 
keiten der EGKS, wie an anderem Ort als in 
Artikel 95 definiert, hinaus. 

Deshalb ist es zweckmäßig, den Vertrag im Namen 
der EGKS und der EAG vorbehaltlich seines späteren 
Abschlusses zu unterzeichnen und ihn gemäß seinen 
Bestimmungen unbeschadet des für seinen späteren 
Abschluß erforderlichen Verfahrens vorläufig anzu- 
wenden - 

BESCHLIESSEN: 


Artikel 1 

1. Der Vertrag über die Europäische Energiecharta 
wird von der Europäischen Gemeinschaft für Koh- 
le und Stahl und von der Europäischen Atomge- 
meinschaft vorbehaltlich seines späteren Ab- 
schlusses unterzeichnet. 

2. Der Wortlaut des Vertrages ist in der Anlage bei- 
gefügt. 


Artikel 2 

Der Vertrag wird ab seiner Unterzeichnung vorläu- 
fig angewandt. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 
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Anlage 


Zusammenfassung des Inhaltes des Europäischen Energiechartavertrags 


Der Gedanke einer europäischen Energiegemein- 
schaft wurde erstmals am 25. Juni 1990 auf dem 
Europäischen Rat von Dublin von Premierminister 
Lubbers vorgetragen. Es geht darum, die nötige 
Technologie sowie das vorhandene Know-how und 
Kapital für den Dienst der Erkundung, Erschließung 
und Nutzung der Öl- und Gasvorkommen in den 
Ländern Mittel- und Osteuropas (MOEL), insbeson- 
dere in den neuerdings unabhängigen Republiken 
der ehemaligen Sowjetunion, GUS, sicherzustellen. 
Dies würde zur wirtschaftlichen Entwicklung dieser 
Länder beitragen, während die Versorgung der Ver- 
braucherländer mit Öl und Gas sicherer werden wird. 
Der Energiesektor wurde für ein solch ehrgeiziges 
Vorhaben gewählt, weil in diesem Bereich die besten 
Aussichten bestehen, für beide Seiten rasch zu hand- 
festen wirtschaftlichen Ergebnissen zu gelangen. 

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) signalisierte am 19. bis 21. Novem- 
ber 1990 in Paris ihre Unterstützung für den Lubbers- 
Plan: Lubbers und Delors schlugen gemeinsam die 
Einsetzung einer Konferenz vor, auf der die von der 
Kommission entworfene Europäische Energiecharta 
verhandelt werden sollte. 


Die Energiecharta: Eine politische Verpflichtung 

Die Verhandlungen fanden in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1991 statt. Beteiligt waren alle europäischen 
Nationen einschließlich der MOEL und der GUS. 
Nach längeren Erörterungen im Rat für allgemeine 
Angelegenheiten im Juni 1991 wurden auch die USA 
(aufgrund ihrer nachdrücklich vorgebrachten Bitte) 
und die anderen nichteuropäischen Mitglieder der 
OECD zur Konferenz eingeladen. Nach dem Schluß- 
dokument der Haager Konferenz über die Euro- 
päische Energiecharta einigten sich die Vertreter von 
48 Staaten und der EG am 17. Dezember 1991 auf die 
Ziele und Grundsätze der Charta. 

Die Ziele der Charta sind breit angelegt: Verbesse- 
rung der Versorgungssicherheit, höchstmöglicher 
Wirkungsgrad bei der Produktion, Umwandlung, Be- 
förderung, Verteilung und Nutzung von Energie, er- 
höhte Sicherheit und geringstmögliche Schädigung 
der Umwelt. 

Diesen Zielsetzungen entsprechen vier Grundsätze, 
die den Rahmen bilden: 

1) der Grundsatz, daß der Staat souverän über die 
Naturschätze bleibt, 

2) der Grundsatz der Nichtdiskriminierung, 

3) der Grundsatz marktgerechter Preisgestaltung 
und 

4) der Grundsatz der Minimierung der Umweltbela- 
stung. 


Die Charta beschreibt im einzelnen, wie die oben 
aufgestellten Ziele in den acht Aktionsfeldern umge- 
setzt werden sollen: 

1) Zugang zu den Energievorkommen und deren Er- 
schließung, 

2) Zugang zu den Märkten, 

3) Liberalisierung des Handels mit Energieerzeug- 
nissen, 

4) Förderung und Schutz von Investitionen, 

5) Sicherheitsgrundsätze und -leitlinien, 

6) Forschung und technologische Entwicklung, Inno- 
vationen und Verbreitung, 

7) Energieeffizienz und Umweltschutz, 

8) Erziehung und Ausbildung. 

Der Entwurf der Europäischen Energiecharta 

In der Charta verpflichten sich die Unterzeichner, die 
Ziele und Grundsätze der Charta zu verfolgen und 
ihre Zusammenarbeit so bald wie möglich zu ver- 
wirklichen, indem sie in gutem Glauben einen Ver- 
trag aushandeln. 

Anders als die Charta, die eine politische Absichtser- 
klärung darstellt, soll der Vertrag rechtsverbindlich 
werden und für alle Vertragsparteien Rechte und 
Pflichten schaffen. Der Vertrag besteht aus einer Prä- 
ambel und rund 50 Artikeln, er gliedert sich in acht 
Teile und wird durch mehrere Anhänge ergänzt. Zu- 
sätzlich haben sich die Vertragsparteien verpflichtet, 
zwei sektorenbezogene Protokolle - über Energie- 
effizienz und nukleare Sicherheit - auszuhandeln. 

Der Inhalt der Energiecharta 

Der Vertrag legt fest, daß der Handel mit Energieer- 
zeugnissen zwischen den Vertragsparteien den Be- 
stimmungen des Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und den abgeleiteten Rechtsakten unterwor- 
fen ist. Dies gilt auch für Vertragsparteien, die nicht 
Vertragsparteien des GATT sind. Für diese Vertrags- 
parteien sieht die Charta mutatis mutandum die An- 
wendung der GATT-Bestimmungen vor. 

Eine spezifische Ausnahme von der allgemeinen 
„GATT-by-Reference" -Behandlung des Chartaver- 
trags für nuklearen Handel ist möglich; Rußland und 
EG haben der Anwendung von Artikel 22 des Part- 
nerschaftsabkommens im Chartarahmen zuge- 
stimmt. Hierfür besteht keine zeitliche Grenze, aber 
- in Übereinstimmung mit Artikel 22 des Partner- 
schaflsabkommens - wurde die Möglichkeit einer 
weiteren, künftigen Vereinbarung über den nuklea- 
ren Handel zwischen Rußland und der EG einge- 
räumt. Eine ähnliche Lösung ist mit den anderen Re- 
publiken der GUS vorgesehen. 
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Es sei besonders darauf hingewiesen, daß die von 
einigen Mitgliedstaaten im Rahmen des EGKS-Ver- 
trages gewährten Subventionen zum Schutz ihres in- 
ländischen Kohlenbergbaus gebührend geschützt 
worden sind. 

Der Vertrag erkennt auch die Hoheit des Staates über 
die Energievorkommen an und schreibt insbesondere 
fest, daß jeder Staat das Recht behält zu entscheiden, 
welche geographischen Gebiete in seinem Hoheits- 
gebiet für die Aufsuche und Erschließung seiner 
Energievorkommen zur Verfügung gestellt werden 
und wie und in welchem Tempo diese Vorkommen 
abgebaut oder auf andere Weise erschlossen werden 
sollen. Die Vertragsparteien werden sich jedoch ver- 
pflichten, den Zugang zu den Vorkommen zu erleich- 
tern und deshalb für Spielregeln über Erkundung, 
Erschließung und Erwerb von Energieressourcen sor- 
gen, die transparent und nichtdiskriminierend sind. 

Der Vertrag sichert auch den Zugang zu den Märk- 
ten aller Vertragsparteien, wobei dem Erfordernis 
Rechnung getragen wird, daß den Marktkräften 
Spielraum eingeräumt und der Wettbewerb gefördert 
werden. 

Parallel mit der Handelsregelung stellt der Vertrag 
sicher, daß Ländern und Investoren der Transit durch 
dritte Länder offensteht, wenn sie ihre Energie nach 
Exportmärkten weiterleiten wollen. Hier legt der Ver- 
trag fest, daß jedes betroffene Land die notwendigen 
Maßnahmen treffen muß, die einen derartigen Tran- 
sit zum Beispiel über Gas- und Elektrizitätsverbund- 
netze erleichtern. Insbesondere wird ihnen unter- 
sagt, den Energiefluß im Falle von Streitigkeiten über 
die Transitbedingungen zu unterbrechen, bis eine 
gütliche Lösung gefunden ist bzw. ein Schiedsge- 
richtsurteil vorliegt. 

Die Förderung und der Schutz von Investitionen galt 
immer als ein Hauptelement der Verhandlung. 
Artikel 13, der hierzu die Schlüsselbestimmungen 
enthält, stellt auf die Förderung von Investitionen ab 
und legt den Standard für die Behandlung ausländi- 
scher Investoren fest. Die Vertragsparteien werden 
verpflichtet, für dauerhafte, gerechte, günstige und 
transparente Bedingungen für ausländische Investi- 
tionen in ihrem Gebiet zu sorgen. 

Der Grundsatz der Inländerbehandlung war einer 
der umstrittensten Verhandlungspunkte. Wenn eine 
Vertragspartei der Inländerbehandlung zugestimmt 
hat, muß sie ausländische Gesellschaften und Inve- 
storen genau wie ihre Staatsangehörigen bzw. inlän- 
dischen Firmen behandeln. 

Beim Abschluß der Verhandlungen hatten sich alle 
Vertragsparteien auf den Grundsatz der Inländerbe- 
handlung nach erfolgter Investition, also in der 
Phase, wo die Nutzung stattfindet, geeinigt. Größere 
Meinungsverschiedenheiten herrschten dagegen 
noch in der Frage, ob die Inländerbehandliing in der 
Vor-Investitions-Phase gelten könne, also in der 
Phase, wo Grundstücke und Anlagen erworben, Li- 
zenzen eingeholt werden usw. 

Gewisse Ausnahmen von der vollen Inländerbehand- 
lung in der Vor-Investitions-Phase wurden zugestan- 
den, diese müssen aber eindeutig in einem Anhang 


vermerkt sein. Sie unterliegen einem Moratorium 
und wo möglich einer Rekursionsklausel. Rußland 
stellte klar, es sei nicht in der Lage, eine definitive 
2Liste von Ausnahmen vorzulegen, da eine nationale 
Gesetzgebung noch ausstehe. 

Um sich nicht festzufahren, schlug die EG ein Vorge- 
hen in zwei Stufen vor. Jede Stufe stellt demnach 
eine vollständige selbständige Vereinbarung dar, die 
nach den nationalen Verfahren ratifiziert werden 
muß. 

Die Vereinbarung der ersten Stufe enthält alle Artikel 
des Vertrages, über die Einigung erzielt werden 
konnte, nämlich Handel, Transit, Zugang zu interna- 
tionalen Streitbeilegungsverfahren, Inländerbehand- 
lung für Investitionen in der Post-Investitions-Phase. 
Investitionen in der Vor-Investitions-Phase erhalten 
die beste inländische Behandlung oder Meistbegün- 
stigung auf freiwilliger Basis („Best Efforts"). 

Das Endziel der zweiten Stufe ist in der Vereinba- 
rung der Stufe 1 bereits festgelegt: Alle Unterzeich- 
ner der letzteren verpflichten sich, die Inländerbe- 
handlung auf die Vor-Investitions-Phase anzuwen- 
den, sobald sie die „Vereinbarung der Stufe 2“ unter- 
zeichnen. 

Die Unterzeichner werden binnen drei Jahren (be- 
ginnend am 1. Januar 1995) in Verhandlungen klä- 
ren, unter welchen Bedingungen der Grundsatz der 
Inländerbehandlung in der Vorinvestitionsphase gel- 
ten soll und welche grundsätzlichen Ausnahmen 
hiervon erlaubt sein sollen. Die Verhandlungen soll- 
ten darauf hinauslaufen, daß die Zahl der dann noch 
für erforderlich angesehenen Ausnahmen, die ihre 
Rechtsvorschriften (wenn überhaupt) zulassen, auf 
ein Minimum beschränkt werden. 

In diesem Dreijahreszeitraum kann sich eine Ver- 
tragspartei jederzeit freiwillig verpflichten, Investo- 
ren anderer Vertragsparteien Inländerbehandlung 
bzw. Meistbegünstigung - je nachdem, was günsti- 
ger ist - zu gewähren. 

Der Vertrag setzt zwei Organe ein, die Chartakonfe- 
renz und das Sekretariat. Die Chartakonferenz, die 
regelmäßig Zusammentritt, ist das einzige Gremium, 
das Entscheidungen fällt, und zwar in folgenden An- 
gelegenheiten: Erledigung von Aufgaben, die der 
Vertrag zuweist, Überwachung und Förderung der 
Umsetzung des Vertrages, Koordinierung aller Maß- 
nahmen im Einklang mit dem Vertrag, Verabschie- 
dung von Arbeitsprogrammen, die das Sekretariat 
durchzuführen hat, Feststellung der Jahresabrech- 
nung und des Budgets des Sekretariats, Genehmi- 
gung der Aushandlung und Annahme von Protokol- 
len, Annahme von Änderungen zum Vertrag, Bestel- 
lung des Generalsekretärs und Treffen aller Entschei- 
dungen zur Einrichtung und zur Arbeitsweise des 
Sekretariats. 

Außerdem muß die Chartakonferenz mit anderen 
Institutionen und internationalen Organisationen 
im Energiebereich Zusammenarbeiten und deren 
Dienstleistungen und Programme soweit irgend sinn- 
voll nutzen. Jede Vertragspartei kann einen Vertreter 
in die Chartakonferenz entsenden. 
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Das Sekretariat besteht aus dem Generalsekretär 
und einem Minimum an Personal, wie es zum effi- 
zienten Arbeiten erforderlich ist. Es unterstützt die 
Chartakonferenz bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
Es bleibt selbst klein, kann aber einen Teil seiner 
Arbeit an Vertragnehmer (externe Institutionen) de- 
legieren. 

Umweltaspekte 

Speziell kommt der Umweltschutz zur Sprache in 
Artikel 22. Dieser Artikel besagt, daß die Vertrags- 
parteien Vorsorge treffen müssen, um die Umwelt 
nicht mehr als unbedingt notwendig zu belasten. Es 
soll in umweltgerechter und wirtschaftlich effizienter 
Weise vorgegangen werden. Grundsätzlich haftet 
der Verursacher für die von ihm angerichteten Schä- 
den. Es werden Ziele aufgeführt, die in der Umwelt- 
schutzpolitik der Vertragsparteien zu berücksichti- 
gen sind. 

Protokoll zur Energieeffizienz 

Zusätzlich zu den im Vertrag selbst enthaltenen Be- 
stimmungen zum Umweltschutz wurde ein spezifi- 
sches Protokoll zur Energieeffizienz ausgehandelt. 
Dieses Protokoll legt ausführlich Maßnahmen zur 
Verbesserung von Energieeffizienz und zur Förde- 
rung von Energieeinsparungen dar. Das Hauptziel 
dieses Protokolls ist zu sichern, daß Aktivitäten im 
Energiebereich, von Gewinnung bis Endverbrauch, 
in Einklang mit dem Umweltschutz ausgeführt wer- 
den und die Umwelt sowenig wie möglich belasten. 

Beteiligung der EG am Vertrag 

Der Vertrag sieht ausdrücklich den Beitritt von Staa- 
ten und Organisationen eines regionalen Wirtschafts- 
zusammenschlusses (REIO) - selbstverständlich nach 
Unterzeichnung der Charta - vor. 

Die EG hat eine Anzahl Stimmen, die der Zahl ihrer 
Mitgliedstaaten, die Vertragspartei des Vertrages 
sind, entspricht. Sie übt ihr Wahlrecht nicht aus, 
wenn es die Mitgliedstaaten tun und vice versa. 

Eine spezielle Klausel wurde eingeführt, um die be- 
stehende Gesetzgebung der Gemeinschaft und ihren 
beweglichen Charakter zu schützen. 

Streitbeilegungsverfahren 

In Teil V des Vertrages geht es hauptsächlich um die 
Beilegung von Streitigkeiten; dies ist eines der Kern- 
stücke des Vertrages. Es wird unterschieden zwi- 
schen Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien und 
Streitigkeiten zwischen einem Investor und einer 
Vertragspartei. 

1. Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien betref- 
fend den Handel sind, wenn sie Vertragsparteien 
des GATT sind, dessen Streitbeilegungsverfahren 
unterworfen. Wenn eine oder mehrere der am 
Streit beteiligten Parteien nicht GATT-Mitglieder 
sind, wird der Streitfall einer GATT- ähnlichen Ad- 
hoc-Regelung unterworfen. 


Für Streitfälle betreffend die Anwendung oder 
Auslegung dieses Vertrags sind Ad-hoc-Bestim- 
mungen vorgesehen. 

2. Für Streitigkeiten zwischen einer Vertragspartei 
und einem Investor werden in Artikel 30 mehrere 
Mechanismen zur Option gestellt. Darüber hinaus 
sieht Artikel 30 die bedingungslose Zustimmung 
der Vertragsparteien zur Inanspruchnahme inter- 
nationaler Schiedsverfahren vor. 

Die Mechanismen zur Beilegung von Streitigkeiten, 
wie sie im Vertrag enthalten sind, vergleichen sich 
auf günstige Weise mit dem, was andere Verträge 
enthalten. Der Umstand, daß sie für viele Unstimmig- 
keiten endgültige, verbindliche Lösungen vorsehen, 
verdient hervorgehoben zu werden. 

Übergangsvereinbarungen 

Der Vertrag sieht vor, daß nach seiner Unterzeich- 
nung und Ratifizierung nicht alle Bestimmungen so- 
fort für alle Unterzeichner in gleicher Weise anwend- 
bar sind. Länder im Übergang, die Zeit für die An- 
passung an die Marktwirtschaft benötigen, können 
von Übergangsregelungen Gebrauch machen. 

Diese können in bezug auf eine begrenzte Anzahl 
von Bestimmungen in Anspruch genommen werden, 
einschließlich den Konkurrenz- und Transitbestim- 
mungen. Jeder Antrag auf Geltendmachung von 
Übergangsmaßnahmen muß angeben: 

1) die Artikel, denen ein Staat noch nicht entspre- 
chen kann, 

2) die objektiven Gründe hierfür, 

3) die Natur der Übergangsmaßnahmen, 

4) die Dauer der Übergangsmaßnahmen, 

5) die von einem Staat ergriffenen bzw. geplanten 
Maßnahmen, um allen Vertragspflichten so bald 
wie möglich in vollem Umfang nachzukommen. 

Natürlich sollte die Dauer der Übergangsmaßnah- 
men so kurz wie möglich gehalten werden. Darum 
haben die Vertragsparteien sich auf den 1. Juli 2001 
als Zieltermin verständigt, von dem ab die Erfüllung 
der Vertragspflichten gewährleistet sein soll. 

Tragweite des Vertrages 

Wie die Dinge jetzt stehen, gilt der Vertrag nur für 
die Energieerzeugnisse nach Artikel 1 Absatz 4. Die 
Entscheidung wurde vorerst aufgeschoben. Sie wird 
später in Form eines Protokolls auszuhandeln sein, 
nachdem der Vertrag unterzeichnet ist. 

Inkrafttreten 

Der Vertrag tritt in Kraft, nachdem er von 30 Unter- 
zeichnern ratifiziert wurde. In der Zwischenzeit ist 
eine Bestimmung über die vorläufige Anwendung 
des Vertrages durch die Unterzeichner vorgesehen, 
insoweit als dies aufgrund ihrer Verfassung, Gesetze 
und Verordnungen zulässig ist. 
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14. September 1994 


I. Schlußakte der Europäischen Energiechartakonferenz 


Die abschließende Plenarsitzung der Europäischen 
Energiechartakonferenz fand am 15.-17. Dezember 
1994 in Lissabon statt. Teilnehmer an der Konferenz 
waren die Vertreter von Albanien, Armenien, Austra- 
lien, Österreich, Aserbaidschan, Belgien, Belarus, 
Bulgarien, Kanada, Kroatien, Zypern, der Tschechi- 
schen Republik, von Dänemark, Estland, der Europäi- 
schen Gemeinschaft, von Finnland, Frankreich, Geor- 
gien, Deutschland, Griechenland, Ungarn, Island, 
Irland, Italien, Japan, Kasachstan, Kirgisistan, Lett- 


II. Hintergrund 


Beim Europäischen Rat vom Juni 1990 in Dublin trug 
der Regierungschef der Niederlande den Gedanken 
vor, die Wirtschaftsentwicklung in Osteuropa und 
der vormaligen Sowjetunion könnte sich durch eine 
systematische Zusammenarbeit im Energiebereich 
katalysieren und beschleunigen lassen. Dieser Ge- 
danke wurde vom Rat günstig aufgenommen, und 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
wurde aufgefordert zu untersuchen, wie eine solche 
Zusammenarbeit am besten zustande gebracht 
werden könnte. Im Februar 1991 schlug die Kom- 
mission das Konzept einer Europäischen Energie- 
charta vor. 

Nach einer Aussprache über den Kommissionsvor- 
schlag im EG-Ministerrat lud die Europäische Ge- 
meinschaft die anderen Länder West- und Osteuro- 
pas, die Sowjetunion und die nichteuropäischen 
OECD-Mitgliedsländer ein, an einer für Juli 1991 in 
Brüssel anberaumten Konferenz teilzunehmen, in der 
über die Europäische Energiecharta verhandelt wer- 
den sollte. Eine Reihe weiterer Länder und interna- 
tionaler Organisationen wurden als Beobachter zu 
der Konferenz geladen. 

Die Verhandlungen über die Europäische Energie- 
charta wurden 1991 abgeschlossen. Die Charta wur- 
de mit der Unterzeichnung eines Schlußdokuments 
am 16./17. Dezember 1991 auf einer Konferenz im 


IN. Der Energiechartavertrag 


Als Ergebnis ihrer Überlegungen verabschiedete die 
Konferenz den Wortlaut des Europäischen Ener- 
giechartavertrages (nachstehend als „der Vertrag" 
bezeichnet und in Anhang 1 beigefügt) sowie Erklä- 


land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mol- 
dawien, der Niederlande, von Norwegen, Polen, Por- 
tugal, Rumänien, der Russischen Föderation, der Slo- 
wakei, von Slowenien, Spanien, Schweden, der 
Schweiz, von Tadschikistan, der Türkei, von Turkme- 
nistan, der Ukraine, des Vereinigten Königreichs, der 
Vereinigten Staaten von Amerika und von Usbekistan 
(nachstehend als „die Vertreter" bezeichnet), außer- 
dem eingeladene Beobachter aus verschiedenen Län- 
dern sowie von internationalen Organisationen. 


Haag verabschiedet. Zu den (damaligen oder nach- 
ti;äglichen) Unterzeichnern der Charta gehören alle 
unter Ziffer I aufgeführten Parteien mit Ausnahme 
der Beobachter. 

Die Unterzeichner der Europäischen Energiecharta 
verpflichteten sich dazu, 

„sich die Ziele und Grundsätze der Charta zu eigen 
zu machen und ihre Zusammenarbeit so bald wie 
möglich dadurch zu erweitern, daß sie in gutem 
Glauben ein Basisübereinkommen und Protokolle 
aushandeln". 

In diesem Sinne begann die Chartakonferenz mit 
den Verhandlungen über ein Basisübereinkommen, 
das später Energiechartavertrag genannt wurde und 
das darauf abzielt, die industrielle Zusammenarbeit 
zwischen Ost- und Westeuropa zu fördern, indem es 
auf dem Felde von Investitionen, Transit und Handel 
Rechtssicherheit schafft. Die Konferenz begann auch 
mit Verhandlungen über Protokolle über Energieeffi- 
zienz, nukleare Sicherheit und Kohlenwasserstoffe; 
im letzteren Falle wurden die Verhandlungen aller- 
dings später bis zur Vollendung des Chartavertrages 
wieder ausgesetzt. 

Die Verhandlungen über den Energiechartavertrag 
und das Energieeffizienzprotokoll sind 1994 erfolg- 
reich abgeschlossen worden. 


rungen dazu (in Anhang 2 beigefügt) und vereinbar- 
ten, den Vertrag vom 17. Dezember 1994 bis zum 
16. Juni 1995 in Lissabon zur Unterzeichnung aufzu- 
legen. 
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IV. Klarstellungen 


Mit der Unterzeichnung der Schlußakte einigten sich 

die Vertreter darauf, die folgenden Klarstellungen 

zum Vertrag zu verabschieden: 

1. Zum Vertrag insgesamt 

a) Die Vertreter unterstreichen, daß die Bestimmun- 
gen des Vertrages in dem Bev/ußtsein der beson- 
deren Natur des Vertrages, der nämlich einen 
Rechtsrahmen zur Förderung einer langfristigen 
Zusammenarbeit in einem bestimmten Wirt- 
schaftssektor bilden soll, vereinbart wurden und 
demzufolge nicht als Präzedenzfall im Zusammen- 
hang mit anderen internationalen Verhandlungen 
ausgelegt werden können. 

b) Die Bestimmungen des Vertrages 

i) verpflichten keine Vertragspartei, den zwingen- 
den Zugang Dritter einzuführen; 

ii) verhindern wohl die Verwendung von Tarifsy- 
stemen, die innerhalb einer bestimmten Ver- 
brauchergruppe identische Preise für Kunden 
an verschiedenen Standorten anwenden. 

c) Abweichungen von der Meistbegünstigung sind 
nicht für Maßnahmen gedacht, die sich gezielt auf 
einen Investor oder eine Gruppe von Investoren 
aus wirken, statt allgemein anwendbar zu sein. 

2. Zu Artikel 1 Absatz 5 

a) Die Vertragsparteien stellen klar, daß dieser Ver- 
trag keine anderen Rechte auf Wirtschaftstätigkei- 
ten verleiht als auf Wirtschaftstätigkeiten im Ener- 
giesektor. 

b) Folgende Tätigkeiten sind Beispiele für eine Wirt- 
schaftstätigkeit im Energiebereich: 

(i) die Erkundung, Aufsuche und Förderung von 
beispielsweise Öl, Gas, Kohle, Uran; 

(ii) der Bau und Betrieb von Energiegewinnungs- 
anlagen einschließlich Anlagen, die mit 
Windenergie und anderen erneuerbaren 
Energien betrieben werden; 

(iii) die Beförderung über Land, Verteilung, Spei- 
cherung und Lieferung von Energieerzeug- 
nissen, beispielsweise durch Übertragungs- 
und Verteilnetze und -fernleitungen oder 
über besondere Schienenwege, sowie der 
Bau solcher Einrichtungen einschließlich Ver- 
legen von Öl-, Gas- und Schlammkohle-Rohr- 
fernleitungen; 

(iv) die Beseitigung und Endlagerung von Abfäl- 
len aus energietechnischen Einrichtungen 
wie Kraftwerken, einschließlich radioaktiven 
Abfällen aus Kernkraftwerken; 


(v) die Stillegung energietechnischer Einrichtun- 
gen einschließlich Bohrplattformen, Ölraffine- 
rien und Kraftwerken; 

(vi) die Vermarktung und der Verkauf von sowie 
der Handel mit Energieerzeugnissen, z. B. 
Benzinverkauf an Endverbraucher; 

(vii) Forschungs-, Beratungs-, Planungs-, Mana- 
gement- und Entwicklungsarbeiten im Zu- 
sammenhang mit den oben genannten Tätig- 
keiten, einschließlich Arbeiten zur Verbesse- 
rung der Energieeffizienz. 

3. Zu Artikel 1 Absatz 6 

Um Klarheit darüber herzustellen, ob eine im Gebiet 
einer Vertragspartei vorgenommene Investition di- 
rekt oder indirekt von einem Investor einer anderen 
Vertragspartei beherrscht wird, wird „Beherrschung" 
einer Investition definiert als faktische Kontrolle, wie 
nach einer Prüfung der tatsächlichen Umstände in je- 
der Situation festgestellt. Bei einer solchen Prüfung 
sind alle relevanten Faktoren zu untersuchen, ein- 
schließlich 

a) finanzielle Beteiligungen des Investors, einschließ- 
lich seiner Eigentumsrechte an der Investition; 

b) seiner Fähigkeit, wesentlichen Einfluß auf die Ver- 
waltung und die Tätigkeiten der Investition zu 
nehmen, 

c) seiner Fähigkeit, wesentlichen Einfluß auf die 
Auswahl der Mitglieder des Verwaltungsgremi- 
ums (Vorstand bzw. Verwaltungsrat) zu nehmen. 

Bestehen Zweifel daran, ob ein Investor eine Investi- 
tion direkt oder indirekt beherrscht, liegt die Nach- 
weispflicht, daß eine solche Beherrschung besteht, 
bei dem Investor, der sich auf eine solche Beherr- 
schung beruft. 

4. Zu Artikel 1 Absatz 8 

Nach der australischen Politik der Auslandsinvesti- 
tionen gilt die Einrichtung eines neuen Bergbau- 
oder Rohstoffverarbeitungsbetriebs mit einer Ge- 
samtinvestition von 10 Mio. AUD oder mehr durch ei- 
nen ausländischen Investor als Vornahme einer neu- 
en Investition, auch wenn der betreffende Investor 
bereits ein ähnliches Unternehmen in Australien be- 
treibt. 


5. Zu Artikel 1 Absatz 12 

Die Vertragsparteien anerkennen die Notwendigkeit 
eines angemessenen und wirksamen Schutzes der 
Rechte des geistigen Eigentums nach den höchsten 
international akzeptierten Normen. 
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6. Zu Artikel 5 Absatz 1 

Die Zustimmung der Vertreter zu Artikel 5 impliziert 
nicht eine Stellungnahme zu der Frage, ob oder in 
welchem Umfang die Bestimmungen der Vereinba- 
rung über handelsbezogene Maßnahmen, die der 
Schlußakte der Uruguay-Runde über multilaterale 
Handelsverhandlungen beigefügt sind, in Artikel III 
und XI des GATT einbegriffen sind. 

7. Zu Artikel 6 

a) Das einseitige und abgestimmte wettbewerbswid- 
rige Verhalten im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 ist 
von jeder Vertragspartei im Einklang mit ihren Ge- 
setzen festzulegen und kann Raubbau einschlie- 
ßen. 

b) „Gesetze durchsetzen" schließt die Anwendung 
der Wettbewerbsgesetze einer Vertragspartei 
durch Untersuchungen, rechtliche Verfahren oder 
Verwaltungsmaßnahmen sowie durch jegliche 
Entscheidung oder neue Gesetze, mit denen eine 
Genehmigung erteilt oder verlängert wird, ein. 

8. Zu Artikel 7 Absatz 4 

Die anwendbaren Rechtsvorschriften schließen die 
Bestimmungen über den Umweltschutz, die Boden- 
nutzung, über Sicherheit oder technische Normen 
ein. 


9. Zu Artikel 9, 10 und Teil V 

Wenn die Programme einer Vertragspartei für öffent- 
liche Darlehen, Zuschüsse, Bürgschaften oder Versi- 
cherungen zur Förderung des Außenhandels oder 
von Auslandsinvestitionen nicht mit Investitionen 
oder damit zusammenhängenden Tätigkeiten von 
Investoren anderer Vertragsparteien in ihrem Gebiet 
im Zusammenhang, stehen, können solche Pro- 
gramme von bestimmten Voraussetzungen bezüglich 
der Beteiligung an ihnen abhängig gemacht werden. 

10. Zu Artikel 10 Absatz 4 

Der Zusatzvertrag wird die Bedingungen vorschrei- 
ben, unter denen die in Artikel 10 Absatz 3 beschrie- 
bene Behandlung anzuwenden ist. Diese Bedingun- 
gen schließen unter anderem Bestimmungen über 
den Verkauf oder die anderweitige Entäußerung 
staatlichen Vermögens (Privatisierung) bzw. den Ab- 
bau von Monopolen (Entmonopolisierung) ein. 

1 1. Zu Artikel 10 Absatz 4 und Artikel 29 Absatz 6 

Die Vertragsparteien können eine etwaige Verbin- 
dung zwischen den Bestimmungen von Artikel 29 
Absatz 6 und Artikel 10 Absatz 4 berücksichtigen. 

12. Zu Artikel 14 Absatz 5 

Es wird unterstellt, daß eine Vertragspartei, die eine 
Vereinbarung nach Artikel 14 Absatz 5 eingeht, 
sicherstellt, daß die Bedingungen der Vereinbarung 


nicht den Pflichten der Vertragspartei aus dem Inter- 
nationalen Währungsfonds zuwiderlaufen. 

13. Zu Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe i 

Jede Vertragspartei entscheidet selbst, in welchem 
Umfang die Bewertung und Überwachung der Um- 
weltauswirkungen rechtlichen Anforderungen unter- 
liegen sollten, welche Behörden für Entscheidungen 
aufgrund solcher Anforderungen zuständig und wel- 
che Verfahren anzuwenden sind. 


14. Zu Artikel 22 und 23 

Was den Handel mit Energieerzeugnissen angeht, 
wie in Artikel 29 geregelt, so enthält dieser Artikel 
die einschlägigen Bestimmungen zu diesen Angele- 
genheiten. 

15. Zu Artikel 24 Absatz 1 

Im GATT und den abgeleiteten Rechtsakten enthalte- 
ne Ausnahmen gelten zwischen Vertragsparteien, 
die Vertragsparteien des GATT sind, wie in Artikel 4 
anerkannt. Bezüglich des Handels mit Energieer- 
zeugnissen, der in Artikel 29 geregelt ist, enthält der 
genannte Artikel die anzuwendenden Ausnahmere- 
gelungen. 

16. Zu Artikel 26 Absatz 2 Buchstabe a 

Artikel 26 Absatz 2 Buchstabe a ist nicht dahin ge- 
hend auszulegen, daß die Vertragsparteien Teil III 
dieses Vertrages in ihr eigenes Recht umzusetzen ha- 
ben. 


17. Zu Artikel 26 und 27 

Die Bezugnahme auf vertragliche Verpflichtungen 
im vorletzten Satz von Artikel 10 Absatz 1 schließt 
Beschlüsse internationaler Organisationen, auch 
wenn sie rechtsverbindlich sind, sowie Verträge, die 
vor dem 1. Januar 1970 in Kraft getreten sind, nicht 
ein. 


18. Zu Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a 

a) Wo immer eine in diesem Absatz genannte Bestim- 
mung des GATT und der abgeleiteten Rechtsakte 
ein gemeinsames Tätigwerden von Parteien des 
GATT vorsieht, ist dies so zu verstehen, daß die 
Chartakonferenz tätig wird. 

b) Die Formulierung „wie sie am 1. März 1994 gelten 
und von den Vertragsparteien in ihrem Handel mit 
Energieerzeugnissen von Parteien des GATT unte- 
reinander praktiziert werden" ist nicht für Fälle 
gedacht, wo eine Vertragspartei des GATT sich auf 
Artikel XXXV des GATT berufen hat und damit 
das GATT gegenüber einer anderen Partei des 
GATT aussetzt, aber dennoch auf einer De-facto- 
Basis einseitig einige Bestimmungen des GATT je- 
ner anderen Vertragspartei des GATT gegenüber 
anwendet. 


10 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/349 


19. ZuArUkel 33 

Die vorläufige Chartakonferenz sollte frühestmöglich 
entscheiden, wie das Ziel von Titel III der Europäi- 
schen Energiecharta am besten umzusetzen ist, daß 
Protokolle ausgehandelt werden in Kooperationsbe- 
reichen, wie in Titel III der Charta aufgeführt. 


20. Zu Artikel 34 

a) Der vorläufige Generalsekretär sollte sich unver- 
züglich mit anderen internationalen Gremien in 
Verbindung setzen, um festzustellen, unter wel- 
chen Bedingungen sie unter Umständen bereit wä- 
ren, aus dem Vertrag und der Charta resultierende 
Aufgaben zu übernehmen. Der vorläufige General- 
sekretär könnte der vorläufigen Chartakonferenz 
auf der Sitzung, die nach Artikel 45 Absatz 4 späte- 
stens 180 Tage nach Auflage zur Unterzeichnung 
einzuberufen ist, Bericht erstatten. 

b) Die Chartakonferenz sollte den Haushaltsplan vor 
Beginn des Haushaltsjahres feststellen und den 
Jahresabschluß genehmigen. 


21. Zu Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe i 

Die technischen Änderungen an den Anhängen 
könnten zum Beispiel die Streichung von Nichtun- 


V. Erklärungen 


Die Vertreter erklärten, daß Artikel 18 Absatz 2 nicht 
so ausgelegt werden darf, daß er es erlaubt, die An- 


VI. 


Die Vertreter nehmen von den folgenden Erklärun- 
gen Kenntnis, die zum Vertrag abgegeben wurden: 


1. Zu Artikel 1 Absatz 6 

Die russische Föderation wünscht, daß bei den Ver- 
handlungen zum in Artikel 10 Absatz 4 erwähnten 
Zusatzvertrag die Frage der Wichtigkeit der nationa- 
len Gesetzesvorschriften in bezug auf die Kontrolle, 
wie in der Klarstellung zu Artikel 1 Absatz 6 ausge- 
drückt, erneut überdacht wird. 


2. Zu Artikel 7 

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitglied- 
staaten sowie Österreich, Norwegen, Schweden und 


terzeichnern (bzw. Unterzeichnern, die nach einer 
entsprechenden Frist nicht ratifiziert haben) aus der 
Liste oder Erweiterungen der Listen N und VC ein- 
schließen. Es wird davon ausgegangen, daß derartige 
Änderungen im gegebenen Falle der Chartakonfe- 
renz vom Sekretariat vorgeschlagen werden. 


22. Zum Anhang TFU(l) 

a) Wenn einige Parteien eines in Absatz 1 genann- 
ten Abkommens den Vertrag nicht rechtzeitig zur 
Notifizierung unterzeichnet haben bzw. ihm bei- 
getreten sind, können diejenigen Parteien des 
Abkommens, die den Vertrag unterzeichnet ha- 
ben bzw. ihm beigetreten sind, in ihrem Namen 
notifizieren. 

b) Die Notwendigkeit, Abkommen rein kommerziel- 
len Charakters generell zu notifizieren, wird nicht 
ins Auge gefaßt, weil derartige Abkommen nicht 
die Frage der Einhaltung des Artikels 29 Absatz 2 
Buchstabe a aufwerfen dürften, selbst wenn sie 
von staatlichen Organen eingegangen werden. 
Die Chartakonferenz könnte indessen für Zwecke 
dieses Anhangs klären, welche Typen von Abkom- 
men nach Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b der No- 
tifizierung bedürfen und welche nicht. 


Wendung der anderen Bestimmungen des Vertrages 
zu umgehen. 


Finnland erklären, daß die Bestimmungen von 
Artikel 7 den Regeln des internationalen Rechts be- 
züglich unterseeische Kabel und Pipelines unterlie- 
gen bzw., soweit solche Regeln nicht existieren, dem 
allgemeinen Völkerrecht. 

Sie erklären ferner, daß Artikel 7 nicht beabsichtigt, 
die Auslegung bestehenden internationalen Rechts 
bezüglich unterseeische Kabel und Pipelines zu be- 
einträchtigen und diese auch nicht beeinträchtigen 
kann. 

3. Zu Artikel 10 

Kanada und die Vereinigten Staaten bekräftigen, daß 
sie die Bestimmungen von Artikel 10 im Einklang mit 
folgenden Überlegungen anwenden werden: 
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Für die Zwecke der Abschätzung der Behandlung, 
die Investoren anderer Vertragsparteien und ihren 
Investitionen eingeräumt werden muß, werden die 
jeweiligen Umstände von Fall zu Fall zu erwägen 
sein. Ein Vergleich zwischen der Behandlung, die In- 
vestoren einer Vertragspartei bzw: deren Investitio- 
nen gewährt v^rd, und den Investitionen oder Inve- 
storen einer anderen Vertragspartei ist nur gültig, 
wenn er zwischen Investoren und Investitionen in 
vergleichbaren Umständen angestellt wird. Bei der 
Festlegung, ob differenzierte Behandlung von Inve- 
storen oder Investitionen mit Artikel 10 vereinbar ist, 
müssen zwei grundlegende Faktoren berücksichtigt 
werden: 

Der erste Faktor: Die politischen Ziele der Vertrags- 
parteien auf verschiedenen Gebieten, soweit sie ver- 
einbar sind mit den Grundsätzen der Nichtdiskrimi- 
nierung von Artikel 10. Legitime politische Ziele kön- 
nen die differenzierte Behandlung ausländischer In- 
vestoren und ihrer Investitionen rechtfertigen, wenn 
man einer Unähnlichkeit der relevanten Umstände 
zwischen diesen Investoren und ihren Investitionen 
und ihren inländischen Gegenstücken gerecht wer- 
den will. Das Ziel zum Beispiel der Sicherung der In- 
tegrität des inländischen Finanzierungssystems wür- 
de aufsichtsrechtliche Maßnahmen gegenüber aus- 
ländischen Investoren oder Investitionen rechtferti- 
gen, wo derartige Maßnahmen unnötig wären, um 
dieselben Ziele zu erreichen, soweit es um heimische 
Investoren oder Investitionen geht. Die ausländi- 
schen Investoren oder ihre Investitionen befinden 
sich somit nicht in „vergleichbaren Umständen" wie 
die inländischen. Somit würde eine derartige Maß- 
nahme zwar unterschiedliche Behandlung bedeuten, 
liefe aber doch Artikel 10 nicht zuwider. 

Der zweite Faktor: das Ausmaß, in dem die Maßnah- 
me motiviert ist durch den Umstand, daß der betref- 
fende Investor bzw. seine Investition auswärtigen 
Eignern gehört bzw. von ihnen beherrscht wird. Eine 
Maßnahme, die spezifisch auf Investoren zugeschnit- 
ten ist, weil sie Ausländer sind, ohne angemessenes 
Gegengewicht an politischen Gründen im Sinne des 
vorstehenden Absatzes, verstößt gegen die Grund- 
sätze von Artikel 10. Der ausländische Investor und 
seine Investition wäre „in einer vergleichbaren Situa- 
tion" wie der inländische, und die Maßnahme ver- 
stieße damit gegen Artikel 10. 

4. Zu Artikel 25 

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitglied- 
staaten erinnern daran, daß im Einklang mit 
Artikel 58 des Vertrages zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft 

a) nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
gegründete Gesellschaften oder Firmen, die ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder 
ihre Hauptniederlassung innerhalb der Gemein- 
schaft haben, gemäß Teil Drei Titel III Kapitel 2 
EG-Vertrag hinsichtlich ihres Niederlassungs- 
rechts in gleicher Weise zu behandeln sind wie na- 
türliche Personen, die Angehörige von Mitglied- 
staaten sind; Gesellschaften und Firmen, die nur 
ihren satzungsmäßigen Sitz in der Gemeinschaft 
haben, müssen zu diesem Zweck eine tatsächliche 


und dauerhafte Verbindung zu der Wirtschaft ei- 
nes der Mitgliedstaaten aufweisen; 

b) als „Gesellschaften und Firmen" gelten Gesell- 
schaften und Firmen des bürgerlichen Rechts und 
des Handelsrechts, einschließlich Genossenschaf- 
ten, und die sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme 
derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen. 

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaa- 
ten erinnern ferner daran, daß das Gemeinschaftsrecht 
die Möglichkeit bietet, die oben beschriebene Be- 
handlung auf Zweigniederlassungen von Gesellschaf- 
ten und Firmen auszudehnen, die nicht in einem der 
Mitgliedstaaten niedergelassen sind. Außerdem er- 
laubt die Anwendung von Artikel 25 des Energiechar- 
tavertrages nur diejenigen Abweichungen, die not- 
wendig sind zur Wahrung der Präferenzbehandlung 
als Ergebnis des weiteren Prozesses der Wirtschaftsin- 
tegration, die aus den Verträgen über die Europäi- 
schen Gemeinschaften resultiert. 

5. Zu Artikel 40 

Dänemark erinnert daran, daß die Europäische Ener- 
giecharta für Grönland und die Färöer-Inseln so lange 
nicht gilt, bis eine diesbezügliche Erklärung seitens 
der Regierungen Grönlands und der Färöer-Inseln 
vorliegt. 

Mit diesem Vorbehalt bestätigt Dänemark, daß Ar- 
tikel 40 des Vertrages für Grönland und die Färöer- 
Inseln gilt. 

6. Zu Anhang G Absatz 4 

a) Die Europäische Gemeinschaft und die Russische 
Föderation erklären, daß der Handel mit Nuklear- 
material zwischen ihnen bis zum Abschluß einer 
anderen Vereinbarung durch die Bestimmungen 
von Artikel 22 des Partnerschafts- und Koopera- 
tionsabkommens, das am 24. Juni 1994 in Korfu 
unterzeichnet wurde, den ihm beigefügten Brief- 
wechsel und die diesbezügliche gemeinsame Er- 
klärung geregelt wird, und Streitigkeiten über die- 
sen Handel Gegenstand der Verfahren des ge- 
nannten Abkommens sind. 

b) Die Europäische Gemeinschaft erklärt, daß sie be- 
absichtigt, mit der Ukraine, Kasachstan, Kirgistan, 
Tadschikistan und Usbekistan bilaterale Vereinba- 
rungen über den Handel mit Nuklearmaterial ab- 
zuschließen. 

Es wurden Verfahren eingeleitet, um zu bilatera- 
len Erklärungen zu gelangen, in denen bestätigt 
wird, daß der Handel mit Nuklearmaterial zwi- 
schen der EG und diesen Staaten ausschließlich 
durch die Bestimmungen dieser spezifischen Ver- 
einbarungen geregelt wird und daß bis zu deren 
Inkrafttreten die Bestimmungen des zwischen der 
EWG, der EAG und der UdSSR geschlossenen 
und am 18. Dezember 1989 in Brüssel Unterzeich- 
neten Abkommens über Handel und wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit weiter gelten. 

Diese Erklärungen sollen in die Schlußakte aufge- 
nommen werden. Mit ihrer Aufnahme ersetzen 
diese bilateralen Erklärungen diese einseitige Er- 
klärung. 
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VII. Das Energiechartaprotokoll über Energieeffizienz und damit zusammenhängende 
Umweltaspekte 


Die Konferenz hat den Wortlaut des Protokolls über 
Energieeffizienz und damit zusammenhängende 
Umweltaspekte verabschiedet, das in Anhang 3 wie- 
dergegeben ist. 


VIII. Die Europäische Energiecharta 


Die vorläufige Chartakonferenz und die im Vertrag 
vorgesehene Chartakonferenz sind künftig dafür ver- 
antwortlich, Beschlüsse über Anträge auf Unter- 
zeichnung des Schlußdokuments der Haager Konfe- 
renz über die Europäische Energiecharta und die da- 
mit verabschiedete Europäische Energiecharta zu 
fassen. 


IX. Dokumentation 


Die Protokolle und Sitzungsberichte der Energiechar- 
takonferenz werden beim Sekretariat hinterlegt. 


Geschehen zu Lissabon 

am siebzehnten Dezember des Jahres Neunzehnhundertvierundneunzig 
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Energiecharta-Vertrag 


Präambel 

DIE VERTRAGSPARTEIEN DIESES VERTRAGES - 

gestützt auf die am 21. November 1990 Unterzeich- 
nete Pariser Charta für ein neues Europa, 

gestützt auf die im Schluß dokument der Haager 
Konferenz über die Europäische Energiecharta ange- 
nommene, am 17. Dezember 1991 im Haag Unter- 
zeichnete Europäische Energiecharta, 

gestützt darauf, daß sich alle Unterzeichnerstaaten 
des Schlußdokuments der Haager Konferenz ver- 
pflichtet haben, sich die Ziele und Grundsätze der 
Europäischen Energiecharta zu eigen zu machen 
und ihre Zusamrrienarbeit so bald wie möglich da- 
durch zu erweitern, daß sie in gutem Glauben einen 
Energiechartavertrag und Protokolle aushandeln, 
und in dem Wunsch, den in der Charta enthaltenen 
Verpflichtungen eine sichere und verbindliche inter- 
nationale Rechtsgrundlage zu geben, 

in dem Wunsch, einen festen Rahmen für die Ver- 
wirklichung der Grundsätze der Europäischen Ener- 
giecharta zu schaffen, 

in dem Wunsch, das Basiskonzept der Euro- 
päischen Energiecharta-Initiative zu verwirklichen, 
nämlich das Wirtschaftswachstum durch Maßnah- 
men zur Liberalisierung der Investitionen und des 
Handels im Energiesektor zu katalysieren, 

bekräftigend, daß alle Vertragsparteien der tat- 
sächlichen Gewährung der vollen Inländerbehand- 
lung imd der Meistbegünstigung größte Bedeutung 
beimessen und diese allgemeinen Verpflichtungen 
auf die Durchführung von Investitionen entspre- 
chehd einem Zusatzvertrag angewandt werden, 

mit Rücksicht auf die schrittweise Liberalisierung 
des Welthandels und auf den Grundsatz, daß Diskri- 
minierungen im Welthandel zu vermeiden sind, wie 
im Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) und den abgeleiteten Rechtsakten niederge- 
legt und wie anderweitig in diesem Vertrag bestimmt 
ist, 

entschlossen, technische, administrative und son- 
stige Hemmnisse im Handel mit Energieerzeugnis- 
sen und verwandten Anlagen, Technologien und 
Dienstleistungen schrittweise zu beseitigen, 

in der Erwartung, daß die Vertragsparteien, die zur 
Zeit noch keine Vertragsparteien des GATT sind, 
schließlich zu GATT- Vertragspart eien werden, und in 
dem Bestreben, mit diesen Vertragsparteien vorläufi- 
ge Handelsvereinbarungen zu treffen, die sie unter- 
stützen und ihrer Vorbereitung auf die spätere 
GATT- Mitgliedschaft nicht im Wege stehen, 

mit Rücksicht auf die Rechte und Pflichten einiger 
Vertragsparteien, die auch Parteien des Allgemeinen 


Zoll- und Handelsabkommens und der abgeleiteten 
Rechtsakte sind, 

mit Rücksicht auf Wettbewerbsbestimmungen über 
Fusionen, Monopole, wettbewerbswidrige Verhal- 
tensweisen und den Mißbrauch einer beherrschen- 
den Stellung, 

mit Rücksicht ferner auf den Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen, die Richtlinien der 
Gruppe der Nuklearlieferländer und andere interna- 
tionale Verpflichtungen zur Nichtweitergabe im 
Kernenergiebereich, 

in Anerkennung der Notwendigkeit einer mög- 
lichst effizienten Aufsuche, Produktion, Umwand- 
lung, Speicherung, Beförderung, Verteilung und 
Nutzung von Energie, 

eingedenk des Rahmenübereinkommens der Ver- 
einten Nationen über Klimaänderung, des Überein- 
kommens über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung und seiner Protokolle und ande- 
rer internationaler Umweltvereinbarungen mit ener- 
giebezogenen Aspekten, 

in Anerkennung der immer größeren Dringlichkeit 
von Umweltschutzmaßnahmen einschließlich der 
Stillegung energietechnischer Anlagen und der Ab- 
fallentsorgung sowie der Notwendigkeit interna- 
tional vereinbarter Ziele und Kriterien für diese 
Zwecke - 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

TEILI 

Begriffsbestimmungen 
und allgemeine Bestimmungen 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für diesen Vertrag gelten folgende Begriffsbestim- 
mungen: 

(1) „Charta": die im Schlußdokument der Haager 
Konferenz über die Europäische Energiecharta ange- 
nommene, am 17. Dezember 1991 im Haag Unter- 
zeichnete Europäische Energiecharta; die Unter- 
zeichnung des Schluß dokuments gilt als Unterzeich- 
nung der Charta. 

(2) „Vertragsparteien": Staaten oder Organisatio- 
nen eines regionalen Wirtschaftszusammenschlusses, 
die sich durch diesen Vertrag gebunden haben und 
für die dieser Vertrag in Kraft ist. 

(3) „Organisation eines regionalen Wirtschaftszu- 
sammenschlusses": eine Organisation von Staaten, 
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die ihr die Zuständigkeit für teilweise unter diesen 
Vertrag fallende Angelegenheiten einschließlich der 
Befugnis übertragen haben, in diesen Angelegenhei- 
ten sie bindende Entscheidungen zu treffen. 

(4) „Energieerzeugnisse'': auf der Grundlage des 
Harmonisierten Systems des Rates für die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens und der 
Kombinierten Nomenklatur der Europäischen Ge- 
meinschaften in den Anhang EM aufgenommene Po- 
sitionen. 

(5) „Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich": eine 
Wirtschaftstätigkeit betreffend die Aufsuche, Gewin- 
nung, Produktion, Raffination, Speicherung, Beförde- 
rung über Land, Übertragung, Verteilung, den Han- 
del mit und die Vermarktung oder den Verkauf von 
Energieerzeugnissen mit Ausnahme derjenigen, die 
in Anhang NI aufgenommen sind, oder betreffend 
die Verteilung von Wärme auf verschiedene Gebäu- 
de. 

(6) „Investition": jede Art von Vermögenswert, der 
einem Investor unmittelbar oder mittelbar gehört 
oder von ihm beherrscht wird, und 

a) materielles und immaterielles, bewegliches und 
unbewegliches Vermögen und Vermögensrechte 
wie Pachtverträge, Hypothekendarlehen und 
Pfandrechte; 

b) eine Gesellschaft oder ein gewerbliches Unterneh- 
men oder Aktien oder andere Formen der Kapital- 
beteiligung an einer Gesellschaft oder an einem 
gewerblichen Unternehmen, Schuldverschreibun- 
gen und Forderungen an eine Gesellschaft oder an 
ein gewerbliches Unternehmen; 

c) Geldforderungen und Ansprüche auf geldwerte 
Leistungen, die auf einem Vertrag beruhen und 
mit einer Investition Zusammenhängen; 

d) geistiges Eigentum; 

e) Erträge; 

f) ein gesetzlich, vertraglich oder aufgrund von Li- 
zenzen und Konzessionen, die nach geltendem 
Recht gewährt worden sind, verbrieftes Recht auf 
Ausübung einer Wirtschaftstätigkeit im Energie- 
bereich, 

einschließt. 

Eine Änderung in der Investitionsform der Vermö- 
genswerte ändert am Wesen der Investition nichts; 
der Begriff „Investition" schließt alle Investitionen 
ein, die an dem Tag, an dem dieser Vertrag in Kraft 
tritt, bereits getätigt worden sind, oder nach dem spä- 
teren der Tage getätigt werden, an denen dieser Ver- 
trag für die Vertragspartei des Investors, der die Inve- 
stition tätigt, und für die Vertragspartei, in deren Ho- 
heitsgebiet die Investition getätigt wird, in Kraft tritt 
(im folgenden „Tag des Inkrafttretens" genannt), so- 
fern dieser Vertrag nur für Angelegenheiten gilt, die 
solche Investitionen nach dem Tag des Inkrafttretens 
betreffen. 

„Investition" bedeutet jede Investition im Zusam- 
menhang mit einer „Wirtschaftstätigkeit im Energie- 


bereich" und Investitionen oder Klassen von Investi- 
tionen, die von einer Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet als „Charter Efficiency Projects" bezeichnet 
und als solche dem Sekretariat notifiziert werden. 

(7) „Investor": 

a) in bezug auf eine Vertragspartei 

(i) eine natürliche Person, die nach dem Recht 
der Vertragspartei die Staatsangehörigkeit 
dieser Vertragspartei besitzt oder darin ihren 
ständigen Wohnsitz hat; 

(ii) eine Gesellschaft oder andere Organisation, 
die in Übereinstimmung mit dem in dieser Ver- 
tragspartei geltenden Recht gegründet wor- 
den ist; 

b) in bezug auf einen „dritten Staat" eine natürliche 
Person, eine Gesellschaft oder eine andere Orga- 
nisation, welche die Voraussetzungen von 
Buchstabe a für eine Vertragspartei sinngemäß er- 
füllt. 

(8) „Investitionen durchführen": Vornahme einer 
neuen Investition, vollständiger oder teilweiser Er- 
werb einer vorhandenen Investition oder wesentliche 
Erweiterung oder Änderung der Art der investiven 
Betätigung. 

(9) „Erträge": Beträge, die aus einer Investition 
herrühren oder mit ihr Zusammenhängen, gleichgül- 
tig, in welcher Form sie gezahlt werden, einschließ- 
lich Gewinnen, Dividenden, Zinsen, Kapitalgewin- 
nen, Förderabgaben, Honoraren für Management, 
Honoraren für technische Hilfe oder sonstiger Hono- 
rare und Erträge in Form von Sachleistungen, 

(10) „Gebiet": in bezug auf einen Staat, der Ver- 
tragspartei ist, 

a) das ihrer Hoheit unterstehende Gebiet einschließ- 
lich des Bodens, der Binnen- und Hoheitsgewässer 
und 

b) vorbehaltlich des internationalen Seerechts und in 
Übereinstimmung damit das Meer, der Meeresbo- 
den und sein Untergrund, über welche die Ver- 
tragspartei Hoheitsrechte und die Gerichtsbarkeit 
ausübt. 

Im Falle einer Organisation eines regionalen Wirt- 
schaftszusammenschlusses, die Vertragspartei ist, 
sind unter dem Begriff „Gebiet" die einzelnen Ge- 
biete der Mitgliedstaaten dieser Organisation zu ver- 
stehen, wie in dem Übereinkommen zur Gründung 
dieser Organisation niedergelegt. 

( 11 ) 

a) „GATT": „GATT 1947" bzw. „GATT 1994", je 
nachdem: 

„GATT 1947": das Allgemeine Zoll- und Handels- 
abkommen vom 30. Oktober 1947, wie im Anhang 
zur Schlußakte wiedergegeben und zum Abschluß 
der 2. Sitzung des Vorbereitenden Ausschusses 
der VN-Konferenz über Handel und Beschäfti- 
gung angenommen, wie anschließend berichtigt, 
geändert oder ergänzt. 
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„GATT 1994“: das Allgemeine Zoll- und Handels- 
abkommen, wie es in Anlage 1 A dem Abkommen 
über die Welthandelsorganisation beigefügt ist, 
wie anschließend berichtigt, geändert oder er- 
gänzt. 

Eine Partei des Abkommens zur Gründung der 
Welthandelsorganisation gilt als Partei des GATT 
1994. 

b) „abgeleitete Rechtsakte" bedeutet je nachdem: 

(i) Vereinbarungen, Regelungen oder andere 
Rechtsakte einschließlich Beschlüsse, Erklä- 
rungen oder Vereinbarungen, die im Rahmen 
des GATT 1947 zustandekamen, wie anschlie- 
ßend berichtigt, geändert oder ergänzt, und/ 
oder 

(ii) das Abkommen über die Welthandelsorgani- 
sation einschließlich seines Anhangs 1 (außer 
GATT 1994), seiner Anhänge 2, 3 und 4 und 
den darauf bezüglichen Beschlüssen, Erklä- 
rungen nebst Vereinbarungen, wie anschlie- 
ßend berichtigt, geändert oder ergänzt. 

(12) „Geistiges Eigentum": umfaßt Urheberrechte 
und verwandte Rechte, Warenzeichen, geographi- 
sche Bezeichnungen, Gebrauchsmuster, Patente, 
Layout von integrierten Schaltungen und den Schutz 
von nicht offengelegtem Wissen. 

(13) 

a) „Energiechartaprotokoll" und „Protokoll": ein 
Vertrag, dessen Aushandlung die Chartakonfe- 
renz genehmigt und dessen Wortlaut sie verab- 
schiedet hat und dem zwei oder mehr Vertragspar- 
teien beitreten, um diesen Vertrag um einzelne 
der unter diesen Vertrag fallenden Bereiche oder 
Tätigkeitsarten einschließlich der in Titel III der 
Charta genannten Kooperationsgebiete zu vervoll- 
ständigen, zu ergänzen, auszudehnen und zu er- 
weitern. 

b) „Energiechartaerklärung" und „Erklärung": eine 
nicht rechtsverbindliche Vereinbarung, deren 
Aushandlung die Chartakonferenz genehmigt und 
deren Wortlaut sie gebilligt hat und die von einer 
oder mehreren Vertragsparteien getroffen wurde, 
um die Bestimmungen dieses Vertrages zu vervoll- 
ständigen oder zu ergänzen. 

(14) „Frei konvertierbare Währung": Währung, die 
an den internationalen Devisenmärkten gehandelt 
und bei internationalen Transaktionen weithin ver- 
wendet wird. 

Artikel 2 

Zweck des Vertrages 

Dieser Vertrag schafft einen rechtlichen Rahmen, 
um die langfristige Zusammenarbeit im Energiebe- 
reich auf der Grundlage der gegenseitigen Ergän- 
zung und des gegenseitigen Nutzens in Einklang mit 
den Zielen und Grundsätzen der Charta zu fördern. 


TEIL II 
Handel 


Artikel 3 

Internationale Märkte 

Die Vertragsparteien setzen sich aktiv dafür ein, 
Energieerzeugnissen unter kommerziellen Bedin- 
gungen Zugang zu den internationalen Märkten zu 
gewähren und generell einen offenen und wettbe- 
werbsgeprägten Energiemarkt entstehen zu lassen. 

Artikel 4 

Nichtabweichung von GATT und abgeleiteten 
Rechtsakten 

In diesem Vertrag wird nichts vereinbart, was von 
den Vorschriften des GATT und der abgeleiteten 
Rechtsakte, wie sie im Rahmen des GATT zwischen 
einzelnen Vertragsparteien, die GATT-Mitglieder 
sind, Anwendung finden, abweicht. 

Artikel 5 

Handelsbezogene Investitionsmaßnahmen 

(1) Keine Vertragspartei wendet handelsbezogene 
Investitionsmaßnahmen an, die mit den Bestimmun- 
gen von Artikel III oder Artikel XI des GATT unver- 
einbar sind. Dies gilt unbeschadet ihrer Rechte und 
Pflichten aus dem GATT und den abgeleiteten 
Rechtsakten und Artikel 29. 

(2) Solche Maßnahmen schließen eine Investitions- 
maßnahme ein, die nach inländischen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zwingend vorgeschrieben 
oder durchsetzbar oder deren Einhaltung zur Erlan- 
gung eines Vorteils notwendig ist und 

a) von einem Unternehmen verlangt, Erzeugnisse in- 
ländischen Ursprungs oder aus einer inländischen 
Quelle zu kaufen oder zu verwenden, gleichgültig, 
ob dies in Form von bestimmten Erzeugnissen, 
Mengen oder Werten von Erzeugnissen oder von 
Mengen- oder Wertanteilen an seiner einheimi- 
schen Produktion vorgeschrieben ist; 

b) von einem Unternehmen verlangt, den Kauf oder 
die Verwendung eingeführter Erzeugnisse auf ei- 
nen Betrag zu beschränken, der mit der Menge 
oder dem Wert der einheimischen Erzeugnisse, die 
es ausführt, in Zusammenhang steht; 

oder 

c) die Einfuhr von Erzeugnissen durch ein Unterneh- 
men zur Verwendung in oder im Zusammenhang 
mit seiner einheimischen Produktion generell oder 
auf einen Betrag beschränkt, der mit der Menge 
oder dem Wert der einheimischen Produktion, die 
es ausführt, in Zusammenhang steht; 

d) die Einfuhr von Erzeugnissen durch ein Unterneh- 
men zur Verwendung in oder in Zusammenhang 
mit seiner einheimischen Produktion durch Be- 
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Schränkung seines Zugangs zu Devisen auf einen 
Betrag beschränkt, der mit dem Devisenzufluß, 
der dem Unternehmen zurechenbar ist, in Zusam- 
menhang steht; 

e) die Ausfuhr oder den zur Ausfuhr bestimmten 
Kauf von Erzeugnissen durch ein Unternehmen 
beschränkt, gleichgültig, ob die Beschränkung für 
bestimmte Erzeugnisse, Mengen oder Werte von 
Erzeugnissen oder für einen Mengen- oder Wert- 
anteil an seiner einheimischen Produktion vorge- 
schrieben ist. 

(3) Absatz 1 darf nicht so ausgelegt werden, daß 
eine Vertragspartei daran gehindert wird, die in 
Absatz 2 a) und c) beschriebenen handelsbezogenen 
Investitionsmaßnahmen als Voraussetzung für die In- 
anspruchnahme von Programmen für Ausfuhrförde- 
rung, Auslandshilfe, öffentliches Beschaffungs wesen 
oder Präferenzzölle oder Zollkontingente vorzu- 
schreiben. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 1 kann eine Ver- 
tragspartei handelsbezogene Investitionsmaßnah- 
men, die mehr als 180 Tage vor der Unterzeichnung 
dieses Vertrages in Kraft waren, vorläufig beibehal- 
ten, vorausgesetzt, die Bestimmungen über Notifizie- 
rung und Übergangsmaßnahmen des Anhangs TRM 
werden eingehalten. 

Artikel 6 
Wettbewerb 

(1) Jede Vertragspartei arbeitet auf eine Verringe- 
rung der Marktverzerrungen und Wettbewerbsbe- 
schränkungen bei der Wirtschaftstätigkeit im Ener- 
giebereich hin. 

(2) Jede Vertragspartei gewährleistet, daß in ihrer 

Rechtsordnung Gesetze gelten und durchgesetzt 
werden, die erforderlich und geeignet sind, um ge- 
gen einseitiges und abgestimmtes wettbewerbswid- 
riges Verhalten bei der Wirtschaftstätigkeit im Ener- 
giebereich vorzugehen. ' 

(3) Vertragsparteien, die bereits Erfahrung in der 
Anwendung von Wettbewerbsregeln haben, gewäh- 
ren anderen Vertragsparteien auf Ersuchen und im 
Rahmen der verfügbaren Mittel technische Unter- 
stützung bei der Weiterentwicklung und Anwen- 
dung von Wettbewerbsregeln. 

(4) Die Vertragsparteien können bei der Durchset- 
zung ihrer Wettbewerbsregeln durch Konsultationen 
und Informationsaustausch Zusammenarbeiten. 

(5) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, daß ein be- 
stimmtes wettbewerbswidriges Verhalten im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei wichtigen Interessen im 
Sinne dieses Artikels entgegensteht, so kann die Ver- 
tragspartei dies der anderen Partei notifizieren und 
darum ersuchen, daß die Wettbewerbsbehörden der 
anderen Vertragspartei geeignete Abhilfemaßnah- 
men ergreifen. Die notifizierende Vertragspartei hat 
in ihrer Notifizierung ausreichende Angaben zu ma- 
chen, damit die andere Vertragspartei das wettbe- 
werbswidrige Verhalten festellen kann, und sie bietet 
weitere Informationen und ihre Kooperationsbereit- 


schaft an, soweit sie dazu in der Lage ist. Die notifi- 
zierte Vertragspartei oder ihre zuständigen Wettbe- 
werbsbehörden kann beziehungsweise können die 
Wettbewerbsbehörden der notifizierenden Vertrags- 
partei konsultieren und sichert beziehungsweise si- 
chern volle Prüfung des Ersuchens der anderen Par- 
tei zu, bevor sie darüber entscheidet beziehungswei- 
se entscheiden, ob sie Abhilfemaßnahmen gegen das 
in der Notifizierung behauptete wettbewerbswidrige 
Verhalten einleitet beziehungsweise einleiten. Die 
notifizierte Vertragspartei informiert die notifizieren- 
de Partei über ihre Entscheidung beziehungsweise 
die Entscheidung ihrer zuständigen Wettbewerbsbe- 
hörden; es liegt in ihrem Ermessen, der notifizieren- 
den Vertragspartei die Gründe ihrer Entscheidung 
mitzuteilen. Wenn Abhilfemaßnahmen eingeleitet 
werden, informiert die notifizierte Vertragspartei die 
notifizierende Vertragspartei über das Ergebnis und, 
soweit möglich, über etwaige wesentliche zwischen- 
zeitliche Entwicklungen. 

(6) Dieser Artikel verlangt von einer Vertragspartei 
in keiner Weise die Erteilung von Informationen, die 
ihren Gesetzen über die Offenlegung von Wissen, 
die Vertraulichkeit oder das Geschäftsgeheimnis ent- 
gegenstehen. 

(7) Die Verfahren nach Absatz 5 und Artikel 27 
Absatz 1 sind im Rahmen dieses Vertrages das einzi- 
ge Instrument zur Beilegung von Streitigkeiten, die 
bei der Durchführung oder Auslegung dieses Arti- 
kels entstehen können. 

Artikel 7 
Transit 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen 
Maßnahmen, um den Transit von Energieerzeugnis- 
sen im Einklang mit dem Grundsatz der Durchlei- 
tungsfreiheit und ohne Unterscheidung nach Ur- 
sprung, Bestimmung oder Eigentumsverhältnissen 
der betreffenden Energieerzeugnisse oder Diskrimi- 
nierung bei der Preisfestsetzung auf der Grundlage 
dieser Unterscheidungen und ohne Auferlegung 
unangemessener Verzögerungen, Beschränkungen 
oder Abgaben zu erleichtern. 

(2) Die Vertragsparteien fördern die Zusammen- 
arbeit der zuständigen Stellen in folgenden Berei- 
chen: 

a) Modernisierung der Energietransportanlagen, die 
zum Transit von Energieerzeugnissen erforderlich 
sind; 

b) Entwicklung und Betrieb von Energietransportan- 
lagen, mit denen das Gebiet von mehr als einer 
Vertragspartei versorgt wird; 

c) Maßnahmen zur Verringerung der Auswirkungen 
von Versorgungsausfällen bei Energieerzeugnis- 
sen; 

d) Erleichterung des Verbunds von Energietransport- 
anlagen. 

(3) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, dafür zu 
sorgen, daß ihre Vorschriften über die Beförderung 
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von Energieerzeugnissen und die Nutzung von Ener- 
gietransportanlagen für durchgeleitete Energieer- 
zeugnisse nicht ungünstiger sind als für Erzeugnisse, 
deren Ursprung oder Bestimmung in ihrem eigenen 
Gebiet liegt, es sei denn, in einer internationalen 
Übereinkunft ist etwas anderes bestimmt. 

(4) Kann der Transit von Energieerzeugnissen nicht 
zu marktüblichen Bedingungen mit Hilfe von Ener- 
gietransportanlagen erreicht werden, legen die Ver- 
tragsparteien der Schaffung neuer Kapazitäten keine 
Hindernisse in den Weg, es sei denn, das geltende 
Recht sieht im Einklang mit Absatz 1 etwas anderes 
vor. 

(5) Eine Vertragspartei, durch deren Gebiet Ener- 
gieerzeugnisse geleitet werden können, ist nicht ver- 
pflichtet, 

a) den Bau oder die Änderung von Energietransport- 
anlagen zu gestatten oder 

b) neue oder zusätzliche Durchleitungen durch be- 
stehende Energie transportanlagen zu gestatten, 

wenn sie den anderen beteiligten Vertragsparteien 
nachweist, daß dies die Sicherheit oder Effizienz ih- 
rer Energienetze einschließlich der Versorgungssi- 
cherheit gefährden würde. 

Die Vertragsparteien sichern vorbehaltlich der 
Absätze 6 und 7 den bestehenden Fluß von Ener- 
gieerzeugnissen nach, von und zwischen dem Gebiet 
anderer Vertragsparteien. 

(6) Bei einem Streit über Fragen des Transits von 
Energieerzeugnissen darf eine Vertragspartei, durch 
deren Gebiet die Energieerzeugnisse geleitet wer- 
den, den Fluß der Energieerzeugnisse weder unter- 
brechen oder verringern noch einer ihrer Aufsicht 
unterstehenden Stelle gestatten, den Fluß zu unter- 
brechen, bevor das Streitbeilegungsverfahren von 
Absatz 7 abgeschlossen ist, es sei denn, daß dies in 
einem Vertrag oder einer anderen Übereinkunft über 
die Durchleitung geregelt oder nach der Entschei- 
dung des Schlichters gestattet ist. 

(7) Folgende Bestimmungen gelten für einen in 
Absatz 6 beschriebenen Streit, aber erst nachdem 
alle einschlägigen vertraglichen oder anderen Hilfs- 
mittel zur Streitbeilegung, wie sie zuvor zwischen 
Vertragsparteien, die an dem Streit beteiligt sind, 
bzw. zwischen einer in Absatz 6 genannten Organi- 
sation und einer Organisation einer anderen Ver- 
tragspartei, die an dem Streit beteiligt sind, verein- 
bart wurden. 

a) Eine an dem Streit beteiligte Vertragspartei kann 
ihn mit einer Notifizierung, in der der Gegenstand 
des Streits zusammengefaßt ist, dem Generalse- 
kretär vorlegen. Der Generalsekretär unterrichtet 
die Vertragsparteien von dieser Notifizierung. 

b) Binnen 30 Tagen nach Erhalt dieser Notifizierung 
bestimmt der Generalsekretär im Benehmen mit 
den am Streit beteiligten Parteien und den ande- 
ren betreffenden Vertragsparteien einen Schlich- 
ter. Dieser Schlichter muß über Erfahrung in den 
strittigen Sachverhalten verfügen und darf kein 
Staatsangehöriger, Bürger oder Gebietsansässiger 
einer der am Streit beteiligten Vertragsparteien 


bzw. einer der anderen betreffenden Vertragspar- 
teien sein. 

c) Der Schlichter vermittelt zwischen den Parteien 
und bemüht sich um eine Einigung über eine 
Streitbeilegung oder ein Streitbeilegungsverfah- 
ren. Ist es dem Schlichter nicht möglich, eine sol- 
che Einigung innerhalb von 90 Tagen nach seiner 
Ernennung herbeizuführen, empfiehlt er eine Lö- 
sung oder ein Streitbeilegungsverfahren und legt 
die einstweiligen Tarife und sonstigen Bedingun- 
gen für den Transit fest, die ab einem von ihm be- 
stimmten Zeitpunkt bis zur Beilegung des Streits 
einzuhalten sind. 

d) Die Vertragsparteien verpflichten sich, dafür zu 
sorgen, daß die ihrer Aufsicht oder Gerichtsbarkeit 
unterstehenden Stellen die einstweiligen Bestim- 
mungen gemäß Absatz 7 Buchstabe d über Tarife 
und Bedingungen in den zwölf Monaten nach der 
Entscheidung des Schlichters oder bis zur Beile- 
gung des Streites, je nachdem, welcher Zeitpunkt 
der frühere ist, einhalten. 

e) Unbeschadet des Unterabsatzes (B) kann der Ge- 
neralsekretär entscheiden, daß kein Schlichter be- 
nannt wird, wenn er der Meinung ist, daß der 
Streit einen Transit betrifft, der bereits Gegenstand 
eines Schlichtungsverfahrens im Sinne der 
Unterabsätze (a) bis (d) ist bzw. war und das Ver- 
fahren nicht zu einer Beilegung des Streits geführt 
hat. 

f) Die Chartakonferenz beschließt über Standardbe- 
stimmungen betreffend die Schlichtungsverfahren 
und die Vergütung des Schlichters. 

(8) Die Rechte und Pflichten einer Vertragspartei 
aus geltendem Völkerrecht und bestehenden bilate- 
ralen oder multilateralen Vereinbarungen einschließ- 
lich der Regeln über unterseeische Kabel und Pipeli- 
nes bleiben von diesem Artikel unberührt. 

(9) Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, 
als verpflichte er eine Vertragspartei, die nicht über 
eine bestimmte Art von für Transit genutzten Ener- 
gietransportanlagen verfügt, aufgrund der Bestim- 
mungen dieses Artikels derartige Anlagen betreffen- 
de Maßnahmen zu ergreifen. Eine solche Vertrags- 
partei muß jedoch Absatz 4 einhalten. 

(10) Im Sinne dieses Artikels bedeuten 
a) „Transit": 

(i) die Beförderung durch das Gebiet einer Ver- 
tragspartei oder zu oder aus Hafenanlagen in 
ihrem Gebiet zum Be- und Entladen von Ener- 
gieerzeugnissen mit Ursprung im Gebiet eines 
anderen Staates und Bestimmung im Gebiet 
eines dritten Staates, sofern der andere Staat 
oder der dritte Staat eine Vertragspartei ist; 

(11) die Beförderung durch das Gebiet einer Ver- 
tragspartei von Energieerzeugnissen mit Ur- 
sprung im Gebiet einer anderen Vertragspartei 
und Bestimmung im Gebiet dieser anderen 
Vertragspartei, es sei denn, die beiden betei- 
ligten Vertragsparteien beschließen etwas an- 
deres und tragen ihren Beschluß gemeinsam 
in Anhang N ein. Die beiden Vertragsparteien 
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können ihre Eintragung in Anhang N löschen, 
wenn sie diese Absicht dem Sekretariat ge- 
meinsam schriftlich notifizieren, das diese No- 
tifizierung allen anderen Vertragsparteien be- 
kanntgibt. Die Löschung tritt vier Wochen 
nach der ersten Notifizierung in Kraft. 

b) „Energietransportanlagen'': Gas-Druckrohrleitun- 
gen, Hochspannungsnetze und -leitungen, Rohöl- 
fernleitungen, Schlammkohle -Rohrfernlei tun gen, 
Rohrfernleitungen für Mineralölprodukte und an- 
dere ortsfeste Anlagen speziell zur Beförderung 
von Energieerzeugnissen. 

Artikel 8 

Technologietransfer 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, den 
Technologiezugang und -transfer auf marktüblicher 
und nichtdiskriminierender Grundlage zu fördern, 
um den Handel mit Energieerzeugnissen und Investi- 
tionen effizient zu unterstützen und die Ziele der 
Charta im Einklang mit ihren Gesetzen und Verord- 
nungen und vorbehaltlich des Schutzes de^ geistigen 
Eigentums zu verwirklichen. 

(2) Soweit es im Sinne von Absatz 1 erforderlich ist, 
beseitigen die Vertragsparteien alle Hemmnisse, die 
den Technologietransfer auf dem Gebiet der Ener- 
gieerzeugnisse und verwandten Anlagen und 
Dienstleistungen beeinträchtigen, und schaffen 
keine neuen Hemmnisse, wobei die Verpflichtungen 
der Nichtverbreitung und sonstige internationale 
Verpflichtungen einzuhalten sind. 

Artikel 9 

Zugang zum Kapitalmarkt 

(1) Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeu- 
tung offener Kapitalmärkte für die Förderung des Ka- 
pitalflusses zur Finanzierung des Handels mit Ener- 
gieerzeugnissen und zur Finanzierung von Investitio- 
nen in der Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich im 
Gebiet anderer Vertragsparteien, insbesondere der- 
jenigen, deren Volkswirtschaft sich im Übergang be- 
findet. Daher ist jede Vertragspartei bestrebt, die Be- 
dingungen für den Zugang zu ihrem Kapitalmarkt 
für Gesellschaften und Staatsangehörige anderer 
Vertragsparteien für die Finanzierung des Flandels 
mit Energieerzeugnissen und für die Durchführung 
von Investitionen in eine Wirtschaftstätigkeit im 
Energiebereich im Gebiet dieser anderen Vertrags- 
parteien zu verbessern, um zu Bedingungen zu ge- 
langen, die nicht ungünstiger sind als diejenigen, die 
sie unter gleichen Umständen ihren eigenen Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften bzw. Gesellschaf- 
ten oder Angehörigen einer anderen Vertragspartei 
oder eines dritten Staates gewährt, je nachdem, wel- 
che am günstigsten sind. 

(2) Eine Vertragspartei kann Programme für den 
Zugang zu öffentlichen Darlehen, Zuschüssen, öf- 
fentlichen Bürgschaften oder öffentlichem Versiche- 
rungsschutz zur Förderung des Außenhandels oder 


von Auslandsinvestitionen verabschieden und unter- 
halten. Sie macht diese Möglichkeiten im Einklang 
mit den Zielen, Beschränkungen und Kriterien dieser 
Programme (einschließlich, aber nicht ausschließlich 
Zielen, Beschränkungen oder Kriterien für den Ort 
der Geschäftstätigkeit eines Antragstellers auf Inan- 
spruchnahme einer solchen Möglichkeit oder den 
Lieferort von Waren oder Dienstleistungen, die mit 
Unterstützung einer solchen Möglichkeit geliefert 
werden) für Investitionen in die Wirtschaftstätigkeit 
im Energiebereich anderer Vertragsparteien oder für 
die Finanzierung des Handels im Energiebereich mit 
anderen Vertragg)arteien zugänglich. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich bei der 
Durchführung von Programmen für die Wirtschafts- 
tätigkeit im Energiebereich, die darauf abzielen, die 
wirtschaftliche Stabilität und das Investitionsklima in 
den Vertragsparteien zu verbessern, soweit zweck- 
mäßig, darum die Transaktionen zu fördern, und nut- 
zen dazu den Sachverstand maßgeblicher internatio- 
naler Finanzinstitute. 

(4) Dieser Artikel steht dem nicht entgegen, daß 

a) Finanzinstitute nach marktwirtschaftlichen Grund- 
sätzen und unter Berücksichtigung der Aufsichts- 
vojschriften ihre eigenen Kredit- oder Emissions- 
verfahren anwenden, oder 

b) daß eine Vertragspartei Maßnahmen trifft 

(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, einschließ- 
lich Maßnahmen zum Schutz von Investoren, 
Verbrauchern, Einlegern, Versicherungsneh- 
mern oder Personen, denen ein Finanzdienst- 
leister eine Treuepflicht schuldet, oder 

(ii) die die Integrität und Stabilität ihres Finanzsy- 
stems und ihrer Kapitalmärkte sicherstellen. 

TEIL III 

Förderung und Schutz von Investitionen 

Artikel 10 

Förderung, Schutz und Behandlung 
von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei fördert und schafft in Ein- 
klang mit den Zielen dieses Vertrages in ihrem Ge- 
biet dauerhafte, gerechte, günstige und transparente 
Bedingungen für Investoren anderer Vertragspartei- 
en. Diese Bedingungen umfassen eine Verpflichtung, 
den Investitionen von Investoren anderer Vertrags- 
parteien stets eine faire und gerechte Behandlung zu 
gewähren. Diese Investitionen genießen auch jeder- 
zeit vollen Schutz und volle Sicherheit, und keine 
Vertragspartei darf deren Verwaltung, Erhaltung, 
Verwendung, Nutzung oder Veräußerung in irgend- 
einer Weise durch unangemessene oder diskriminie- 
rende Maßnahmen behindern. Diese Investitionen 
dürfen in keinem Fall ungünstiger behandelt wer- 
den, als dies nach dem Völkerrecht bzw. den vertrag- 
lichen Verpflichtungen zulässig ist. Jede Vertragspar- 
tei erfüllt alle Verpflichtungen, die sie gegenüber In- 
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vestpren einer anderen Vertragspartei oder deren In- 
vestitionen eingegangen ist. 

(2) Jede Vertragspartei ist bestrebt, Investoren an- 
derer Vertragsparteien hinsichtlich Investitionen in 
ihrem Gebiet die in Absatz 3 beschriebene Behand- 
lung zu gewähren. 

(3) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „Behand- 
lung“ die von einer Vertragspartei gewährte Behand- 
lung, die nicht ungünstiger ist als diejenige, die sie 
ihren eigenen Investoren oder Investoren einer ande- 
ren Vertragspartei oder Investoren eines dritten Staa- 
tes gewährt, je nachdem, welche die günstigere ist. 

(4) Ein Zusatzvertrag wird vorbehaltlich der darin 
niederzulegenden Bedingungen jede daran betei- 
ligte Partei verpflichten, Investoren anderer Parteien 
hinsichtlich der Durchführung von Investitionen in 
ihrem Gebiet die in Absatz 3 beschriebene Behand- 
lung zu gewähren. Dieser Zusatzvertrag liegt zur Un- 
terzeichnung durch die Staaten und Organisationen 
eines regionalen Wirtschaftszusammenschlusses auf, 
die diesen Vertrag unterzeichnet haben bzw. ihm 
beigetreten sind. Die Verhandlungen über den Ab- 
schluß des Zusatzvertrages beginnen spätestens am 
1. Januar 1995 in der Absicht, ihn bis zum 1. Januar 
1998 abschließen zu können. 

(5) Jede Vertragspartei ist bestrebt, was die Vor- 
nahme von Investitionen in ihrem Gebiet betrifft, 

a) die Ausnahmen von der in Absatz 3 beschriebe- 
nen Behandlung in möglichst engen Grenzen zu 
halten, 

b) die Investitionsbeschränkungen für Investoren an- 
derer Vertragsparteien in ihrem Gebiet schrittwei- 
se abzubauen. 

( 6 ) 

a) Eine Vertragspartei kann, was die Vornahme von 
Investitionen in ihrem Gebiet betrifft, jederzeit 
von sich aus gegenüber der Chartakonferenz über 
das Sekretariat ihre Absicht erklären, keine neuen 
Ausnahmen von der in Absatz 3 beschriebenen 
Behandlung einführen zu wollen. 

b) Eine Vertragspartei kann sich ferner jederzeit frei- 
willig dazu verpflichten, Investoren anderer Ver- 
tragsparteien hinsichtlich der Durchführung von 
Investitionen in einigen oder allen Tätigkeiten des 
Energiesektors in ihrem Gebiet die in Absatz 3 be- 
schriebene Behandlung zu gewähren. Derartige 
Verpflichtungen werden dem Sekretariat notifi- 
ziert und in Anhang VC aufgenommen; sie wer- 
den damit bindender Bestandteil dieses Vertrages. 

(7) Außerdem gewährt jede Vertragspartei in ihrem 
Gebiet den Investitionen von Investoren einer ande- 
ren Vertragspartei und den damit zusammenhängen- 
den Tätigkeiten einschließlich deren Verwaltung, Er- 
haltung, Verwendung, Nutzung oder Veräußerung 
keine ungünstigere Behandlung, als sie Investitionen 
ihrer eigenen Investoren oder von Investoren einer 
anderen Vertragspartei oder eines dritten Staates 
und den damit zusammenhängenden Tätigkeiten 
einschließlich deren Verwaltung, Erhaltung, Verwen- 
dung, Nutzung oder Veräußerung gewährt, je nach- 
dem, welche die günstigere ist. 


(8) Die Modalitäten der Anwendung von Absatz 7 
im Zusammenhang mit Programmen, in deren Rah- 
men eine Vertragspartei im Bereich der energietech- 
nologischen Forschung und Entwicklung Zuschüsse 
oder Finanzierungshilfen gewährt oder Verträge un- 
terhält, bleiben dem in Absatz 4 genannten Zusatz- 
vertrag Vorbehalten. Jede Vertragspartei hält die 
Chartakonferenz über das Sekretariat darüber auf 
dem laufenden, welche Modalitäten sie auf die in 
diesem Absatz genannten Programme anwendet. 

(9) Jeder Staat bzw. jede Organisation der regiona- 
len Wirtschaftsintegration, der bzw. die diesen Ver- 
trag unterzeichnet oder ihm beitritt, übermittelt dem 
Sekretariat am Tage der Unterzeichnung bzw. Hin- 
terlegung der Beitrittserklärung einen Bericht, in 
dem alle Gesetze und Vorschriften zusammengefaßt 
werden, die gelten für: 

a) die Ausnahmen zu Absatz 2; 

b) die in Absatz 8 genannten Programme. 

Eine Vertragspartei hält ihren Bericht auf aktuellem 
Stand, indem sie Änderungen unverzüglich dem Se- 
kretariat mitteilt. Die Chartakonferenz überprüft 
diese Berk:hte in regelmäßigen Zeitabständen. 

Bezüglich Unterabsatz (a) kann der Bericht Teile des 
Energiesektors bezeichnen, in dem eine Vertrags- 
partei Investitionen anderer Vertragsparteien die in 
Absatz 3 beschriebene Behandlung gewährt. 

Bezüglich Unterabsatz (b) kann die Überprüfung 
durch die Chartakonferenz auch den Auswirkungen 
derartiger Programme auf Wettbewerb und Investi- 
tionen gelten. 

(10) Unbeschadet aller anderen Bestimmungen 
dieses Artikels gilt die in Absatz 3 beschriebene Be- 
handlung nicht für den Schutz des geistigen Eigen- 
tums; statt dessen wird die Behandlung diejenige 
sein, die in den entsprechenden Bestimmungen der 
anwendbaren internationalen Übereinkommen zum 
Schutz der Rechte des geistigen Eigentums vorge- 
schrieben ist, die die betreffenden Vertragsparteien 
unterzeichnet haben. 

(11) Für die Zwecke von Artikel 26 wird die An- 
wendung einer handelsbezogenen Investitionsmaß- 
nahme, wie in Artikel 5 Absatz 1 und 2 beschrieben, 
durch eine Vertragspartei auf einen Investor einer 
anderen Vertragspartei, wie sie zum Zeitpunkt einer 
solchen Anwendung besteht, vorbehaltlich Artikel 5 
Absatz 3 und 4 als Verletzung einer Pflicht der erste- 
ren Vertragspartei aus diesem Teil gewertet. 

(12) Jede Vertragspartei stellt sicher, daß ihr eige- 
nes Recht wirkungsvolle Instrumente zur Geltendma- 
chung von Ansprüchen und zur Durchsetzung von 
Rechten im Hinblick auf Investitionen, Investitions- 
vereinbarungen und Investitionsgenehmigungen 
bietet. 

Artikeln 

In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal 

(1) Eine Vertragspartei prüft vorbehaltlich ihrer Ge- 
setze und Verordnungen über die Einreise, den Auf- 
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enthalt und die Beschäftigung natürlicher Personen 
wohlwollend Anträge von Investoren einer anderen 
Vertragspartei und von in Schlüsselpositionen be- 
schäftigten Personen, die von diesen Investoren oder 
für Investitionen dieser Investoren beschäftigt wer- 
den und vorübergehend in ihr Gebiet einreisen und 
sich dort aufhalten wollen, um Tätigkeiten im Zusam- 
menhang mit der Durchführung oder der Entwick- 
lung, der Verwaltung, der Erhaltung, der Verwen- 
dung, der Nutzung oder der Veräußerung einschlägi- 
ger Investitionen einschließlich der Erbringung von 
Beratungs- oder technischen Schlüsseldienstleistun- 
gen auszuüben. 

(2) Eine Vertragspartei erlaubt Investoren einer an- 
deren Vertragspartei, die Investitionen in ihrem Ge- 
biet getätigt haben, und Investitionen dieser Investo- 
ren, eine Person als Schlüsselkraft nach Wahl des In- 
vestors oder der Investition unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit zu beschäftigen, sofern diese 
Person in das Gebiet der ersteren Vertragspartei ein- 
reisen, sich dort aufhalten und arbeiten durfte und 
die betreffende Beschäftigung den Bedingungen, 
Auflagen und Zeitgrenzen der Erlaubnis entspricht, 
die diese Person erhalten hat. 

Artikel 12 

Entschädigung für Verluste 

(1) Ausgenommen in Fällen, in denen Artikel 13 
Anwendung findet, werden Investoren von Vertrags- 
parteien, die bei Investitionen im Gebiet einer ande- 
ren Vertragspartei infolge von Krieg oder anderen 
bewaffneten Auseinandersetzungen, nationalem 
Notstand, Unruhen oder ähnlichen Ereignissen im 
Gebiet dieser Vertragspartei Verluste erleiden, von 
dieser Vertragspartei bei der Wiedergutmachung, 
Abfindung, Entschädigung oder sonstigen Regelung 
nicht ungünstiger als ihre eigenen Investoren oder 
die Investoren einer anderen Vertragspartei oder 
eines dritten Staates behandelt. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erhalten Investo- 
ren einer Vertragspartei, die in einer in diesem Ab- 
satz genannten Situation im Gebiet einer anderen 
Vertragspartei durch 

a) vollständige oder teilweise Beschlagnahme ihrer 
Investition durch die Streitkräfte oder Behörden 
dieser Vertragspartei oder 

b) unter den gegebenen Umständen nicht erforderli- 
che vollständige oder teilweise Zerstörung ihrer 
Investition durch die Streitkräfte oder Behörden 
dieser Vertragspartei 

Verluste erleiden, eine umgehende, angemessene 
und wirksame Wiedergutmachung oder Entschädi- 
gung. 

Artikel 13 
Enteignung 

(1) Investitionen von Investoren einer Vertragspar- 
tei im Gebiet einer anderen Vertragspartei werden 
weder verstaatlicht noch enteignet noch Maßnahmen 


gleicher Wirkung wie eine Verstaatlichung oder Ent- 
eignung (nachstehend „Enteignung" genannt) unter- 
worfen, ausgenommen Enteignungen, die 

a) im öffentlichen Interesse liegen, 

b) nicht diskriminierend sind, 

c) nach einem ordnungsgemäßen Verfahren durch- 
geführt werden und 

d) mit einer umgehenden, angemessenen und wirk- 
samen Entschädigung einhergehen. 

Die Höhe der Entschädigung entspricht dem ange- 
messenen Marktwert, den die enteignete Investition 
unmittelbar vor dem sich auf den Wert der Investition 
auswirkenden Bekanntwerden der Enteignung oder 
der bevorstehenden Enteignung hatte (im folgenden 
„Bewertungstag" genannt). 

Dieser angemessene Marktwert wird auf Antrag des 
Investors in einer frei konvertierbaren Währung auf 
der Grundlage des am Bewertungstag geltenden 
Marktwechselkurses errechnet. Die Entschädigung 
umfaßt auch die Zinsen zu einem marktgerechten, 
handelsüblichen Zinssatz für die Zeit vom Tag der 
Enteignung bis zum Tag der Zahlung. 

(2) Nach den Gesetzen der enteignenden Vertrags- 
partei muß der betreffende Investor das Recht haben, 
seinen Fall, die Bewertung seiner Investition und die 
Entschädigungszahlung von einer Justizbehörde 
oder einer anderen zuständigen unabhängigen Be- 
hörde dieser Vertragspartei nach den in Absatz 1 
festgelegten Grundsätzen unverzüglich überprüfen 
zu lassen. 

(3) Als Enteignung gilt zweifelsfrei auch, wenn 
eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Ge- 
sellschaft oder eines Unternehmens in ihrem Gebiet, 
an denen ein Investor einer anderen Vertragspartei 
einschließlich durch Aktienbesitz beteiligt ist, enteig- 
net. 

Arükel 14 

Transfer von Zahlungen im Zusammenhang 
mit Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei garantiert bei Investitionen 
in ihrem Gebiet, die von Investoren einer anderen 
Vertragspartei getätigt werden, den uneingeschränk- 
ten Transfer nach und von ihrem Gebiet. Dieser 
Transfer umfaßt insbesondere folgendes; 

a) das Anfangskapital und alle zusätzlichen Mittel 
zur Erhaltung und Entwicklung einer Investition; 

b) Erträge; 

c) Zahlungen im Rahmen eines Vertrages, ein- 
schließlich der Tilgung von Kapital und aufgelau- 
fenen Zinsen aufgrund eines Darlehensvertrages; 

d) nicht ausgegebene Einkommen und aridere Ver- 
gütungen von Personen, die im Zusammenhang 
mit der Investition aus dem Ausland angeworben 
wurden; 

e) Erlöse aus dem Verkauf oder der Liquidierung 
einer Investition oder eines Teils derselben; 
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f) Zahlungen aus der Beilegung eines Streits-, 

g) Zahlung einer Entschädigung gemäß Artikel 12 
und 13. 

(2) Transfers nach Absatz 1 werden unverzüglich 
in einer frei konvertierbaren Währung durchgeführt. 

(3) Transfers werden zu dem am Tage des Transfers 
geltenden Marktwechselkurs für Spotgeschäfte in 
der zu transferierenden Währung vorgenomraen. 
Falls es keinen Devisenmarkt gibt, gilt je nachdem, 
was für den Investor günstiger ist, der jüngste Um- 
rechnungskurs für ausländische Direktinvestitionen 
oder der jüngste Kurs des Internationalen Währungs- 
fonds für die Umrechnung von Devisen in Sonderzie- 
hungsrechte. 

(4) Unbeschadet der Absätze 1 bis 3 kann eine Ver- 
tragspartei die Rechte von Gläubigern schützen oder 
die Einhaltung der Rechtsvorschriften für die Ausga- 
be von und den Handel mit Wertpapieren oder die 
Erfüllung von zivil- und strafrechtlichen Urteilen ge- 
währleisten, indem sie ihre Gesetze und Verordnun- 
gen in gerechter, nichtdiskriminierender und unpar- 
teiischer Weise anwendet. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 2 können Vertrags- 
parteien, die Staaten sind, welche die ehemalige 
UdSSR bildeten, untereinander vereinbaren, daß 
Transfers zwischen ihnen in ihren Währungen erfol- 
gen, vorausgesetzt, diese Vereinbarungen stellen In- 
vestitionen von Investoren anderer Vertragsparteien 
in ihrem Gebiet nicht schlechter als Investitionen von 
Investoren der Vertragsparteien, die solche Vereinba- 
rungen getroffen haben, bzw. als Investitionen von 
Investoren eines dritten Staates. 

(6) Unbeschadet des Absatzes 1 Buchstabe (b) 
kann eine Vertragspartei den Transfer eines Ertrags 
in Naturalien beschränken, wenn es der Vertragspar- 
tei nach dem GATT und den abgeleiteten Rechtsak- 
ten oder nach Artikel 29 Absatz 2 (a) dieses Vertrags 
erlaubt ist, die Ausfuhr oder den Exportverkauf des 
Erzeugnisses, aus dem der Ertrag in Naturalien be- 
steht, zu beschränken. Hierfür ist Voraussetzung, 
daß eine Vertragspartei Erträge in Naturalien in einer 
Investitionsvereinbarung, Investitionsgenehmigung 
oder sonstigen schriftlichen Vereinbarung zwischen 
der Vertragspartei und einem Investor einer anderen 
Vertragspartei bzw. seiner Investition genehmigt 
oder spezifiziert. 

Artikel 15 

Abtretung von Rechten 

(1) Leistet eine Vertragspartei oder die von ihr be- 
nannte Stelle (im folgenden die „entschädigende 
Partei" genannt) eine Zahlung aufgrund einer Ent- 
schädigung oder Bürgschaft für eine Investition eines 
Investors (im folgenden die „entschädigte Partei" ge- 
nannt) im Gebiet einer anderen Vertragspartei (im 
folgenden die „Gastpartei" genannt), so erkennt die 
Gastpartei folgendes an: 

a) die Abtretung aller Rechte und Ansprüche in be- 
zug auf solche Investitionen an die entschädigen- 
de Partei und 


b) das Recht der entschädigenden Partei, diese 
Rechte und Ansprüche aufgrund einer Übertra- 
gung auszuüben und durchzusetzen. 

(2) Die entschädigende Partei hat unter allen Um- 
ständen Anspruch auf 

a) die gleiche Behandlung in bezug auf die Rechte 
und Ansprüche, die sie aufgrund der Abtretung 
gemäß Absatz 1 erworben hat, und 

b) alle Zahlungen aufgrund solcher Rechte und An- 
sprüche, 

welche die entschädigte Partei nach diesem Vertrag 
in bezug auf die betreffende Investition erhalten 
hätte. 

(3) In einem Verfahren nach Artikel 26 kann eine 
Vertragspartei sich zu ihrer Verteidigung, als Gegen- 
forderung, als Ausgleichsforderung oder mit irgend- 
einer anderen Begründung nicht darauf berufen, daß 
eine Entschädigung oder sonstige Kompensation für 
den ganzen oder einen Teil des behaupteten Scha- 
dens im Zuge eines Versicherungs- oder Garantiever- 
trags geleistet wurde bzw. geleistet werden wird. 

Artikel 16 

Zusammenhang mit anderen Übereinkünften 

Haben zwei oder mehrere Vertragsparteien zu ei- 
nem früheren Zeitpunkt eine internationale Überein- 
kunft geschlossen oder schließen sie später eine sol- 
che internationale Übereinkunft, deren Bestimmun- 
gen die in Teil III oder V dieses Vertrages behandel- 
ten Angelegenheiten betreff eri, 

(1) so darf keine Bestimmung von Teil III oder V 
dieses Vertrages so ausgelegt werden, daß von den 
Bestimmungen der Übereinkunft oder vom Recht auf 
diesbezügliche Streitschlichtung gemäß der Überein- 
kunft abgewichen wird, und 

(2) darf nichts in den Bestimmungen der Überein- 
kunft so ausgelegt werden, daß von einer Bestim- 
mung von Teil III oder V dieses Vertrages oder vom 
Recht auf diesbezügliche Schlichtung gemäß diesem 
Vertrag abgewichen wird, 

wo immer eine solche Bestimmung für den Investor 
oder die Investition günstiger ist. 

Artikel 17 

Nichtanwendung von Teil III 
unter bestimmten Umständen 

Jede Vertragspartei behält sich das Recht vor, die 
Vorteile aus diesem Teil zu verweigern: 

(1) einer juristischen Person, wenn Staatsangehöri- 
ge eines dritten Staates diese juristische Person be- 
herrschen und wenn diese juristische Person keine 
nennenswerte Geschäftstätigkeit im Gebiet der Ver- 
tragspartei, in der sie gegründet worden ist, ausübt, 

(2) einer Investition, wenn die verweigernde Ver- 
tragspartei feststellt, daß es sich um eine Investition 
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eines Investors eines dritten Staates handelt, zu dem 

die verweigernde Partei 

a) keine diplomatischen Beziehungen unterhält, 
oder dem gegenüber sie 

b) Regelungen einführt oder beibehält, die 

(i) Transaktionen mit den Angehörigen des be- 
treffenden Staates verbieten oder die 

(ii) verletzt oder umgangen würden, wenn den In- 
vestoren des betreffenden Staates oder ihren 
Investitionen die Vorteile aus diesem Teil ein- 
geräumt würden. 

TEIL IV 

Andere Bestimmungen 

Artikel 18 

Hoheitsrechte über Energievorkommen 

1. Die Vertragsparteien erkennen die Hoheit des 
Staates und seine Hoheitsrechte über die Energie- 
vorkommen an. Sie erkennen noch einmal an, daß 
diese in Übereinstimmung mit den Regeln des Völ- 
kerrechts und vorbehaltlich dieser Regeln ausge- 
übt werden. 

2. Unbeschadet seiner Zielsetzung, den Zugang zu 
den Energievorkommen zu erleichtern und diesel- 
ben auf kommerzieller Basis zu erschließen, präju- 
diziert dieser Vertrag in keiner Weise das in den 
Vertragsparteien für die Energievorkommen gel- 
tende Eigentums- und Besitzrecht. 

3. Jeder Staat behält insbesondere das Recht zu ent- 
scheiden, welche Teile seines Gebietes für die 
Aufsuche und Erschließung seiner Energievor- 
kommen zur Verfügung gestellt werden und wie 
und in welchem Tempo diese Vorkommen abge- 
baut oder auf andere Weise erschlossen werden 
sollen, und er hat das Recht, Steuern, Förderabga- 
ben oder sonstige finanzielle Leistungen für die 
Aufsuche und Förderung festzusetzen und zu er- 
heben, Ressourcenschutz-, Umweltschutz- und Si- 
cherheitsvorschriften für die Aufsuche, die Er- 
schließung und den Abbau in seinem Gebiet zu er- 
lassen und sich an der Aufsuche und Förderung, 
etwa durch direkte Regierungsbeteiligung oder 
über Staatsunternehmen, zu beteiligen. 

4. Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Zu- 
gang zu den Energievorkommen unter anderem 
dadurch zu erleichtern, daß sie auf nichtdiskrimi- 
nierende Weise auf der Basis veröffentlichter Kri- 
terien Genehmigungen, Lizenzen, Konzessionen 
und Verträge zur Aufsuche und Erschließung bzw. 
zur Nutzung und zum Abbau von Energievorkom- 
men vergeben. 

Artikel 19 

Umweltbestimmungen 

(1) Die Vertragsparteien sind in dem Bemühen um 

eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung 


und im Einklang mit den die Umwelt betreffenden 
internationalen Vereinbarungen, deren Vertragspar- 
teien sie sind, bestrebt, umweltschädliche Wirkun- 
gen, die innerhalb oder außerhalb ihres Gebiets von 
allen Vorgängen innerhalb des Energiezyklus von 
ihrem Gebiet ausgehen, auf wirtschaftlich effiziente 
Weise auf ein Mindestmaß zu begrenzen und ange- 
messene Sicherheitsvorkehrungen zu treffen. Dabei 
gehen die Vertragsparteien auf kostengünstige Wei- 
se vor. Bei ihren Maßnahmen und Handlungen sind 
die Vertragsparteien bestrebt, Umweltschäden vor- 
sorglich zu vermeiden bzw. in möglichst engen Gren- 
zen zu halten. Die Vertragsparteien kommen über- 
ein, daß grundsätzlich der Verursacher die Kosten 
von Schäden, einschließlich der Schäden grenzüber- 
schreitender Verunreinigung, zu tragen hat, wobei 
das öffentliche Interesse gebührend zu berücksichti- 
gen ist und Investitionen in den Energiezyklus und 
der internationale Handel nicht verzerrt werden dür- 
fen. Die Vertragsparteien werden daher 

a) Umweltüberlegungen bei der Ausarbeitung und 
Verfolgung ihrer Energiepolitik berücksichtigen; 

b) eine marktorientierte Preisbildung und eine um- 
fassendere Einbeziehung von Umweltkosten und 
-nutzen im gesamten Energiezyklus fördern; 

c) gemäß Artikel 34 Absatz 4 die Zusammenarbeit 
bei der Verwirklichung der Umweltziele der Char- 
ta und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der inter- 
nationalen Umweltnormen für den Energiezyklus 
fördern und dabei die Unterschiede bei den nega- 
tiven Auswirkungen und den Kosten der Verrin- 
gerung von Umweltbelastungen zwischen den 
Vertragsparteien berücksichtigen; 

d) insbesondere die Energieeffizienz verbessern, er- 
neuerbare Energiequellen erschließen und nut- 
zen, die Verwendung umweltfreundlicherer 
Brennstoffe fördern sowie Technologien und tech- 
nologische Instrumente einsetzen, welche die Um- 
weltbelastung verringern; 

e) die Zusammenstellung und den Austausch von In- 
formationen über eine umweltverträgliche und 
wirtschaftlich effiziente Energiepolitik und ko- 
stengünstige Methoden und Technologien unter 
den Vertragsparteien fördern; 

f) die Öffentlichkeit über die Umweltauswirkungen 
von Energiesystemen, die Möglichkeiten zur Ver- 
meidung oder Verringerung ihrer nachteiligen 
Umweltauswirkungen und die Kosten aufzuklä- 
ren, die mit Maßnahmen zur Vermeidung oder 
Verringerung solcher Auswirkungen einherge- 
hen; 

g) die Erforschung, Entwicklung und Anwendung 
energieeffizienter und umweltgerechter Technolo- 
gien, Methoden und Verfahren, die umweltschäd- 
liche Auswirkungen aller Bereiche des Energiezy- 
klus auf wirtschaftlich effiziente Weise auf ein 
Mindestmaß begrenzen, im Geiste der Zusam- 
menarbeit fördern; 

h) günstige Rahmenbedingungen für den Transfer 
und die Verbreitung solcher Technologien im Ein- 
klang mit einem angemessenen und wirksamen 
Schutz geistigen Eigentums fördern; 
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i) frühzeitig vor einer Entscheidung eine transpa- 
rente Bewertung der Umweltauswirkungen ökolo- 
gisch bedeutsamer Investitionsvorhaben und eine 
spätere Überwachung fördern? 

j) die Aufklärung der Öffentlichkeit und den Infor- 
mationsaustausch über die einschlägigen Um- 
weltprogramme und Normen der Vertragsparteien 
sowie über die Umsetzung dieser Programme und 
Normen international fördern; 

k) auf Ersuchen im Rahmen der verfügbaren Mittel 
an der Entwicklung und Durchführung geeigneter 
Umweltprogramme der Vertragsparteien mitar- 
beiten. 

(2) Auf Ersuchen einer oder mehrerer Vertragspar- 
teien werden Streitigkeiten über die Anwendung 
oder Auslegung von Bestimmungen dieses Artikels, 
sofern es für die Beilegung solcher Streitigkeiten 
keine anderen geeigneten internationalen Foren 
gibt, von der Charta-Konferenz geprüft, die sich um 
eine Lösung bemüht. 

(3) Im Sinne dieses Artikels bedeutet 

a) „Energiezyklus": die gesamte Energiekette, ein- 
schließlich der Erkundung, der Aufsuche, der Pro- 
duktion, der Umwandlung, der Speicherung, der 
Beförderung, der Verteilung und des Verbrauchs 
der verschiedenen Energieformen, der Abfallbe- 
handlung und -entsorgung sowie der Außerbe- 
triebnahme, Stillegung und Schließung dieser An- 
lagen bei gleichzeitiger Begrenzung umwelt- 
schädlicher Auswirkungen auf ein Mindestmaß; 

b) „Umweltauswirkung"; eine von einer gegebenen 
Tätigkeit ausgehende Einwirkung auf die Um- 
welt, einschließlich der menschlichen Gesundheit 
und Sicherheit, Flora, Fauna, Boden, Luft, Wasser, 
Klima, Landschaft und Baudenkmäler oder sonsti- 
ge Bauten oder die Wechselwirkungen zwischen 
diesen Faktoren, einschließlich auch der Einwir- 
kungen auf das Kulturerbe oder auf die wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse, die sich 
aus Veränderungen dieser Faktoren ergeben; 

c) „Energieeffizienz verbessern": darauf hinwirken, 
ohne Qualitäts- oder Leistungseinbuße den unver- 
änderten Ertrag (eines Gutes oder einer Dienstlei- 
stung) zu erhalten, während die zur Produktion 
dieses Ertrages eingesetzte Energiemenge verrin- 
gert wird; 

d) „kostengünstig": Erreichen eines gesetzten Ziels 
bei geringsten Kosten bzw. Erreichen des größten 
Nutzens bei gegebenen Kosten. 

Artikel 20 
Transparenz 

(1) Allgemein geltende Gesetze, Verordnungen, 
Gerichtsentscheidungen und Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sich auf den Handel mit Energieerzeugnissen 
beziehen, unterliegen gemäß Artikel 29 Absatz 2 a 
den Transparenzregeln des GATT und der einschlä- 
gigen abgeleiteten Rechtsakte. 


(2) Allgemein geltende Gesetze, Verordnungen, 
gerichtliche Entscheidungen und Verwaltungsvor- 
schriften, die von einer Vertragspartei in Kraft gesetzt 
werden, und in Kraft befindliche Übereinkünfte zwi- 
schen Vertragsparteien, die sich auf andere in diesem 
Vertrag geregelte Angelegenheiten beziehen, wer- 
den unverzüglich veröffentlicht, so daß die Vertrags- 
parteien und Investoren davon Kenntnis nehmen 
können. Die Bestimmungen dieses Absatzes verlan- 
gen von keiner Vertragspartei, vertrauliches Wissen 
offenzulegen, wenn dadurch die Durchsetzung ihrer 
Gesetze behindert oder in anderer Weise gegen das 
öffentliche Interesse oder gegen Gesetze verstoßen 
würde oder wenn berechtigte wirtschaftliche Interes- 
sen eines Investors beeinträchtigt würden. 

(3) Jede Vertragspartei benennt eine oder mehrere 
Informationsstellen, an die Anfragen über die vorge- 
nannten Gesetze, Verordnungen, gerichtlichen Ent- 
scheidungen und Verwaltungsvorschriften gerichtet 
werden können, und teilt diese Stellen unverzüglich 
dem Sekretariat mit, das hierüber auf Anfrage Aus- 
kunft erteilt. 

Artikel 21 
Besteuerung 

(1) Soweit in diesem Artikel nichts anderes festge- 
legt ist, enthält dieser Vertrag keine Bestimmungen 
über die Auferlegung von Verpflichtungen in bezug 
auf steuerliche Maßnahmen der Vertragsparteien. 
Bei Unstimmigkeiten zwischen diesem Artikel und 
einer anderen Bestimmung dieses Vertrages sind die 
Bestimmungen dieses Artikels ausschlaggebend. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 

a) gelten die Bestimmungen von Artikel 29 für steu- 
erliche Maßnahmen, ausgenommen solchen für 
Einkommen oder Kapital, und 

b) für steuerliche Maßnahmen, ausgenommen Steu- 
ern auf Einkommen oder Kapital, gelten die Be- 
stimmungen dieses Vertrages, die von einer Ver- 
tragspartei die Gewährung der Meistbegünsti- 

' gung im Handel mit Waren und Dienstleistungen 
verlangen, mit der Ausnahme, daß diese Bestim- 
mungen nicht anwendbar sind auf 

(i) eine Vergünstigung, die eine Vertragspartei 
aufgrund der steuerlichen Bestimmungen ei- 
nes Übereinkommens, einer Übereinkunft 
oder einer Vereinbarung nach Absatz 6 (a) (ii) 
gewährt, oder 

(ii) steuerliche Maßnahmen, die eine wirksame 
Steuererhebung sicherstellen sollen, es sei 
denn, daß die Maßnahme willkürlich zwischen 
Gütern der Vertragsparteien diskriminiert oder 
die im Zuge der obengenannten Bestimmun- 
gen dieses Vertrages gewährten Vergünsti- 
gungen willkürlich einschränkt. 

(3) ANWENDUNG VON BESTIMMUNGEN ÜBER 
INVESTITIONEN 

Die Bestimmungen von Teil III, in denen Verpflich- 
tungen zur Inländerbehandlung oder Meistbegünsti- 
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gung auferlegt werden, gelten für steuerliche Maß- 
nahmen der Vertragsparteien, ausgenommen sol- 
chen für Einkommen oder Kapital, mit der Ausnah- 
me, daß diese Bestimmungen nicht gelten für 

a) die Auferlegung von Verpflichtungen zur Meist- 
begünstigung in bezug auf Vergünstigungen, die 
von einer Vertragspartei aufgrund der steuerli- 
chen Bestimmungen eines Übereinkommens, ei- 
ner Übereinkunft oder einer Vereinbarung gemäß 
Absatz 6 (a) (ii) gewährt worden sind oder sich aus 
der Mitgliedschaft in einer Organisation eines re- 
gionalen Wirtschaftszusammenschlusses ergeben; 
oder 

b) eine steuerliche Maßnahme zur wirksamen Ein- 
ziehung von Steuern, es sei denn, die Maßnahme 
diskriminiert willkürlich zwischen Investoren der 
Vertragsparteien oder schränkt die aufgrund der 
obengenannten Bestimmungen dieses Vertrages 
gewährten Vergünstigungen willkürlich ein. 

(4) 

a) Artikel 13 gilt für Steuern. 

b) Ergibt sich im Rahmen von Artikel 13 die Frage, 
ob eine Steuer eine Enteignung darstellt oder ob 
eine Steuer, die angeblich eine Enteignung dar- 
stellt, diskriminierend ist, gelten folgende Bestim- 
mungen; 

(i) Der Investor oder die Vertragspartei, die die 
Enteignung behauptet, legt die Frage, ob die 
Maßnahme eine Enteignung oder ob die 
Steuer diskriminierend ist, der zuständigen 
Steuerbehörde vor. Unterläßt der Investor 
oder die Vertragspartei diese Vorlage, so 
legen die Gremien, die zur Schlichtung von 
Streitigkeiten nach Artikel 26 Absatz 2 
Buchstabe c oder zur Streitbeilegung nach 
Artikel 27 Absatz 2 angerufen werden, den 
Streit den zuständigen Steuerbehörden vor. 

(ii) Die zuständigen Steuerbehörden bemühen 
sich innerhalb eines Zeitraums von sechs Mo- 
naten nach dieser Vorlage, die ihnen vorge- 
legten Fragen zu klären. Handelt es sich um 
Nichtdiskriminierungsfragen, so wenden die 
zuständigen Steuerbehörden die Nichtdiskri- 
minierungsvorschriften der maßgeblichen 
Steuervereinbarung oder, falls die maßgebli- 
che Steuervereinbarung keine Nichtdiskrimi- 
nierungsbestimmung enthält oder zwischen 
den betreffenden Vertragsparteien keine 
Steuervereinbarung in Kraft ist, die Nichtdis- 
kriminierungsgrundsätze nach der OECD- 
Mustersteuervereinbarung für Einkommen 
und Kapital an. 

(iii) Gremien, die zur Schlichtung von Streitigkei- 
ten nach Artikel 26 Absatz 2 Buchstabe c oder 
Artikel 27 Absatz 2 angerufen werden, kön- 
nen alle Schlußfolgerungen der zuständigen 
Steuerbehörden zu der Frage berücksichti- 
gen, ob die Steuer eine Enteignung ist. Diese 
Gremien müssen alle Schlußfolgerungen be- 
rücksichtigen, zu denen die zuständigen 
Steuerbehörden innerhalb des in Unter- 
absatz (ii) vorgeschriebenen Zeitraums von 


sechs Monaten zu der Frage gelangt sind, ob 
die Steuer diskriminierend ist. Diese Gremien 
können auch Schlußfolgerungen berücksich- 
tigen, zu denen die zuständigen Steuerbehör- 
den nach Ablauf des Zeitraums von sechs Mo- 
naten gelangt sind. 

(iv) Unter keinen Umständen darf die Beteiligung 
der zuständigen Steuerbehörden über das En- 
de des in Unterabschnitt (ii) genannten Zeit- 
raums von sechs Monaten hinaus zu einer 
Verzögerung der Verfahren nach Artikel 26 
und 27 führen. 

Artikel 14 schränkt das Recht einer Vertragspartei, 
eine Steuer durch Quellenabzug oder auf andere 
Weise aufzuerlegen oder einzuziehen, keinesfalls 
ein. 

(6) Im Sinne dieses Artikels 

a) schließt der Begriff „steuerliche Maßnahme" fol- 
gendes ein; 

(i) eine Steuervorschrift nach dem Recht der Ver- 
tragspartei oder eines ihrer politischen Teilge- 
biete beziehungsweise einer ihrer örtlichen 
Behörden und 

(ii) eine Steuervorschrift eines Abkommens zur 
Vermeidung von Doppelbesteuerung und in- 
ternationaler Übereinkünfte oder Vereinba- 
rungen, an welche die Vertragspartei gebun- 
den ist. 

b) Als Einkommen- oder Kapitalsteuern gelten alle 
Steuern auf das gesamte Einkommen, auf das ge- 
samte Kapital oder auf Teile des Einkommens oder 
Kapitals einschließlich Steuern auf Gewinne aus 
der Veräußerung von Vermögenswerten, Steuern 
auf Grundvermögen, Erbschaften und Schenkun- 
gen oder ihrem Wesen nach ähnliche Steuern, 
Steuern auf die von Unternehmen gezahlten Ge- 
samtbeträge an Löhnen oder Gehältern sowie 
Steuern auf den Vermögenszuwachs. 

c) „Eine zuständige Steuerbehörde" ist die aufgrund 
eines Doppelbesteuerungsabkomniens zwischen 
den Vertragsparteien zuständige Behörde oder, 
wenn ein solches Abkommen zwischen den in 
Frage stehenden Ländern nicht besteht, der Mini- 
ster beziehungsweise das Ministerium, das für 
Steuern zuständig ist, oder dessen befugte Vertre- 
ter. 

d) Die Ausdrücke „Steuervorschriften" und „Steu- 
ern" schließen Zölle keinesfalls ein. 

Artikel 22 

Staatliche Unternehmen und Unternehmen 
mit besonderen Rechten 

(1) Jede Vertragspartei stellt sicher, daß ein staatli- 
ches Unternehmen, das sie weiterführt oder gründet, 
seine Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Ver- 
kauf von Waren oder der Erbringung von Dienstlei- 
stungen in ihrem Gebiet im Einklang mit den Ver- 
pflichtungen der Vertragspartei aus Teil III dieses 
Vertrages ausübt. 
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(2) Keine Vertragspartei ermuntert ein staatliches 
Unternehmen oder fordert es auf, seine Tätigkeiten 
in ihrem Gebiet in einer Weise zu führen, die mit den 
Verpflichtungen der Vertragspartei aus anderen Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens nicht in Ein- 
klang steht. 

(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, daß ein Rechts- 
träger, den sie gründet oder weiterführt und dem sie 
ordnungsrechtliche, administrative oder andere 
staatliche Befugnisse überträgt, diese Befugnisse in 
einer Weise ausübt, die mit den Verpflichtungen der 
Vertragspartei aus diesem Vertrag in Einklang steht. 

(4) Eine Vertragspartei darf einen Rechtsträger, 
dem sie ausschließliche oder besondere Rechte ge- 
währt hat, nicht ermuntern oder von ihm verlangen, 
seine Tätigkeiten in ihrem Gebiet in einer Weise aus- 
zuüben, die mit den Verpflichtungen der Vertrags- 
partei aus diesem Vertrag nicht in Einklang steht. 

(5) Im Sinne dieses Artikels bezeichnet „Rechtsträ- 
ger" ein Unternehmen, eine Agentur oder andere Or- 
ganisation oder eine Einzelperson. 

Artikel 23 

Einhaltung durch Gebietskörperschaften 
und andere Stellen 

(1) Jede Vertragspartei trägt im Rahmen dieses 
Vertrages die volle Verantwortung dafür, daß die Be- 
stimmungen dieses Vertrages eingehalten werden, 
und trifft alle ihr zu Gebote stehenden Maßnahmen, 
um die Einhaltung dieser Bestimmungen durch die 
Gebietskörperschaften und andere staatliche Stellen 
in ihrem Gebiet sicherzustellen. 

(2) Die Streitbeilegungsbestimmungen in Teil II, IV 
und V dieses Vertrages können in Anspruch genom- 
men werden, wenn es um die Einhaltung dieses Ver- 
trages durch die Gebietskörperschaften und andere 
staatliche Stellen im Gebiet einer Vertragspartei 
geht. 

Artikel 24 

Ausnahmen 

(1) Dieser Artikel gilt nicht für Artikel 12, 13 und 29. 

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrages mit Aus- 
nahme 

a) der in Absatz 1 genannten und 

b) bezüglich Unterabsatz (i), Teil III dieses Vertrages 

hindern eine Vertragspartei nicht am Erlaß und an 

der Durchsetzung von Regelungen, die 

(i) zum Schutz des Lebens und der Gesundheit 
von Menschen, Tieren oder Pflanzen notwen- 
dig sind, 

(ii) für den Kauf oder die Verteilung von Ener- 
gieerzeugnissen bei knapper Versorgung, auf 
deren Ursachen die betreffende Vertragspar- 
tei keinen Einfluß hat, wesentlich sind, vor- 
ausgesetzt, derartige Regelungen stimmen 
mit den Grundsätzen überein, daß 


(A) alle Vertragsparteien Anspruch auf einen 
gerechten Anteil an der internationalen 
Versorgung mit diesen Energieerzeugnis- 
sen haben und 

(B) Regelungen, die nicht mit diesem Vertrag 
in Einklang stehen, nicht mehr ange- 
wandt werden, sobald die zu ihrem Erlaß 
führenden Bedingungen nicht mehr be- 
stehen, oder 

(iii) zum Nutzen von Investoren, die Ureinwohner 
bzw. sozial oder wirtschaftlich benachteiligte 
Menschen oder Gruppen sind und, die dem 
Sekretariat als solche notifiziert werden, und 
ihrer Investitionen erlassen wurden, voraus- 
gesetzt, derartige Regelungen 

(A) haben keine signifikante Auswirkung auf 
die Wirtschaft der Vertragsparteien und 

(B) stellen keine Diskriminierung dar zwi- 
schen Investoren einer anderen Vertrags- 
partei und Investoren der betreffenden 
Vertragspartei (die nicht zu den Personen 
gehören, zu deren Nutzen die Regelung 
gedacht ist), 

sofern solche Regelungen keine verschleierten Be- 
schränkungen der Wirtschaftstätigkeit im Energiebe- 
reich sind oder zu keiner willkürlichen oder unge- 
rechtfertigten Diskriminierung zwischen Vertrags- 
parteien oder zwischen Investoren oder anderen In- 
teressenten von Vertragsparteien führen. Diese Re- 
gelungen müssen ordnungsgemäß begründet wer- 
den und dürfen die Vorteile, die eine oder mehrere 
Vertragsparteien zu Recht aus diesem Vertrag erwar- 
ten können, nicht zunichte machen beziehungsweise 
in größerem Maße beeinträchtigen, als zur Erfüllung 
des angegebenen Zwecks unbedingt notwendig ist. 

(3) Die Bestimmungen dieses Vertrages mit Aus- 
nahme derjenigen in Absatz 1 dürfen nicht dahin 
gehend ausgelegt werden, daß eine Vertragspartei 
daran gehindert wird, eine Maßnahme zu ergreifen, 
die sie für notwendig hält: 

a) zum Schutz ihrer wesentlichen Sicherheitsinteres- 
sen einschließlich derjenigen, die 

(i) die Lieferung von Energieerzeugnissen an 
eine militärische Einrichtung betreffen oder 

(ii) während eines Krieges, eines bewaffneten 
Konflikts oder einer anderen Notlage in den 
internationalen Beziehungen getroffen wer- 
den; 

b) im Zusammenhang mit der Durchführung natio- 
naler Maßnahmen zur Nichtverbreitung von Kern- 
waffen oder anderer Kernsprengstoffe oder um ih- 
re Verpflichtungen aus dem Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen, den Richtlinien 
der Gruppe der Nuklearlieferländer und aus an- 
deren internationalen Nichtverbreitungs Verpflich- 
tungen und -Vereinbarungen im Kernenergiebe- 
reich zu erfüllen; oder 

c) zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. 

Eine solche Maßnahme darf keine verschleierte 
Durchleitungsbeschränkung darstellen. 
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(4) Die Bestimmungen dieses Vertrages über die 
Gewährung der Meistbegünstigung verpflichten 
keine Vertragspartei, den Investoren einer anderen 
Vertragspartei Vorrechte einzuräumen, die 

a) aus ihrer Mitgliedschaft in einer Freihandelszone 
oder einer Zollunion erwachsen, oder 

b) im Rahmen von bilateralen oder multilateralen 
Vereinbarungen über Wirtschaftskooperation zwi- 
schen den Staaten, die die ehemalige Sowjetunion 
bildeten, gewährt werden, solange deren wech- 
selseitige Wirtschaftsbeziehungen nicht auf einer 
definitiven Basis geregelt sind. 

Artikel 25 

Vereinbarungen über Wirtschaftsintegration 

(1) Die Bestimmungen dieses Vertrages dürfen 
nicht so ausgelegt werden, daß eine Vertragspartei, 
die Vertragspartei einer Vereinbarung über Wirt- 
schaftsintegration (nachstehend als EIA bezeichnet) 
ist, verpflichtet wäre, einer anderen Vertragspartei, 
die nicht Vertragspartei dieser EIA ist, im Wege der 
Meistbegünstigung eine Vorzugsbehandlung einzu- 
räumen, wie sie zwischen den Vertragsparteien die- 
ser EIA aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu dieser EIA 
gilt. 

(2) Im Sinne von Absatz 1 ist eine „EIA" eine Ver- 
einbarung, durch die u. a. Handel und Investitionen 
erheblich liberalisiert werden, indem praktisch jede 
Diskriminierung zwischen den daran beteiligten Par- 
teien abgeschafft wird (durch Abbau bestehender 
diskriminierender Maßnahmen bzw. das Verbot der 
Einführung neuer diskriminierender Maßnahmen), 
sei es bei Inkrafttreten der betreffenden Vereinba- 
rung oder nach Ablauf einer entsprechenden Frist. 

(3) Dieser Artikel berührt nicht die Anwendung 
des GATT gemäß Artikel 29. 


TEILV 

Streitbeilegung 
Artikel 26 

Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
einem Investor und einer Vertragspartei 

(1) Streitigkeiten zwischen einer Vertragspartei 
und einem Investor einer anderen Vertragspartei, die 
eine Investition des letzteren im Gebiet der ersteren 
sowie einen behaupteten Verstoß der ersteren Ver- 
tragspartei gegen eine Verpflichtung aus Teil III be- 
treffen, sind möglichst gütlich beizulegen. 

(2) Können solche Streitigkeiten innerhalb von drei 
Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem eine der streiten- 
den Parteien um eine gütliche Beilegung ersucht hat, 
nicht entsprechend den Bestimmungen von Absatz 1 
beigelegt werden, kann der Investor als streitende 
Partei den Streit 

a) den Zivil- oder Verwaltungsgerichten der am 

Streit beteiligten Vertragspartei, 


b) im Einklang mit einem anwendbaren, zuvor ver- 
einbarten, Streitbeilegungsverfahren oder 

c) im Einklang mit den folgenden Absätzen dieses 
Artikels 

zur Entscheidung vorlegen. 

(3) 

a) Vorbehaltlich nur der Buchstaben b und c erteilt 
hiermit jede Vertragspartei ihre uneingeschränkte 
Zustimmung dazu, einen Streitfall einer interna- 
tionalen Schieds- oder Schlichtungsstelle im Ein- 
klang mit den Bestimmungen dieses Artikels vor- 
zulegen. 

b) (i) Die im Anhang ID aufgeführten Vertragspar- 

teien erteilen diese uneingeschränkte Zustim- 
mung nicht, wenn der Investor den Streitfall 
zuvor bereits im Rahmen von Absatz 2 
Buchstabe a oder b vorgelegt hat. 

(ii) Aus Gründen der Transparenz teilen alle in 
Anhang ID auf geführten Vertragsparteien 
dem Sekretariat ihre diesbezüglichen Grund- 
sätze, Gepflogenheiten und Bedingungen spä- 
testens bei der Hinterlegung ihrer Ratifikati- 
ons-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
gemäß Artikel 39 bzw. der Hinterlegung ihrer 
Beitrittsurkunde gemäß Artikel 41 schriftlich 
mit. 

c) Eine Vertragspartei, die in Anhang lA aufgeführt 
ist, gibt keine bedingungslose Zustimmung be- 
treffend einen Streitfall, der über den letzten Satz 
von Artikel 10 Absatz 1 entsteht. 

(4) Ein Investor, der einen Streit zur Entscheidung 
gemäß Absatz 2 Buchstabe c vorlegt, hat schriftlich 
seine Zustimmung zu erteilen, daß der Streit folgen- 
den Stellen zur Entscheidung vorgelegt wird: 

a) (i) dem Internationalen Zentrum für die Beile- 

gung von Investitionsstreitigkeiten, das im 
Rahmen des am 18. März 1965 in Washington 
zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkom- 
mens (nachstehend als ICSID-Übereinkom- 
men bezeichnet) eingerichtet wurde, wenn so- 
wohl die Vertragspartei des Investors als auch 
die am Streit beteiligte Vertragspartei Parteien 
des ICSID-Übereinkommens sind, oder 

(ii) dem Internationalen Zentrum für die Beile- 
gung von Investitionsstreitigkeiten, das im 
Rahmen des in Buchstaben a (i) genannten 
Übereinkommens nach den Regeln für die Zu- 
satzeinrichtung für die Abwicklung von Kla- 
gen durch das Sekretariat des Zentrums (nach- 
stehend als Regeln für die Zusatzeinrichtung 
bezeichnet) eingerichtet wurde, wenn die Ver- 
tragspartei des Investors oder die am Streit be- 
teiligte Vertragspartei, aber nicht beide, Partei 
des ICSID-Übereinkommens sind, 

ODER 

b) einem alleinigen Schiedsrichter oder einem Ad- 
hoc-Schiedsgericht, das nach der Schlichtungs- 
ordnung der Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht (nachstehend als 
UNCITRAL bezeichnet) bestellt wird, 
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ODER 

c) dem Institut für Schiedsgerichtsverfahren der 
Handelskammer Stockholm im Rahmen eines 
Schiedsverfahrens. 

(5) 

a) Die Zustimmung nach Absatz 3 erfüllt, zusammen 
mit der schriftlichen Zustimmung des Investors 
nach Absatz 4, das Erfordernis 

(i) der schriftlichen Zustimmung der an einem 
Streit beteiligten Parteien nach Kapitel II des 
ICSID-Übereinkommens und nach den Re- 
geln für die Zusatzeinrichtung und 

(ii) einer „schriftlichen Vereinbarung" nach 
Artikel II des New Yorker Übereinkommens 
der Vereinten Nationen vom 10. Juni 1958 
über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche (nachstehend 
als „New Yorker Übereinkommen" bezeich- 
net) und 

(iii) der schriftlichen Einverständniserklärung der 
Vertragsparteien im Sinne von Artikel 1 der 
UNCITRAL-Schlichtungsordnung. 

b) Ein Schiedsverfahren nach diesem Artikel findet 
auf Ersuchen einer am Streit beteiligten Partei in 
einem Staat statt, der Vertragspartei des New Yor- 
ker Übereinkommens ist. Ansprüche, die Gegen- 
stand eines Schiedsverfahrens nach diesem Arti- 
kel sind, gelten im Sinne von Artikel 1 des Über- 
einkommens als aus einer geschäftlichen Bezie- 
hung oder Transaktion entstanden. * 

(6) Ein gemäß Absatz 4 eingesetztes Gericht ent- 
scheidet den Streitgegenstand in Einklang mit die- 
sem Vertrag und den geltenden Regeln und Grund- 
sätzen des Völkerrechts. 

(7) Ein Investor, der keine natürliche Person mit 
der Staatsangehörigkeit einer zum Zeitpunkt des 
schriftlichen Antrags nach Absatz 4 am Streit betei- 
ligten Vertragspartei ist und der bereits vor Entste- 
hen eines Streits zwischen ihm und dieser Vertrags- 
partei von Investoren einer anderen Vertragspartei 
beherrscht wird, wird im Sinne von Artikel 25 
Absatz 2 Buchstabe b des ICSID-Übereinkommens 
als „Staatsangehörigereiner anderen Vertragspartei" 
und im Sinne von Artikel 1 Absatz 6 der Regeln für 
die Zusatzeinrichtung als „Staatsangehöriger eines 
anderen Staates" behandelt. 

(8) Schiedssprüche, die auch die Zuerkennung von 
Zinsen umfassen können, sind für die am Streit betei- 
ligten Parteien endgültig und verbindlich. Ein 
Schiedsspruch über eine Maßnahme einer Gebiets- 
körperschaft oder Behörde der streitenden Vertrags- 
partei hat der Vertragspartei die Möglichkeit zu bie- 
ten, eine finanzielle Entschädigung anstelle eines an- 
deren Schadenersatzes zu leisten. Jede Vertragspar- 
tei führt einen solchen Schiedsspruch unverzüglich 
aus und sorgt für die effiziente Vollstreckung solcher 
Schiedssprüche in ihrem Gebiet. 


Artikel 27 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Vertragsparteien 

(1) Die Vertragsparteien sind bestrebt, Streitigkei- 
ten über die Anwendung oder Auslegung dieses Ver- 
trages auf diplomatischem Wege beizulegen. 

(2) Ist ein Streit nicht nach Absatz 1 innerhalb einer 
angemessenen Frist beigelegt worden, so kann jede 
der beteiligten Parteien, sofern dieser Vertrag nichts 
anderes bestimmt oder die Vertragsparteien schrift- 
lich nichts anderes vereinbart haben und soweit dies 
die Anwendung oder Auslegung von Artikel 6 oder 
Artikel 19 - oder, für in Anhang lA auf geführte Ver- 
tragsparteien, des letzten Satzes von Artikel 10 
Absatz 1 - betrifft, nach schriftlicher Notifizierung an 
die Adresse der anderen Vertragspartei die Angele- 
genheit einem Ad-hoc-Gericht im Sinne dieses Arti- 
kels zur Entscheidung vorlegen. 

(3) Ein solches Ad-hoc-Schiedsgericht wird wie 
folgt gebildet: 

a) Die Vertragspartei, die das Verfahren einleitet, be- 
stellt ein Mitglied des Gerichts und unterrichtet 
die andere am Streit beteiligte Vertragspartei von 
dieser Bestellung innerhalb von 30 Tagen nach 
Eingang der in Absatz 2 genannten Mitteilung der 
anderen Vertragspartei. 

b) Innerhalb von 60 Tagen nach Eingang der in 
Absatz 2 genannten schriftlichen Mitteilung be- 
stellt die andere am Streit beteiligte Vertragspartei 
ein Mitglied. Erfolgt die Bestellung nicht inner- 
halb des vorgeschriebenen Zeitraums, kann die 
Vertragspartei, die das Verfahren eingeleitet hat, 
innerhalb eines Zeitraums von 90 Tagen nach Ein- 
gang der in Absatz 2 genannten schriftlichen Mit- 
teilung darum ersuchen, daß die Bestellung im 
Einklang mit Absatz 3 Buchstabe d erfolgt. 

c) Ein drittes Mitglied, das nicht Staatsangehöriger 
oder Bürger einer am Streit beteiligten Vertrags- 
partei sein darf, wird von den am Streit beteiligten 
Vertragsparteien bestellt. Dieses Mitglied über- 
nimmt den Vorsitz des Gerichts. Sind die Vertrags- 
parteien innerhalb von 150 Tagen nach dem Ein- 
gang der in Absatz 2 genannten Mitteilung nicht 
in der Lage, sich auf die Bestellung eines dritten 
Mitglieds zu einigen, wird diese Bestellung auf Er- 
suchen einer der Vertragsparteien innerhalb von 
180 Tagen nach Eingang dieser Mitteilung im Ein- 
klang mit Absatz 3 Buchstabe d vorgenommen. 

d) ln Einklang mit diesem Absatz vorzunehmende 
Bestellungen werden vom Generalsekretär des 
Ständigen Internationalen Schiedsgerichtshofs in- 
nerhalb von 30 Tagen nach Eingang eines ent- 
sprechenden Ersuchens vorgenommen. Ist der 
Generalsekretär verhindert, werden die Bestellun- 
gen vom Ersten Sekretär des Präsidiums vorge- 
nommen. Ist auch dieser verhindert, werden die 
Bestellungen vom ranghöchsten Stellvertreter vor- 
genommen. 

e) Bei Bestellungen gemäß Absatz 3 Buchstaben a 
bis d sind Qualifikationen und Erfahrung der zu 
bestellenden Mitglieder insbesondere in den un- 
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ter diesen Vertrag fallenden Angelegenheiten zu 
berücksichtigen. 

f) Haben die Vertragsparteien nichts Gegenteiliges 
vereinbart, so gelten die Schiedsregeln der Kom- 
mission der Vereinten Nationen für Internationa- 
les Handelsrecht (UNCITRAL), soweit die am 
Streit beteiligten Vertragsparteien oder die 
Schiedsrichter davon nicht abweichen. Das Ge- 
richt entscheidet durch Mehrheitsbeschluß seiner 
Mitglieder. 

g) Das Gericht entscheidet den Streit im Einklang 
mit diesem Übereinkommen und den anwendba- 
ren Regeln und Grundsätzen des Völkerrechts. 

h) Das Schiedsurteil ist endgültig und für die am 
Streit beteiligten Vertragsparteien verbindlich. 

i) Wenn ein Gericht in seinem Urteil befindet, daß 
eine Maßnahme einer Gebietskörperschaft oder 
Lokalbehörde im Gebiet einer VP, die in Teil I von 
Anhang P aufgeführt ist, nicht im Einklang mit 
diesem Vertrag steht, kann jede am Streitfall be- 
teiligte Partei die Bestimmungen von Teil II des 
Anhangs P geltend machen. 

j) Die Kosten des Gerichts einschließlich der Hono- 
rare seiner Mitglieder sind von den am Streit be- 
teiligten Vertragsparteien zu gleichen Teilen zu 
tragen. Das Gericht kann jedoch nach eigenem 
Ermessen festlegen, daß eine der am Streit betei- 
ligten Vertragsparteien einen höheren Kostenan- 
teil tragen muß. 

k) Vereinbaren die am Streit beteiligten Vertragspar- 
teien nicht etwas anderes, tagt das Gericht im 
Haag und benutzt die Gebäude und Einrichtun- 
gen des Ständigen Schiedsgerichtshofs. 

l) Eine Ausfertigung des Schi^dsurteils wird im Se- 
kretariat hinterlegt, das es allgemein zugänglich 
macht. 

Artikel 28 

Nichtanwendung von Artikel 31 
auf Handelsstreitigkeiten 

Ein Streit zwischen Vertragsparteien über die An- 
wendung der Artikel 5 oder Artikel 29 wird nicht 
nach Artikel 27 beigelegt, es sei denn, daß die am 
Streit beteiligten Parteien dies vereinbaren. 

TEIL VI 

Übergangsbestimmungen 
Artikel 29 

Vorläufige Bestimmungen 
für Handelsangelegenheiten 

(1) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten für 
den Handel mit Energieerzeugnissen zwischen Ver- 
tragsparteien, die nicht Vertragspartei des GATT und 
der abgeleiteten Rechtsakte sind. 


( 2 ) 

a) Der Handel mit Energieerzeugnissen zwischen 
Vertragsparteien, von denen wenigstens eine 
nicht Vertragspartei des GATT und der abgeleite- 
ten Rechtsakte ist, unterliegt vorbehaltlich der 
Unterabsätze (b) und (c) und der Ausnahmen und 

, Regelungen von Anhang G den Bestimmungen 
des GATT und der abgeleiteten Rechtsakte, wie 
sie am 1. März 1994 gelten und von den GATT- 
Vertragsparteien in ihrem Handel mit Energieer- 
zeugnissen untereinander praktiziert werden, so, 
als ob alle Vertragsparteien Vertragsparteien des 
GATT und der abgeleiteten Rechtsakte wären. 

b) Ein solcher Handel einer Vertragspartei, die Teil 
der früheren Union der sozialistischen Sowjetre- 
publiken war, kann statt dessen vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Anhangs TFU einem Abkom- 
men zwischen zwei oder mehr solchen Staaten 
unterliegen, und zwar bis 1. Dezember 1999 oder 
bis zur Zulassung der betreffenden Vertragspartei 
zum GATT, je nachdem, was früher ein tritt. 

c) Für den Handel zwischen zwei GATT- Parteien gilt 
Unterabsatz (a) nicht, wenn eine dieser Parteien 
nicht Vertragspartei des GATT 1947 ist. 

(3) Jeder Unterzeichner dieses Vertrages und jeder 
Staat oder jede Organisation eines regionalen Wirt- 
schaftszusammenschlusses, der beziehungsweise die 
diesem Vertrag beitritt, hinterlegt am Tage der Unter- 
zeichnung oder der Hinterlegung der Beitrittsur- 
kunde beim Sekretariat eine Liste aller Zollsätze und 
sonstigen Abgaben, die zum Zeitpunkt dieser Unter- 
zeichnung oder Hinterlegung auf die in sein bezie- 
hungsweise in ihr Gebiet eingeführten Energieer- 
zeugnisse erhoben werden, und notifiziert die Höhe 
dieser Zoll- und Abgabensätze. Änderungen dieser 
Sätze sind dem Sekretariat zu notifizieren, das die 
Vertragsparteien davon unterrichtet. 

(4) Jede Vertragspartei bemüht sich, die Zoll- oder 
Abgabensätze auf die Ein- oder Ausfuhr von Ener- 
gieerzeugnissen nicht anzuheben: 

a) im Falle der Einfuhr von Energieerzeugnissen 
nach dem für die betreffende Vertragspartei gel- 
tenden Teil 1 des Schemas in Artikel II des GATT 
über die in dieser Tabelle angegebene Höhe hin- 
aus, wenn die betreffende Vertragspartei Ver- 
tragspartei des GATT ist; 

b) im Falle der Ausfuhr von Energieerzeugnissen 
und dem ihrer Einfuhr, wenn die Vertragspartei 
nicht Vertragspartei des GATT ist, über die zuletzt 
dem Sekretariat notifizierte Höhe hinaus, mit Aus- 
nahme des in Einklang mit Absatz 2 (a) Zulässi- 
gen. 

(5) Eine Vertragspartei darf die Zoll- oder Abga- 
bensätze über die in Absatz 4 angegebene Höhe hin- 
aus nur anheben, wenn 

a) im Falle eines zum Zeitpunkt der Einfuhr erhobe- 
nen Zoll- oder Abgabensatzes eine Bestimmung 
des GATT oder der abgeleiteten Rechtsakte (mit 
Ausnahme der Bestimmungen von Anhang G) ein 
solches Vorgehen gestattet, oder 

b) sie, soweit im Rahmen ihrer gesetzgeberischen 
Verfahren irgend möglich, dem Sekretariat ihren 
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Vorschlag für eine solche Anhebung notifiziert 
hat, anderen interessierten Vertragsparteien Gele- 
genheit zu Konsultationen zu ihrem Vorschlag ge- 
geben hat und allen Kommentaren dieser Ver- 
tragspartei gebührende Berücksichtigung ge- 
schenkt hat. 

(6) Die Unterzeichner verpflichten sich, spätestens 
am 1. Januar 1995 Verhandlungen im Hinblick auf 
die Verabschiedung (bis 1. Januar 1998) von entspre- 
chend den Entwicklungen im Welthandelssystem 
vorzusehenden Änderungen zu diesem Vertrag auf- 
zunehmen. Die Änderungen sollen vorbehaltlich der 
darin festzulegenden Bedingungen jede Vertragspar- 
tei verpflichten, ihre Zoll- und Abgabensätze nicht 
über die in den Änderungen vorgeschriebene Höhe 
anzuheben. 

(7) Anhang D dieses Vertrages gilt für Streitigkei- 
ten über die Einhaltung von Bestimmungen, die nach 
diesem Artikel und, sofern nicht beide Vertragspar- 
teien sich auf etwas anderes einigen für Streitigkei- 
ten betreffend die Einhaltung von Artikel 5 zwischen 
Vertragsparteien, von denen wenigstens eine nicht 
Vertragspartei des GATT ist, mit der Ausnahme, daß 
Anhang D nicht für einen Streit zwischen Vertrags- 
parteien aus einem Abkommen gilt, das 

a) in Einklang mit Absatz 1 dieses Artikels notifiziert 
worden ist und die übrigen Forderungen von 
Absatz 2 (b) sowie des Anhangs TFU erfüllt; oder 

b) eine Freihandelszone oder Zollunion errichtet, wie 
in Artikel XXIV des GATT beschrieben. 

Artikel 30 

Entwicklungen in den internationalen 
Handelsvereinbarungen 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Lichte 
der Ergebnisse der Uruguay-Runde über die multila- 
teralen Handelsverhandlungen, wie sie grundsätz- 
lich aus der Schlußakte von Marrakesch vom 15. April 
1994 hervorgehen, spätestens ab 1. Juli 1995 bzw. bei 
Inkrafttreten dieses Vertrages - je nachdem, was spä- 
ter eintritt - Überlegungen über entsprechende Än- 
derungen dieses Vertrags anzustellen im Hinblick 
auf eine Verabschiedung dieser eventuellen Ände- 
rungen durch die Chartakonferenz. 

Artikel 31 

Energietechnische Ausrüstungen 

Die vorläufige Chartakonferenz wird in ihrer ersten 
Sitzung mit der Prüfung beginnen, inwieweit ener- 
gietechnische Ausrüstungen in die Handelsbestim- 
mungen dieses Vertrages aufgenommen werden sol- 
len. 


Artikel 32 

Übergangsvereinbarungen 

(1) In Anerkennung der erforderlichen Zeit für die 
Anpassung an die Anforderungen einer Marktwirt- 


schaft kann eine in Anhang T aufgeführte Vertrags- 
partei die vollständige Erfüllung ihrer Verpflichtun- 
gen aus einer oder mehreren der folgenden Bestim- 
mungen dieses Vertrages vorbehaltlich der Bedin- 
gungen nach den Absätzen 3 bis 6 zeitweilig ausset- 
zen: 

Artikel 6 Absatz 2 und 5 
Artikel 7 Absatz 4 
Artikel 9 Absatz 1 

Artikel 10 Absatz 7 - spezifische Maßnahmen 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe (d) - nur bezogen auf 
den Transfer nicht ausgegebener Einkommen 
Artikel 20 Absatz 3 
Artikel 22 Absatz 1 und 3 

(2) Die anderen Vertragsparteien unterstützen eine 
Vertragspartei, die die vollständige Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen gemäß Absatz 1 zeitweilig ausge- 
setzt hat, bei der Schaffung der Bedingungen, die 
eine Beendigung der Aussetzung ermöglichen. Diese 
Unterstützung wird in der Form gewährt, die die an- 
deren Vertragsparteien im Hinblick auf die in 
Absatz 4 Buchstabe c dieses Artikels notifizierten Er- 
fordernisse für die wirksamste halten, gegebenen- 
falls auch durch bilaterale und multilaterale Verein- 
barungen. 

(3) Die anwendbaren Bestimmungen, die Etappen 
bis zur vollständigen Durchführung jeder von ihnen, 
die zu treffenden Maßnahmen und der Zeitpunkt 
oder ausnahmsweise der Umstand, bis zu dem jede 
Etappe abzuschließen und jede Maßnahme zu treffen 
ist, werden für jede Vertragspartei, die Übergangs- 
vereinbarungen geltend macht, in Anhang T dieses 
Vertrages angegeben. Jede dieser Vertragsparteien 
ergreift die angegebenen Maßnahmen zu dem in 
Anhang T im einzelnen festgelegten Zeitpunkt. Ver- 
tragsparteien, die gemäß Absatz 1 die vollständige 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen zeitweilig ausgesetzt 
haben, verpflichten sich, die entsprechenden Ver- 
pflichtungen bis zum 1. Juli 2001 zu erfüllen. Sollte 
es eine Vertragspartei aufgrund außergewöhnlicher 
Umstände für notwendig halten, den Antrag zu stel- 
len, die Dauer dieser zeitweiligen Aussetzung zu ver- 
längern oder in Anhang T weitere darin bisher nicht 
aufgeführte zeitweilige Aussetzungen aufzunehmen, 
so wird die Entscheidung über diesen Antrag auf Än- 
derung des Anhangs T von der Chartakonferenz ge- 
troffen. 

(4) Eine Vertragspartei, die Übergangsvereinba- 
rungen geltend gemacht hat, notifiziert dem Sekreta- 
riat mindestens einmal in zwölf Monaten 

a) die Durchführung der in Anhang T angegebenen 
Maßnahmen und die allgemeinen Fortschritte im 
Hinblick auf die vollständige Erfüllung ihrer Ver- 
pflichtungen; 

b) die innerhalb der nächsten zwölf Monate zu er- 
wartenden Fortschritte im Hinblick auf die voll- 
ständige Erfüllung ihrer Verpflichtungen, abseh- 
bare Schwierigkeiten und Vorschläge zu deren 
Überwindung; 

c) die Notwendigkeit einer technischen Hilfe, um 
den Abschluß der Etappen nach Anhang T, die für 
die vollständige Durchführung dieses Vertrages 
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erforderlich sind, zu erleichtern, gegebenenfalls 
die gemäß Buchstabe b notifizierten Schwierigkei- 
ten zu überwinden bzw. andere gebotene markt- 
orientierte Reformen und die Modernisierung ih- 
res Energiebereichs zu fördern; 

d) eine mögliche Notwendigkeit, einen Antrag von 
der in Absatz 3 genannten Art zu stellen. 

(5) Das Sekretariat 

a) leitet Notifizierungen nach Absatz 4 allen Ver- 
tragsparteien ZU; 

b) leitet Wünsche und Angebote betreffend techni- 
sche Hilfe im Sinne von Absatz 2 und Absatz 4 
Buchstabe c weiter und fördert tatkräftig die Zu- 
sammenführung dieser Wünsche und Angebote, 
wobei es sich, soweit zweckmäßig, auf bestehen- 
de Einrichtungen in anderen internationalen Or- 
ganisationen stützt; 

c) leitet allen Vertragsparteien nach jeweils sechs 
Monaten eine Zusammenfassung der Notifizie- 
rungen nach Absatz 4 Buchstabe a oder d zu. 

(6) Die Chartakonferenz überprüft jährlich die 
Fortschritte der Vertragsparteien bei der Durchfüh- 
rung der Bestimmungen dieses Artikels und die Ab- 
stimmung der Wünsche nach und der Angebote von 
technischer Hilfe im Sinne von Absatz 2 und Absatz 4 
Buchstabe c. Bei dieser Überprüfung kann die Konfe- 
renz angemessene Maßnahmen beschließen. 

TEILVII 

Organisatorische und institutioneile Bestimmungen 


Artikel 33 

Energiechartaprotokolle und -erklärungen 

(1) Die Chartakonferenz kann die Aushandlung 
von Energiechartaprotokollen oder -erklärungen ge- 
nehmigen, um die Ziele und Grundsätze der Charta 
zu verwirklichen. 

(2) Jeder Unterzeichner der Charta kann an den 
Verhandlungen teilnehmen. 

(3) Ein Staat oder eine Organisation eines regiona- 
len Wirtschaftszusammenschlusses kann nur dann 
Partei eines Protokolls oder einer Erklärung werden, 
wenn er beziehungsweise sie auch die Charta unter- 
zeichnet und Vertragspartei dieses Vertrages wird. 

(4) Vorbehaltlich der Absätze 3 und 6 a werden die 
für ein Protokoll geltenden Schlußbestimmungen in 
dem betreffenden Protokoll festgelegt. 

(5) Ein Protokoll gilt nur für die Vertragsparteien, 
die ihm zugestimmt haben, und läßt die Rechte und 
Pflichten der Vertragsparteien unberührt, die das 
Protokoll nicht unterzeichnet haben. 

( 6 ) 

a) Ein Protokoll kann der Chartakonferenz und dem 
Sekretariat Aufgaben zuweisen, vorausgesetzt, 
eine solche Zuweisung kann durch einen Proto- 
kollzusatz erfolgen, es sei denn, der Zusatz ist 


nicht von der Chartakonferenz genehmigt, deren 
Genehmigung keiner Bestimmung des Protokolls, 
die durch Unterabsatz b genehmigt werden, un- 
terliegt. 

b) Ein Protokoll, das von der Chartakonferenz zu 
treffende Entscheidungen vorsieht, kann vorbe- 
haltlich Unterabsatz a für diese Entscheidungen 
vorsehen: 

(i) Abstimmungsverfahren, die von denen des 
Artikels 36 abweichen; 

(ii) daß nur die Protokollparteien als Vertragspar- 
teien im Sinne des Artikels 36 angesehen wer- 
den bzw. nach den im Protokoll vorgesehenen 
Regeln stimmberechtigt sind. 

Artikel 34 
Chartakonferenz 

(1) Die Vertragsparteien kommen in regelmäßigen 
Abständen in einer Konferenz zusammen (nachste- 
hend „Chartakonferenz" genannt), zu der jede Ver- 
tragspartei einen Vertreter entsenden kann. Ordent- 
liche Sitzungen werden in Zeitabständen einberufen, 
die die Chartakonferenz festlegt. 

(2) Außerordentliche Sitzungen der Chartakonfe- 
renz können von der Chartakonferenz oder auf 
schriftliches Verlangen einer Vertragspartei anbe- 
raumt werden, sofern ein solches Verlangen inner- 
halb von sechs Wochen, nachdem es den Vertrags- 
parteien vom Sekretariat mitgeteilt worden ist, von 
mindestens einem Drittel der Vertragsparteien unter- 
stützt wird. 

(3) Die Chartakonferenz wird wie folgt tätig: 

a) Sie erledigt die ihr nach diesem Vertrag und den 
Protokollen übertragenen Aufgaben; 

b) sie überwacht und fördert die Durchführung der 
Grundsätze der Charta sowie der Bestimmungen 
dieses Vertrags und der Protokolle; 

c) sie fördert im Einklang mit diesem Vertrag und 
den Protokollen die Koordinierung allgemeiner 
Maßnahmen zur Durchführung der Grundsätze 
der Charta; 

d) sie prüft und beschließt die vom Sekretariat aus- 
zuführenden Arbeitsprogramme; 

e) sie prüft den Jahresabschluß und stellt den Haus- 
haltsplan des Sekretariats fest; 

f) sie prüft und beschließt oder genehmigt die Be- 
stimmungen einer Übereinkunft über den Sitz 
oder einer anderen Übereinkunft einschließlich 
der Vorrechte und Befreiungen für die Chartakon- 
ferenz und das Sekretariat; 

g) sie unterstützt gemeinsame Anstrengungen zur 
Förderung marktorientierter Reformen und der 
Modernisierung der Energiewirtschaft in denjeni- 
gen Ländern Mittel- und Osteuropas und der ehe- 
maligen UdSSR, deren Wirtschaft umgestaltet 
wird; 
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h) sie genehmigt das Mandat für die Aushandlung 
von Protokollen, prüft und genehmigt deren Wort- 
laut sowie Änderungen dazu; 

i) sie genehmigt die Aushandlung von Erklärungen 
und billigt ihre Herausgabe? 

j) sie entscheidet über Beitritte zu diesem Vertrag; 

k) sie ermächtigt zur Aufnahme von Verhandlungen 
über Assoziierungsvereinbarungen und prüft und 
genehmigt solche Vereinbarungen; 

l) sie prüft und genehmigt den Wortlaut von Ände- 
rungen dieses Vertrages; 

m) sie prüft und beschließt Wortlautänderungen und 
sachliche Änderungen an den Anhängen zu die- 
sem Vertrag; 

n) sie benennt den Generalsekretär und trifft alle 
Entscheidungen über die Einsetzung und Arbeits- 
weise des Sekretariats einschließlich seines Auf- 
baus, seiner personellen Besetzung und seines 
Statuts für die Beschäftigung von Beamten und 
Angestellten. 

(4) Aus Gründen der Kostenersparnis und Lei- 
stungsfähigkeit greift die Chartakonferenz in Erfül- 
lung ihrer Aufgaben über das Sekretariat möglichst 
umfassend auf die Dienste und Programme anderer 
Institutionen und Organisationen zurück, die nach- 
weislich über Erfahrung in den unter die Ziele dieses 
Vertrages fallenden Bereichen verfügen. 

(5) Die Chartakonferenz kann, soweit sie es zur Er- 
ledigung ihrer Aufgaben als zweckmäßig erachtet, 
nachgeordnete Gremien einsetzen. 

(6) Die Chartakonferenz prüft und beschließt ihre 
Geschäfts- und Haushaltsordnung. 

(7) 1999 und danach in Zeitabständen (von höch- 
stens fünf Jahren), die von der Chartakonferenz fest- 
zulegen sind, überprüft die Chartakonferenz die Auf- 
gaben nach diesem Vertrag eingehend dahin, inwie- 
weit die Bestimmungen dieses Vertrages und der 
Protokolle durchgeführt worden sind. Bei Abschluß 
jeder Überprüfung kann die Chartakonferenz die 
Aufgaben nach Absatz 3 ändern oder streichen imd 
das Sekretariat entlasten. 

Artikel 35 
Sekretariat 

(1) Zur Erledigung ihrer Aufgaben erhält die Char- 
takonferenz ein Sekretariat, das sich aus einem Ge- 
neralsekretär und gerade so vielen Mitarbeitern zu- 
sammensetzt, wie für eine effiziente Arbeit erforder- 
lich sind. 

(2) Der Generalsekretär wird von der Chartakonfe- 
renz ernannt. Die erste Ernennung erfolgt für eine 
Zeit von höchstens fünf Jahren. 

(3) Das Sekretariat ist bei der Erfüllung seiner Auf- 
gaben der Chartakonferenz gegenüber verantwort- 
lich und erstattet ihr Bericht. 

(4) Das Sekretariat gewährt der Chartakonferenz 
alle erforderliche Unterstützung bei der Wahrneh- 


mung ihrer Pflichten und führt die Aufgaben aus, die 
ihm im Rahmen dieses Vertrages in den Protokollen 
und von der Konferenz zugewiesen werden. 

(5) Das Sekretariat kann Verwaltungs- und Ver- 
tragsvereinbarungen treffen, die für eine reibungslo- 
se Erledigung seiner Aufgaben erforderlich sind. 

Artikel 36 
Abstimmung 

(1) Bei Entscheidungen der Chartakonferenz ist 
Einstimmigkeit der anwesenden und abstimmenden 
Vertragsparteien in folgenden Angelegenheiten er- 
forderlich: 

a) Genehmigung von Änderungen dieses Vertrages, 
ausgenommen Änderungen der Artikel 34 und 35 
und des Anhangs T; 

b) Genehmigung von Beitritten zu diesem Vertrag 
gemäß Artikel 41 von Staaten oder Organisatio- 
nen eines regionalen Wirtschaftszusammen- 
schlusses, die bis zum 16. Juni 1995 die Charta 
nicht unterzeichnet hatten; 

c) Ermächtigung zur Aushandlung und Genehmi- 
gung oder Verabschiedung des Wortlauts von As- 
soziierungsvereinbarungen; 

d) Genehmigung von Anpassungen der 
Anhänge EM, NI, G und B; 

e) Genehmigung von Änderungen an den Anhän- 
gen zu diesem Vertrag; 

f) Genehmigung der Benennung von Panelmitglie- 
dern durch den Generalsekretär nach Anhang D 
Absatz 7. 

Die Vertragsparteien bemühen sich nach Kräften um 
Einvernehmen in allen Angelegenheiten, über die 
sie im Rahmen dieses Vertrages beschließen müssen. 
Ist eine einvernehmliche Einigung nicht erreichbar, 
finden die Absätze 2 bis 5 Anwendung. 

(2) Beschlüsse über Haushaltsfragen nach 
Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe e werden mit qualifi- 
zierter Mehrheit der Vertragsparteien gefaßt, deren 
festgelegte Beiträge nach Anhang B zusammen min- 
destens drei Viertel aller festgelegten Beiträge aus- 
machen. 

(3) Beschlüsse über Angelegenheiten nach 
Artikel 34 Absatz 7 werden mit Dreiviertelmehrheit 
der Vertragsparteien gefaßt. 

(4) Ausgenommen in den Fällen, die in Absatz 1 
Buchstabe a bis f sowie in den Absätzen 2 und 3 ge- 
nannt sind, oder wie in diesem Vertrag an anderer 
Stelle ausgeführt ist, werden Beschlüsse im Sinne 
dieses Vertrages mit einer Dreiviertelmehrheit der 
auf der Sitzung der Chartakonferenz anwesenden 
und abstimmenden Vertragsparteien gefaßt. 

(5) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „anwesende 
und abstimmende Vertragsparteien" anwesende und 
mit Ja oder Nein stimmende Vertragsparteien. Die 
Chartakonferenz kann Verfahrensregeln beschlie- 
ßen, wonach die Vertragsparteien solche Beschlüsse 
schriftlich fassen können. 
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(6) Abweichend von Absatz 2 ist ein Beschluß im 
Sinne dieses Artikels nur dann rechtswirksam, wenn 
er von einer einfachen Mehrheit der Vertragsparteien 
unterstützt wird. 

(7) Eine Organisation eines regionalen Wirtschafts- 
zusammenschlusses hat bei Abstimmungen eine 
Stimmenzahl entsprechend der Zahl ihrer Mitglied- 
staaten, die Vertragsparteien dieses Vertrages sind; 
eine solche Organisation macht von ihrem Stimm- 
recht keinen Gebrauch, wenn ihre Mitgliedstaaten 
von ihrem Stimmrecht Gebrauch machen, und umge- 
kehrt. 

(8) Kommt eine Vertragspartei ihren finanziellen 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag fortdauernd 
nicht fristgemäß nach, kann die Chartakonferenz das 
Stimmrecht dieser Vertragspartei ganz oder teilweise 
aussetzen. 

Artikel 37 

Finanzierungsgrundsätze 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihrer eige- 
nen Vertretung auf den Sitzungen der Chartakonfe- 
renz und nachgeordneter Gremien. 

(2) Aufwendungen für Sitzungen der Chartakonfe- 
renz und nachgeordneter Gremien gelten als Sekre- 
tariatskosten. 

(3) Die Sekretariatskosten werden von den Ver- 
tragsparteien durch festgelegte Beiträge gedeckt, die 
entsprechend den in Anhang B genannten Anteilen 
zu entrichten sind. Diese Anteile können in Einklang 
mit Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe d angepaßt wer- 
den. 

(4) Ein Protokoll muß Bestimmungen enthalten, die 
sicherstellen, daß die aus diesem Protokoll resultie- 
renden Sekretariatskosten von den betreffenden Pro- 
tokollparteien getragen werden. 

(5) Die Chartakonferenz kann zusätzlich freiwillig 
geleistete Beiträge einer oder mehrerer Vertragspar- 
teien oder aus anderen Quellen annehmen: Kosten, 
die mit solchen Beiträgen gedeckt werden, gelten 
nicht als Sekretariatskosten im Sinne von Absatz 3. 

TEIL VIII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 38 
Unterzeichnung 

Dieser Vertrag liegt für Staaten und für Organisa- 
tionen eines regionalen Wirtschaftszusammenschlus- 
ses, die die Charta unterzeichnet haben, vom 17. De- 
zember 1994 bis zum 16. Juni 1995 in Lissabon zur 
Unterzeichnung auf. 

Artikel 39 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung durch die Unterzeichner. Die Ra- 


tifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkun- 
den sind beim Verwahrer zu hinterlegen. 

Artikel 40 

Anwendung auf andere Gebiete 

(1) Ein Staat oder eine Organisation eines regiona- 
len Wirtschaftszusammenschlusses kann bei der Un- 
terzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der 
Genehmigung oder dem Beitritt eine Erklärung hin- 
terlegen, daß der Vertrag für alle anderen Gebiete 
(oder für eines oder mehrere von ihnen) gelten soll, 
deren internationale Beziehungen er oder sie wahr- 
nimmt. Diese Erklärung wird zu dem Zeitpunkt wirk- 
sam, zu dem der Vertrag für diese Vertragspartei in 
Kraft tritt. 

(2) Jede Vertragspartei kann sich zu einem späte- 
ren Zeitpunkt durch eine beim Verwahrer hinterlegte 
Erklärung im Rahmen dieses Vertrages hinsichtlich 
anderer in der Erklärung genannter Gebiete ver- 
pflichten. Für ein solches Gebiet tritt der Vertrag am 
neunzigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an dem diese 
Erklärung beim Verwahrer eingegangen ist. 

(3) Eine Erklärung gemäß den beiden vorstehen- 
den Absätzen hinsichtlich eines in einer solchen Er- 
klärung genannten Gebiets kann durch eine an den 
Verwahrer gerichtete Notifizierung zurückgenom- 
men werden. Die Rücknahme wird vorbehaltlich der 
Anwendbarkeit von Artikel 47 Absatz 3 nach Ablauf 
eines Jahres nach dem Tag wirksam, an dem diese 
Notifizierung beim Verwahrer eingegangen ist. 

Artikel 41 
Beitritt 

Dieser Vertrag liegt für Staaten und Organisatio- 
nen eines regionalen Wirtschaftszusammenschlusses, 
welche die Charta unterzeichnet haben, nach dem 
Schlußtag für die Unterzeichnung des Vertrages un- 
ter den von der Chartakonferenz zu beschließenden 
Bedingungen zum Beitritt auf. Die Beitrittsurkunde 
ist beim Verwahrer zu hinterlegen. 


Artikel 42 
Änderung 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses 
Vertrages vorschlagen. 

(2) Der Wortlaut einer vorgeschlagenen Änderung 
dieses Vertrages ist den Vertragsparteien vom Sekre- 
tariat mindestens drei Monate vor der Sitzung zu 
übermitteln, auf der er zur Annahme durch die Char- 
takonferenz vorgeschlagen wird. 

(3) Von der Chartakonferenz angenommene Ände- 
rungen dieses Vertrages werden dem Verwahrer vom 
Sekretariat übermittelt. Der Verwahrer legt sie allen 
Vertragsparteien zur Ratifikation, Annahme oder Ge- 
nehmigung vor. 
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(4) Die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
von Änderungen dieses Vertrages sind dem Verwah- 
rer schriftlich zu notifizieren. Änderungen treten zwi- 
schen den Vertragsparteien, die sie ratifiziert, ange- 
nommen oder genehmigt haben, am neunzigsten 
Tag nach dem Tag in Kraft, an dem die Notifizierung 
der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch 
mindestens drei Viertel der Vertragsparteien beim 
Verwahrer eingegangen ist. Danach treten die Ände- 
rungen für jede andere Vertragspartei am neunzig- 
sten Tag nach Hinterlegung der Urkunde über die 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung der Än- 
derungen in Kraft. 

Artikel 43 

Assoziierungsvereinbarungen 

(1) Die Chartakonferenz kann die Aushandlung 
von Assoziierungsvereinbarungen mit Staaten oder 
Organisationen eines regionalen Wirtschaftszusam- 
menschlusses oder mit internationalen Organisatio- 
nen genehmigen, um die Ziele und Grundsätze der 
Charta und die Bestimmungen dieses Vertrages oder 
eines oder mehrerer Protokolle zu fördern. 

(2) Die Beziehungen zu einem assoziierungswilli- 
gen Staat, einer assoziierungswilligen Organisation 
eines regionalen Wirtschaftszusammenschlusses 
oder einer assoziierungswilligen internationalen Or- 
ganisation und deren Rechte und Pflichten entspre- 
chen den besonderen Umständen der Assoziierung 
und sind in jedem Fall in der Assoziierungsvereinba- 
rung festzulegen. 

Artikel 44 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag tritt in Kraft am neunzigsten Tag 
nach dem Tage, an dem die dreißigste Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt 
worden ist, bzw. der Beitritt eines Staates oder einer 
Organisation eines regionalen Wirtschaftszusam- 
menschlusses erfolgt, der bzw. die die Charta bis 
zum 16. Juni 1995 unterzeichnet hat. 

(2) Für jeden Staat bzw. jede Organisation eines re- 
gionalen Wirtschaftszusammenschlusses, der bzw. 
die diesen Vertrag nach Hinterlegung der dreißigsten 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsur- 
kunde ratifiziert, annimmt oder genehmigt, tritt die- 
ser Vertrag am neunzigsten Tag nach dem Tage, an 
dem seine beziehungsweise ihre Ratifikations-, An- 
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde hin- 
terlegt worden ist, in Kraft. 

(3) Im Sinne von Absatz 1 zählt jede Urkunde, die 
von einer Organisation eines regionalen Wirtschafts- 
zusammenschlusses hinterlegt wird, nicht zusätzlich 
zu jenen, die von den Mitgliedstaaten einer solchen 
Organisation hinterlegt werden. 

Artikel 45 

Vorläufige Anwendung 

(1) Die Unterzeichner kommen überein, diesen 
Vertrag bis zum Inkrafttreten nach Artikel 44 vorläu- 


fig anzuwenden, soweit eine solche vorläufige An- 
wendung ihrer Verfassung und ihren Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften nicht zuwiderläuft. 

( 2 ) 

a) Jeder Unterzeichner kann unbeschadet des 
Absatzes 1 bei seiner Unterzeichnung dem Ver- 
wahrer gegenüber eine Erklärung abgeben, daß 
er nicht in der Lage ist, die vorläufige Anwendung 
zu akzeptieren. Die in Absatz 1 enthaltene Ver- 
pflichtung gilt für den Unterzeichner, der diese Er- 
klärung abgibt, nicht. Er kann die Erklärung 
durch schriftliche Notifizierung an den Verwahrer 
jederzeit wieder zurückziehen. 

b) Weder ein Unterzeichner, der eine Erklärung nach 
Absatz 2 a abgibt, noch Investoren dieses Unter- 
zeichners können die Vorteile der vorläufigen An- 
wendung gemäß Absatz 1 in Anspruch nehmen. 

c) Unbeschadet des Absatzes 2 a wendet jeder Un- 
terzeichner, der eine Erklärung nach Absatz 2 a 
abgibt, Teil VII und Absatz 4 und 7 bis zum In- 
krafttreten des Vertrages nach Artikel 44 vorläufig 
an, soweit diese vorläufige Anwendung seinen 
Rechtsvorschriften nicht zuwiderläuft. 

( 3 ) 

a) Jeder Unterzeichner kann die vorläufige Anwen- 
dung dieses Vertrages kündigen, indem er dem 
Verwahrer schriftlich notifiziert, daß er nicht die 
Absicht hat, Vertragspartei dieses Vertrages zu 
werden. Die Kündigung der vorläufigen Anwen- 
dung wird für den betreffenden Unterzeichner 
wirksam nach Ablauf des sechzigsten Tages ab 
dem Tage, an dem seine schriftliche Mitteilung 
beim Verwahrer eingegangen ist. 

b) Wenn der Unterzeichner die vorläufige Anwen- 
dung gemäß Absatz 3 a kündigt, bleibt seine 
Pflicht aus Absatz 1 Teil III und V mit Bezug auf 
Investitionen, die Investoren anderer Unterzeich- 
ner während der vorläufigen Anwendung des Ver- 
trages auf seinem Gebiet getätigt haben, jedoch 
bestehen, und zwar für die Dauer von zwanzig 
Jahren ab dem Wirksamwerden der Kündigung, 
es sei denn, es wird nach Absatz 3 c verfahren. 

c) Absatz 3b gilt nicht für Unterzeichner, die in 
Anhang PA aufgelistet sind. Ein Unterzeichner 
kann aus der Liste von Anhang PA gestrichen 
werden; die Streichung wird wirksam mit dem 
Eingang eines diesbezüglichen Antrags beim Ver- 
wahrer. 

(4) Bis zum Inkrafttreten dieses Vertrages kommen 
die Unterzeichner regelmäßig auf der vorläufigen 
Chartakonferenz zusammen, wobei die erste Sitzung 
vom vorläufigen Sekretariat nach Absatz 5 spätestens 
180 Tage nach dem Öffnungstag für die Unterzeich- 
nung dieses Vertrages nach Artikel 38 einzuberufen 
ist. 

(5) Bis zum Inkrafttreten dieses Vertrages nach 
Artikel 44 und bis zur Einrichtung eines Sekretariats 
nach Artikel 35 werden die Aufgaben des Sekretari- 
ats einstweilig von einem vorläufigen Sekretariat 
wahrgenommen. 
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(6) Die Unterzeichner tragen zu den Kosten des 
vorläufigen Sekretariats im Einklang mit und gemäß 
den Bestimmungen von Absatz 1 bzw. 2 (c) bei, als 
ob die Unterzeichner Vertragsparteien gemäß 
Artikel 37 Absatz 3 wären. Alle Änderungen an 
Anhang B durch die Unterzeichner werden nach In- 
krafttreten dieses Vertrages beendet. 

(7) Ein Staat oder eine Organisation eines regiona- 
len Wirtschaftszusammenschlusses, der bzw. die vor 
Inkrafttreten des Vertrages diesem Vertrag gemäß 
Artikel 41 beitritt, genießt bis zum Inkrafttreten die 
Rechte und trägt die Pflichten eines Unterzeichners 
im Sinne dieses Artikels. 

Artikel 46 
Vorbehalte 

Zu diesem Vertrag können keine Vorbehalte erho- 
ben werden. 


Artikel 47 
Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann nach Ablauf von fünf 
Jahren, nachdem der Vertrag für sie in Kraft getreten 
ist, dem Verwahrer jederzeit schriftlich notifizieren, 
daß sie von diesem Vertrag zurücktritt. 

(2) Der Rücktritt wird ein Jahr nach dem Tag des 
Eingangs der Notifizierung beim Verwahrer oder zu 
einem späteren Zeitpunkt, der gegebenenfalls in der 
Notifizierung des Rücktritts genannt ist, wirksam. 

(3) Für Investitionen, die im Gebiet einer Vertrags- 
partei von Investoren anderer Vertragsparteien oder 
im Gebiet anderer Vertragsparteien von Investoren 


dieser Vertragspartei vorgenommen wurden, gelten 
die Bestimmungen dieses Vertrages für weitere 
20 Jahre von dem Tag an gerechnet, an dem der 
Rücktritt von diesem Übereinkommen wirksam ge- 
worden ist. 

(4) Alle Protokolle, denen eine Vertragspartei bei- 
getreten ist, treten für diese Vertragspartei an dem 
Tag ihres Rücktritts von diesem Vertrag außer Kraft, 

Artikel 48 

Status der Anhänge und Beschlüsse 

Die Anhänge zu diesem Vertrag sowie die Be- 
schlüsse Nr. 1, 2, 3 und 4, die der am 17, Dezember 
1994 in Lissabon Unterzeichneten Schlußakte der 
Europäischen Energiechartakonferenz beigegeben 
sind, sind Bestandteil dieses Vertrages. 

Artikel 49 

Verwahrer 

Die Regierung der Portugiesischen Republik ist 
Verwahrer dieses Vertrages. 

Artikel 50 

Verbindliche Fassungen 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befug- 
ten Unterzeichneten die Urschrift dieses Vertrages, 
die bei der Regierung der Portugiesischen Republik 
hinterlegt wird und deren deutsche, englische, fran- 
zösische, italienische, russische und spanische Fas- 
sung gleichermaßen verbindlich ist, unterschrieben. 


Geschehen zu Lissabon 

am siebzehnten Dezember des Jahres Neunzehnhundertvierundneunzig. 
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1. Anhang EM 


Energieerzeugnisse 

(gemäß Artikel 1 Buchstabe 4) 

Kernenergie 26.12 


28.44 


28.44.10 

28.44.20 

28.44.30 

28.44.40 


28.44.50 

28.45.10 

Kohle, Erdgas, 27.01 

Erdöl und 

Erdölerzeugnisse, 

Elektrischer 

Strom 

27.02 

27.03 

27.04 


27.05 


27.06 


27.07 


27.08 

27.09 

27.10 


Uran- oder Thoriumerze und deren Konzentrate: 
26.12.10 Uranerze und ihre Konzentrate 

26.12.20 Thoriumerze und ihre Konzen- 
trate 

Radioaktive chemische Elemente und radioaktive 
Isotope (einschließlich der spaltbaren und brütba- 
ren chemischen Elemente oder Isotope) und ihre 
Verbindungen; Mischungen und Rückstände, die 
diese Erzeugnisse enthalten: 

natürliches Uran und seine Verbindungen 

an U235 angereichertes Uran und seine Verbin- 
dungen; Plutonium und seine Verbindungen 

an U235 abgereichertes Uran und seine Verbin- 
dungen; Thorium und seine Verbindungen 
andere radioaktive Elemente, Isotope und Ver- 
bindimgen als die der Unterpositionen 28.44.10, 

28.44.20 oder 28.44.30 

Verbrauchte (bestrahlte) Brennstoffelemente 
(Kartuschen) von Kernreaktoren 

schweres Wasser (Deuteriumoxid) 

Steinkohle, Steinkohlebriketts und ähnliche aus 
Steinkohle gewonnene feste Brennstoffe 


Braunkohle, auch agglomeriert, ausgenommen 
Gagat (Jett) 

Torf (einschließlich Torfstreu), auch agglome- 
riert 

Koks und Schwelkoks, aus Steinkohle, Braun- 
kohle oder Torf, auch agglomeriert; Retorten- 
kohle 

Steinkohlengas, Wassergas, Generatorgas, 
Schwachgas und ähnliche Gase, ausgenommen 
Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasser- 
stoffe 

Teer aus Steinkohle, aus Braunkohle oder aus 
Torf und andere Mineralteere, auch entwässert 
oder teilweise destilliert, einschließlich rekonsti- 
tuierte Teere 

Öle und andere Erzeugnisse der Destillation des 
Hoch temperatur- Steinkohlenteers; ähnliche Er- 
zeugnisse, in denen das Gewicht der aromati- 
schen Bestandteile größer ist als das Gewicht der 
nichtaromatischen Bestandteile (z. B. Benzol, 
Toluol, Xylol, Naphtalin, andere Mischungen 
aromatischer Kohlenwasserstoffe, Phenole, Kreosot- 
öle und andere) 

Pech und Pechkoks aus Steinkohlenteer oder an- 
deren Mineralteeren 

Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, roh 

Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, ausge- 
nommen rohe Öle 
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27.11 


27.13 

27.14 

27.15 


27.16 

Andere Energien 44.01.10 
44.02 


Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasserstof- 
fe, verflüssigt: 

- Erdgas 

- Propan 

- Butane 

- Ethylen, Propylen, Butylen und Butadien 
(27.11.14) 

~ andere 

in gasförmigem Zustand: 

- Erdgas 

- andere 

Petrolkoks, Bitumen aus Erdöl und andere Rück- 
stände aus Erdöl oder Öl aus bituminösen Mine- 
ralien 

Naturbitumen und Naturasphalt; bituminöse oder 
ölhaltige Schiefer und Sande; Asphaltite und 
Asphaltgestein 

Bituminöse Mischungen auf der Grundlage von 
Naturasphalt oder Naturbitumen, Bitumen aus 
Erdöl, Mineralteer oder Mineralteerpech (z. B. 
Asphaltmastix, Verschnittbitumen) 

Elektrischer Strom 

Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, 
Zweigen, Reisigbündeln und ähnlichen Formen; 

Holzkohle (einschließlich Kohle aus Schalen oder 
Nüssen), auch zusammengepreßt. 


2. Anhang NI 

Nicht unter den Investitionsteil fallende Energieerzeugnisse 

Für Definition „Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich“ 

(gemäß Artikel 1 Absatz 5) 

27.07 Öle und andere Erzeugnisse der Destillation des 

Hochtemperatur-Steinkohlenteers; ähnliche Er- 
zeugnisse, in denen das Gewicht der aromati- 
schen Bestandteile größer ist als das Gewicht der 
nichtaromatischen Bestandteile (z. B. Benzol, 
Toluol, Xylol, Naphtalin, andere Mischungen 
aromatischer Kohlenwasserstoffe, Phenole, Kreosot- 
öle und andere) 

44.01.10 Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, 
Zweigen, Reisigbündeln und ähnlichen Formen 

44.02 Holzkohle (einschließlich Kohle aus Schalen oder 

Nüssen), auch zusammengepreßt. 
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3. Anhang TRM 
Notifizierung und 

Übergangsvereinbarungen (TRI Ms) 

(gemäß Artikel 5 Absatz 4) 

(1) Jede Vertragspartei notifiziert dem Sekreta- 
riat alle handelsbezogenen Investitionsmaßnahmen 
(TRIMs), die sie anwendet und mit den Bestimmun- 
gen von Artikel 5 nicht in Einklang stehen, binnen 

a) 90 Tagen nach Inkrafttreten dieses Vertrages, falls 
die Vertragspartei eine GATT-Partei ist; oder 

b) 12 Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Vertra- 
ges, falls die Vertragspartei keine GATT-Partei ist. 

TRIMs mit allgemeinem oder besonderem Anwen- 
dungsbereich sind zusammen mit ihren Hauptmerk- 
malen zu notifizieren. 

(2) Im Falle von TRIMs, die nach Ermessen ange- 
wandt werden, ist jede besondere Anwendung zu 
notifizieren. Angaben, welche berechtigte wirtschaft- 
liche Interessen einzelner Unternehmen berühren, 
brauchen nicht erteilt zu werden. 

(3) Jede Vertragspartei hebt alle gemäß Absatz 1 
notifizierten TRIMs auf binnen 

a) zwei Jahren, vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Vertrages an gerechnet, falls die Vertrags- 
partei eine GATT-Partei ist; oder 

b) drei Jahren, vom Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Vertrages an gerechnet, falls die Vertragspar- 
tei keine GATT-Partei ist. 

(4) Während des in Absatz 3 genannten Zeitraumes 
ändert eine Vertragspartei nicht die Bedingungen 
einer nach Absatz 1 notifizierten TRIM gegenüber 
denjenigen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Vertrages gelten, um das Ausmaß der Nicht- 
übereinstimmung mit Artikel 5 dieses Vertrages nicht 
zu vergrößern. 

(5) Um bestehende Unternehmen, die einer nach 
Absatz 1 notifizierten TRIM unterliegen, nicht zu be- 
nachteiligen, kann eine Vertragspartei, während des 
Übergangszeitraums diese TRIM ungeachtet der Be- 
stimmungen von Absatz 4 auf eine neue Investition 
anwenden, wenn 

a) die Erzeugnisse einer solchen Investition wie Er- 
zeugnisse der bestehenden Unternehmen sind; 
und 

b) eine solche Anwendung notwendig ist, um eine 
Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen zwi- 
schen der neuen Investition und den bestehenden 
Unternehmen zu vermeiden. 

Ein in dieser Weise auf eine neue Investition ange- 
wandte TRIM ist dem Sekretariat zu notifizieren. Die 
Bedingungen einer solchen TRIM müssen im Wettbe- 
werb von gleicher Wirkung sein wie diejenigen, die 
auf bestehende Unternehmen anwendbar sind, und 
zur gleichen Zeit auslaufen. 

(6) Wenn ein Staat oder eine Organisation eines 
regionalen Wirtschaftszusammenschlusses diesem 
Vertrag nach dessen Inkrafttreten beitritt. 


a) wird die in Absatz 1 und 2 erwähnte Notifizierung 
zum späteren der anwendbaren Daten in Absatz 1 
oder am Tage der Hinterlegung der Beitritts - 
urkunde vorgenommen, und 

b) fällt das Ende der Auslaufphase auf das spätere 
der anwendbaren Daten in Absatz 3 oder den 
Tag, an dem der Vertrag für den betreffenden 
Staat bzw. die betreffende Organisation eines 
regionalen Wirtschaftszusammenschlusses in 
Kraft tritt. 


4. Anhang N 

Liste von Vertragsparteien, die bei einer Durchlei^ 
tung mindestens 3 verschiedene Gebiete fordern 

(gemäß Artikel 7 Absatz 1 0 Buchstabe a) 

1, Kanada und die Vereinigten Staaten von Amerika 


5. Anhang VC 

Liste der Vertragsparteien, die freiwillig verbind 
liehe Verpflichtungen bezüglich Artikel 10 
Absatz 3 eingegangen sind 

(gemäß Artikel 1 0 Absatz 6) 


6. Anhang ID 

Liste der Vertragsparteien, die einem Investor 
nicht erlauben, denselben Streitfall später nach 
Artikel 26 erneut einem internationalen Schieds- 
gericht vorzulegen 

(gemäß Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe b (!)) 


1. 

Australien 

2. 

Aserbaidschan 

3. 

Bulgarien 

4. 

Kanada 

5. 

Kroatien 

6. 

Zypern 

7. 

Tschechische Republik 

8. 

Estland 

9. 

Europäische Gemeinschaften 

10. 

Finnland 

11. 

Griechenland 

12. 

Ungarn 

13. 

Irland 

14. 

Italien 

15. 

Japan 

16. 

Kasachstan 

17. 

Polen 

18. 

Portugal 
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19. Rumänien 

20. Russische Föderation 

21. Slowenien 

22. Spanien 

23. Schweden 

24. Vereinigte Staaten von Amerika 


7. Anhang lA 

Liste der Vertragsparteien, die einem Investor 
nicht erlauben, einen Streitfall bezüglich des 
letzten Satzes von Artikel 13 Absatz 1 einem 
internationalen Schiedsgericht vorzulegen 

(gemäß Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe c) 

1. Australien 

2. Kanada 

3. Ungarn 

4. Norwegen 


8. Anhang P 

Besonderes Verfahren der Subnationen 
Streitbeilegung 

(gemäß Artikel 27 Absatz 3 Buchstabe i) 

Teill 

1. Kanada 

2. Australien 

Teil II 

(1) Falls das Gericht in einem Schiedsspruch fest- 
stellt, daß eine Maßnahme einer Regional- oder 
Lokalbehörde einer Vertragspartei (nachstehend 
„die zuständige Vertragspartei" genannt) einer Be- 
stimmung dieses Vertrages zuwiderläuft, trifft die zu- 
ständige Vertragspartei geeignete ihr zu Gebote 
stehende Abhilfemaßnahmen, um diesen Vertrag be- 
züglich der Maßnahme nachzukommen. 

(2) Die zuständige Vertragspartei notifiziert dem 
Sekretariat binnen 30 Tagen, nachdem der Schieds- 
spruch ergangen ist, in schriftlicher Form die von ihr 
beabsichtigten Schritte zu Einhaltung des Vertrages 
hinsichtlich der Maßnahme. Das Sekretariat legt die 
Notifizierung bei nächster Gelegenheit der Charta- 
konferenz vor, und zwar spätestens zu der Tagung 
der Konferenz, die dem Eingang der Notifizierung 
folgt. Wenn es praktisch unmöglich ist, dem Vertrag 
sogleich nachzukommen, wird der zuständigen Ver- 
tragspartei hierfür eine angemessene Frist einge- 
räumt. Die Frist wird von beiden am Streitfall betei- 
ligten Vertragsparteien vereinbart. Kommt eine sol- 
che Vereinbarung nicht zustande, schlägt die zustän- 
dige Vertragspartei der Chartakonferenz eine geeig- 
nete Frist zur Genehmigung vor. 


(3) Kommt die zuständige Vertragspartei innerhalb 
der gesetzten angemessenen Frist dem Vertrag hin- 
sichtlich der Maßnahme nicht nach, bemüht sie sich 
auf Antrag der anderen am Streitfall beteiligten Ver- 
tragspartei (nachstehend „die geschädigte Vertrags- 
partei" genannt) um eine Verständigung mit der ge- 
schädigten Vertragspartei über eine angemessene 
Entschädigung, um den Streitfall damit zur beider- 
seitigen Zufriedenheit beizulegen. 

(4) Ist binnen 20 Tagen nach Antragstellung seitens 
der geschädigten Vertragspartei keine angemessene 
Entschädigung vereinbart worden, kann die geschä- 
digte Vertragspartei mit Genehmigung der Charta- 
konferenz gegenüber der zuständigen Vertragspartei 
den Teil ihrer Pflichten aus dem Vertrag aussetzen, 
den sie für gleichwertig dem ihr gegenüber durch 
die in Frage stehende Maßnahme versagten Teil hält, 
und zwar solange, bis die Vertragsparteien sich über 
eine Lösung ihres Streitfalls verständigt haben bzw. 
die dem Vertrag zuwiderlaufende Maßnahme aufge- 
hoben ist. 

(5) Bei der Überlegung, welche Pflichten ausge- 
setzt werden sollen, wendet die geschädigte Ver- 
tragspartei folgende Grundsätze und Verfahren an: 

a) Zunächst wird die geschädigte Vertragspartei die- 
jenigen Pflichten auszusetzen suchen, die dem 
gleichen Teil des Vertrages wie dem zugehören, in 
dem das Schiedsgericht eine Verletzung festqe- 
stellt hat. 

b) Gelangt die geschädigte Vertragspartei zu der 
Auffassung, daß es nicht praktikabel oder zweck- 
mäßig sei, Pflichten bezüglich des gleichen Teils 
des Vertrages auszusetzen, wird sie solche Pflich- 
ten auszusetzen suchen, die anderen Teilen des 
Vertrages zugehören. Beschließt die geschädigte 
Vertragspartei die Beantragung einer Genehmi- 
gung zur Aussetzung von Pflichten gemäß diesem 
Unterabsatz, nennt sie in ihrem Genehmigungsan- 
trag an die Chartakonferenz die Gründe hierfür. 

(6) Auf schriftlichen Antrag der zuständigen Ver- 
tragspartei, der an die geschädigte Vertragspartei 
und an den Vorsitzenden des Schiedsgerichts, das 
den Schiedsspruch gefällt hat, zu richten ist, ent- 
scheidet das Gericht darüber, ob das Niveau der von 
der geschädigten Vertragspartei ausgesetzten Pflich- 
ten überhöht ist und wenn ja, um wieviel. Kann das 
Gericht nicht erneut konstituiert werden, wird (wer- 
den) mit der Entscheidung ein (oder mehrere) vom 
Generalsekretariat benannte(r) Schiedsrichter beauf- 
tragt. Entscheidungen nach diesem Absatz sind in- 
nerhalb von sechzig Tagen nach Antragstellung an 
das Schiedsgericht bzw. nach Benennung durch den 
Generalsekretär abzuschließen. Bis zum Ergehen der 
Entscheidung dürfen Pflichten nicht ausgesetzt wer- 
den; die Entscheidung ist endgültig und verbindlich. 

(7) Mit der Aussetzung der Erfüllung von Pflichten 
gegenüber einer zuständigen Vertragspartei bemüht 
sich die geschädigte Vertragspartei nach Kräften, die 
Rechte anderer Vertragsparteien aus dem Vertrag 
nicht zu beeinträchtigen. 
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9. Anhang G 


Ausnahmen und Regelungen über die 
Anwendung der Bestimmungen des GATT 
und der abgeleiteten Rechtsakte 

(gemäß Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a) 

1. Folgende Bestimmungen des allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens und der abgeleiteten 
Rechtsakte finden nach Artikel 29 Absatz 2 
Buchstabe a keine Anwendung: 

a) Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen 

II Listen der Zugeständnisse (und Li- 

sten zum GATT) 

IV Kinofilme 


b) Abgeleitete Rechtsakte 

(i) Übereinkommen über technische Han- 
delshemmnisse (Normenkodex) 

Präambel (erster, achter, neunter Ge- 
dankenstrich) 

1.3 Allgemeine Bestimmungen 

2.6.4 (Ausarbeitung, Annahme 

und Anwendung von techni- 
schen Vorschriften und Nor- 
men durch Stellen der Zen- 
tralregierung) 

10.6 Informationen über techni- 

sche Vorschriften, Normen 
und Kennzeichnungssysteme 

1 1 Technische Unterstützung 

anderer Vertragsparteien 


XV 

XVIII 

XXII 

XXIII 

XXV 

XXVI 

XXVII 

XXVIII 

XXVIIIa 

XXIX 

XXX 

XXXI 

XXXII 
XXXIII 

XXXV 

XXXVI 

XXXVII 

XXXVIII 


Bestimmungen über den Zahlungs- 
verkehr 

Staatliche Unterstützung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung 

Konsultationen 

Schutz der Zugeständnisse und son- 
stigen Vorteile 

Gemeinsames Vorgehen der Ver- 
tragsparteien 

Annahme, Inkrafttreten und Regi- 
strierung 

Aussetzung oder Zurücknahme von 
Zugeständnissen 

Änderung der Listen 

Zollverhandlungen 

Beziehung dieses Abkommens zur 
Havanna-Charta 

Änderungen 

Rücktritt 

Vertragsparteien 

Beitritt 

Nichtanwendung des Übereinkom- 
mens zwischen bestimmten Ver- 
tragsparteien 

Handel und Entwicklung Grund- 
sätze und Zielsetzungen 

Verpflichtungen 

Gemeinsames Vorgehen 


Anhang H bzgl. Artikel 1 


Anhang I Anmerkungen und Zusatzbestim- 
mungen (zu den obigen GATT- Arti- 
keln) 


Schutzmaßnahmen für Entwicklungszwecke 

Vereinbarung über Notifizierung, Konsultation, 
Streitbeilegung und Überwachung 


12 

Besondere und differenzierte 
Behandlung der Entwick- 
lungsländer 

13 

Ausschuß „Technische Han- 
delshemmnisse " 

14 

Konsultation und Streitbeile- 
gung 

15 

Schlußbestimmungen mit 

Ausnahme von 15.5 und 
15.13 

Anhang 2 

Technische Sachverständi- 
gengruppen 

Anhang 3 

Panels 

Übereinkommen über das Öffentliche Be- 
schäftigungswesen 

Übereinkommen zur Auslegung und An- 
wendung der Artikel VI, XVI und XXIII 
(Subventionen und Ausgleichsmaßnah- 
men) 

10 

Ausfuhrsubventionen für be- 
stimmte Grundstoffe 

12 

Konsultationen 

13 

Schlichtung, Streitbeilegung 
und genehmigte Gegenmaß- 
nahmen 

14 

Entwicklungsländer 

16 

Ausschuß für Subventionen 
und Ausgleichsmaßnahmen 

17 

Schlichtung 

18 

Streitbeilegung 

19.2 

Annahme und Beitritt 

19.4 

Inkrafttreten 

19.5 (a) 

Einzelstaatliche Rechtsvor- 
schriften 

19.6 

Überprüfung 

19.7 

Änderungen 
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19.8 

Rücktritt 

19.9 

Nichtanwendung dieses 

Übereinkommens zwischen 
bestimmten Unterzeichnern 

19.11 

Sekretariat 

19.12 

Hinterlegung 

19.13 

Registrierung 

Übereinkommen zur Durchführung des 
Artikels VII (Zollwert) 

1,2 (b) (iv) 

Transaktionswert 

11.1 

Feststellung des Zollwertes 

14 

Anwendung der Anhänge 
(zweiter Satz) 

18 

Investitionen (Ausschuß für 
den Zollwert) 

19 

Konsultationen 

20 

Streitbeilegung 

21 

Besondere und differenzierte 
Behandlung der Entwick- 
lungsländer 

22 

Annahme und Beitritt 

24 

Inkrafttreten 

25.1 

Einzelstaatliche Rechtsvor- 
schriften 

26 

Überprüfung 

27 

Änderungen 

28 

Rücktritt 

29 

Sekretariat 

30 

Hinterlegung 

31 

Registrierung 


Anhang II Ausschuß für den Zollwert 

Anhang III Ad-hoc-Panels 

Protokoll zum Übereinkommen zur Durch- 
führung des Artikels VII (ausgenommen 
1.7 und 1.8; spätere terminologische Ab- 
stimmung) 

(v) Übereinkommen über Einfuhrlizenzver- 
fahren 

1.4 Allgemeine Bestimmungen 

(letzter Satz) 

2.2 Automatische Importlizenz 

(Fußnote 2) 

4 Investitionen, Konsultationen 
und Streitbeilegung 

5 Schlußbestimmungen (aus- 
genommen Absatz 2) 

(vi) Übereinkommen zur Durchführung des 
Artikels VI (Antidumping-Kodex) 

1 3 Entwicklungsländer 


14 Ausschuß für Antidumping- 
Praktiken 

15 Konsultationen, Schlichtung 
und Streitbeilegung 

16 Schlußbestimmungen (aus- 
genommen Absätze 1 und 3) 

(vii) Übereinkunft über Rindfleisch 

(viii) Internationale Übereinkunft über Milch- 
erzeugnisse 

(ix) Übereinkommen über den Handel mit Zi- 
villuftfahrzeugen 

(x) Erklärung zu Handelsmaßnahmen aus 
Zahlungsbilanz gründen. 

c) Alle übrigen Bestimmungen des allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens und der abgelei- 
teten Rechtsakte über 

(i) die staatliche Unterstützung bei der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und die Be- 
handlung von Entwicklungsländern, aus- 
genommen die Absätze 1 bis 4 des 
Beschlusses vom 28. November 1979 
(L/4903) über die differenzierte und gün- 
stigere Behandlung, Reziprozität und 
stärkere Beteiligung von Entwicklungs- 
ländern; 

(ii) die Festlegung der Arbeitsweise von 
Fachausschüssen und anderen nachge- 
ordneten Gremien; 

(iii) Unterzeichnung, Beitritt, Inkrafttreten, 
Kündigung, Hinterlegung und Registrie- 
rung, 

d) Sämtliche Übereinkünfte, Abmachungen, Ent- 
scheidungen, Vereinbarungen oder andere ge- 
meinsame Maßnahmen aufgrund der Bestim- 
mungen der Buchstaben a bis c. 

2. Die Vertragsparteien wenden die Bestimmungen 
der „Erklärung über Handelsmaßnahmen aus 
Zahlungsbilanzgründen" auf Maßnahmen an, die 
von denjenigen Vertragsparteien ergriffen wer- 
den, die nicht Vertragsparteien des GATT sind, so- 
weit dies im Zusammenhang mit den anderen Be- 
stimmungen dieses Vertrages praktisch durch- 
führbar ist, 

3. Bezüglich der Notifizierungen, die durch die Be- 
stimmungen gefordert werden, die aufgrund von 
Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a anwendbar ge- 
macht werden, gilt: 

a) Vertragsparteien, die nicht Parteien des GATT 
oder eines abgeleiteten Rechtsakts sind, rich- 
ten ihre Notifizierungen an das Sekretariat. 
Das Sekretariat verteilt Kopien der Notifizie- 
rung an alle Vertragsparteien. Die an das Se- 
kretariat gerichtete Notifizierung erfolgt in ei- 
ner der Sprachen, in der dieser Vertrag ver- 
bindlich abgefaßt ist. Die Begleitdokumente 
brauchen nur in der Sprache der Vertragspartei 
vorgelegt zu werden. 
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b) Diese Bestimmungen gelten nicht für Vertrags- 
parteien dieses Vertrages, die auch Parteien 
des GATT und der abgeleiteten Instrumente 
sind, die ihre eigenen Notifizierungsbestim- 
mungen enthalten. 

4. Der Handel mit Nuklearmaterial kann durch 
Übereinkommen geregelt werden, auf die in den 
Erklärungen im Zusammenhang mit diesem Ab- 
satz verwiesen wird. Diese Erklärungen werden in 
die Schlußakte der Europäischen Energiecharta- 
konferenz aufgenommen. 


10. Anhang TFU 

Bestimmungen für Handelsvereinbarungen 
zwischen Staaten der früheren UdSSR 

(gemäß Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b) 

(1) Jedes in Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b be- 
schriebene Abkommen wird in schriftlicher Form 
dem Sekretariat notifiziert, und zwar von allen bzw. 
im Namen aller an einem solchen Abkommen betei- 
ligten Parteien, die diesen Vertrag unterzeichnen 
oder ihm beitreten: 

a) für ein Abkommen, das zum Zeitpunkt drei Mo- 
nate nach dem Tag, an dem die erste dieser Partei- 
en unterzeichnet bzw. ihre Beitrittsurkunde hin- 
terlegt haben, in Kraft ist, spätestens sechs Mo- 
nate nach diesem Zeitpunkt der Unterzeichnung 
bzw. Hinterlegung, und 

b) für ein Abkommen, das nach dem unter (a) ge- 
nannten Zeitpunkt in Kraft tritt, rechtzeitig vor sei- 
nem Inkrafttreten für andere Staaten oder Organi- 
sationen einer regionalen Wirtschaftsvereinigung, 
die den Vertrag unterzeichnet haben oder ihm 
beigetreten sind (nachstehend als „interessierte 
Parteien" bezeichnet), um ausreichend Gelegen- 
heit zu geben, das Abkommen zu prüfen und den 
beteiligten Parteien und der Chartakonferenz ge- 
genüber Einwände dagegen vorzubringen, bevor 
es in Kraft tritt. 

(2) Die Notifizierung umfaßt: 

a) Kopien des ursprünglichen Wortlauts des Abkom- 
mens in allen Sprachen, in denen es unterzeichnet 
worden ist; 

b) eine Beschreibung (unter Bezugnahme auf die 
Punkte in Anhang EM) der spezifischen Ener- 
gieerzeugnisse, für die es gilt; 

c) eine Erläuterung (getrennt für jede einschlägige 
Bestimmung des GATT und der abgeleiteten 
Rechtsakte, die durch Artikel 29 Absatz 2 
Buchstabe a anwendbar gemacht werden) der 
Umstände, die es unmöglich oder impraktikabel 
machen, daß die Parteien des Abkommens der be- 
treffenden Bestimmung in vollem Umfang ent- 
sprechen; 

d) die spezifischen Maßnahmen, die von jeder Partei 
des Abkommens getroffen werden sollen, um den 
im Unterabsatz c erwähnten Umständen zu be- 
gegnen, und 


e) eine Beschreibung der Programme der Parteien 
zur schrittweisen Verringerung (und schließlich 
Beseitigung) der nichtkonformen Bestimmungen 
des Abkommens. 

(3) Die Parteien eines nach Absatz 1 notifizierten 
Abkommens geben den interessierten Parteien hin- 
reichend Gelegenheit, mit ihnen über das betreffen- 
de Abkommen zu konsultieren, und sie berücksichti- 
gen deren Einwände. Auf Wunsch einer interessier- 
ten Partei wird das Abkommen von der Chartakonfe- 
renz geprüft; diese kann Empfehlungen dazu abge- 
ben. 

(4) Die Chartakonferenz prüft in regelmäßigen 
Zeitabständen die Durchführung der gemäß Absatz 1 
notifizierten Abkommen und die Fortschritte, die im 
Hinblick auf die Beseitigung der darin enthaltenen 
Bestimmungen gemacht worden sind, die den durch 
Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a anwendbar gemach- 
ten Bestimmungen des GATT und der abgeleiteten 
Rechtsakte nicht entsprechen. Auf Wunsch einer in- 
teressierten Partei kann die Chartakonferenz Emp- 
fehlungen zu einem solchen Abkommen beschlie- 
ßen. 

(5) Ein in Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b beschrie- 
benes Abkommen kann im Falle außerordentlicher 
Dringlichkeit ohne die in Absatz 1 Buchstabe b bis 3 
vorgesehene Notifizierung und Konsultation in Kraft 
gesetzt werden, vorausgesetzt, die Notifizierung wird 
nachgeholt und die Gelegenheit zur Konsultation 
wird unverzüglich gegeben. In einem solchen Falle 
notifizieren die Parteien des Abkommens jedoch ge- 
mäß Absatz 2 Buchstabe a seinen Wortlaut unmittel- 
bar nach seinem Inkrafttreten. 

(6) Vertragsparteien, die Parteien eines in 
Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b beschriebenen Ab- 
kommens sind oder werden, verpflichten sich, deren 
Nichtkonformitäten mit den durch Artikel 29 Absatz 2 
Buchstabe a anwendbar gemachten Bestimmungen 
des GATT und der abgeleiteten Rechtsakte soweit zu 
begrenzen, wie notwendig ist, um den besonderen 
Umständen gerecht zu werden und das betreffende 
Abkommen so umzusetzen, daß von den Bestimmun- 
gen nur minimal abgewichen wird. Sie unternehmen 
alle Anstrengungen, im Lichte der Kommentare sei- 
tens der interessierten Parteien und der Empfehlun- 
gen der Chartakonferenz Abhilfe zu schaffen. 


11. Anhang D 

Vorläufige Bestimmungen für die Beilegung von 

Streitigkeiten 

(gemäß Artikel 29 Absatz 7) 

( 1 ) 

a) In ihren Beziehungen zueinander bemühen sich 
die Vertragsparteien nach Kräften, durch Koope- 
ration und Konsultationen zu einer allseits zufrie- 
denstellenden Lösung von Meinungsverschieden- 
heiten über bestehende Maßnahmen zu gelangen, 
die die Einhaltung der Bestimmungen über den 
Handel gemäß Artikel 5 oder 29 beeinträchtigen 
könnten. 
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b) Eine Vertragspartei kann jede andere Vertrags- 
partei schriftlich um Konsultationen über jede be- 
stehende Maßnahme der anderen Vertragspartei 
ersuchen, die ihrer Ansicht nach die Einhaltung 
der Bestimmungen über den Handel gemäß 
Artikel 5 oder 29 erheblich beeinträchtigen 
könnte. Eine Vertragspartei, die um Konsultatio- 
nen ersucht, bezeichnet die beanstandete Maß- 
nahme so ausführlich wie möglich und nennt die 
ihrer Ansicht nach relevanten Bestimmungen der 
Artikel 5 oder 29 und des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens und der abgeleiteten Rechts- 
akte. Das Konsultationsersuchen aufgrund dieses 
Absatzes ist dem Sekretariat zu notifizieren, das 
die Vertragsparteien regelmäßig von den notifi- 
zierten Konsultationsersuchen unterrichtet. 

c) Eine Vertragspartei behandelt vertrauliche oder 
unter den Geheimhaltungsschutz fallende Infor- 
mationen, die als solche gekennzeichnet und in 
einem schriftlichen Ersuchen enthalten sind oder 
in Beantwortung eines schriftlichen Ersuchens 
eingehen oder die ihr im Verlauf von Konsultatio- 
nen zur Kenntnis gelangen, in der gleichen Weise, 
wie sie von der Vertragspartei, die die Informatio- 
nen liefert, behandelt werden. 

d) Bei der Suche nach der Lösung von Angelegen- 
heiten, die sich nach Ansicht einer Vertragspartei 
auf die Einhaltung der auf den Handel anwendba- 
ren Bestimmungen von Artikel 5 oder 29 zwischen 
ihr und einer anderen Vertragspartei aus wirken, 
bemühen sich die an Konsultationen oder an 
einem anderen Streitbeilegungsverfahren betei- 
ligten Vertragsparteien nach Kräften, eine Lösung 
zu vermeiden, die den Handel einer anderen Ver- 
tragspartei beeinträchtigt. 

( 2 ) 

a) Haben die Vertragsparteien binnen 60 Tagen nach 
Eingang des Konsultationsersuchens nach Ab- 
satz 1 Buchstabe b ihren Streit nicht beigelegt 
oder vereinbart, ihn durch Schlichtungs-, Vermitt- 
lungs- oder Schiedsverfahren oder ein anderes 
Verfahren beizulegen, so kann jede Vertragspartei 
beim Sekretariat schriftlich um die Einsetzung 
eines Panels nach Absatz 2 Buchstaben b bis f er- 
suchen. In ihrem Ersuchen nennt die ersuchende 
Vertragspartei den Gegenstand des Streites und 
gibt an, welche Bestimmungen des Artikels 5 oder 
29 sowie des Allgemeinen Zoll- und Handelsab- 
kommens und der abgeleiteten Rechtsakte als 
relevant betrachtet werden. Das Sekretariat über- 
mittelt allen Vertragsparteien unverzüglich eine 
Ausfertigung des Ersuchens. 

b) Bei der Streitbeilegung ist den Interessen anderer 
Vertragsparteien Rechnung zu tragen. Eine ande- 
re Vertragspartei mit einem wesentlichen Inter- 
esse (im Sinne des GATT und der abgeleiteten 
Rechtsakte) an einer Angelegenheit hat das 
Recht, vom Panel gehört zu werden und ihm 
schriftliche Anträge vorzulegen, sofern die an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien und das 
Sekretariat vor Einsetzung des Panels gemäß den 
Bestimmungen von Absatz 2 Buchstabe c eine 


schriftliche Notifizierung ihrer Interessen erhalten 
haben. 

c) Ein Panel gilt 45 Tage nach Eingang des in 
Absatz 2 Buchstabe a genannten schriftlichen Er- 
suchens einer Vertragspartei beim Sekretariat als 
eingesetzt. 

d) Ein Panel besteht aus drei Mitgliedern, die vom 
Generalsekretär aus der Liste nach Absatz 7 aus- 
gewählt werden. Sofern die am Streit beteiligten 
Vertragsparteien nichts Gegenteiliges vereinba- 
ren, dürfen die Panelmitglieder weder Bürger von 
Vertragsparteien, die am Streit beteiligt sind oder 
ihr Interesse gemäß Absatz 2 Buchstabe b notifi- 
ziert haben, noch Bürger von Mitgliedstaaten ei- 
ner Organisation eines regionalen Wirtschaftszu- 
sammenschlusses sein, die am Streit beteiligt sind 
oder ihr Interesse gemäß Absatz 2 Buchstabe b no- 
tifiziert haben. 

e) Die an der Streitigkeit beteiligten Vertragspar- 
teien äußern sich innerhalb von zehn Arbeitstagen 
zu der Benennung der Panelmitglieder und leh- 
nen Benennungen außer bei zwingenden Grün- 
den nicht ab. 

f) Die Panelmitglieder müssen in persönlicher Eigen- 
schaft handeln und dürfen Weisungen einer Re- 
gierung oder einer anderen Stelle weder suchen 
noch entgegennehmen. Jede Vertragspartei ver- 
pflichtet sich, diese Grundsätze zu beachten und 
die Panelmitglieder bei der Erledigung ihrer Auf- 
gaben nicht zu beeinflussen suchen. Bei der Aus- 
wahl der Panelmitglieder ist darauf zu achten, daß 
ihre Unabhängigkeit gewährleistet ist und daß im 
Panel ein ausreichend vielseitiger Hintergrund 
und ein breites Erfahrungsspektrum zum Aus- 
druck kommen. 

g) Das Sekretariat unterrichtet alle Vertragsparteien 
unverzüglich von der Bildung eines Panels. 

( 3 ) 

a) Die Chartakonferenz beschließt die Geschäftsord- 
nung für das Panelverfahren in Einklang mit die- 
sem Anhang. Die Geschäftsordnung lehnt sich so 
weit wie möglich an diejenigen des GATT und der 
abgeleiteten Rechtsakte an. Ein Panel hat auch 
das Recht, zusätzliche Geschäftsordnungsbestim- 
mungen zu beschließen, soweit sie mit der von der 
Chartakonferenz beschlossenen Geschäftsord- 
nung und mit diesem Anhang in Einklang stehen. 
In einem Verfahren vor einem Panel haben die an 
der Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien und 
andere Vertragsparteien, die ihr Interesse nach 
Absatz 2 Buchstabe b notifiziert haben, Recht auf 
wenigstens eine Anhörung vor dem Panel und auf 
einen schriftlichen Antrag. An der Streitigkeit be- 
teiligte Vertragsparteien haben auch das Recht, 
einen schriftlichen Gegenbeweis vorzubringen. 
Ein Panel kann einem Antrag einer anderen Ver- 
tragspartei, die ihr Interesse gemäß Absatz 2 
Buchstabe b notifiziert hat, auf Zugang zu den 
schriftlichen Anträgen, die dem Panel vorgelegt 
worden sind, mit Zustimmung der Vertragspartei, 
die sie vorgelegt hat, stattgeben. 
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Ein Panelverfahren ist vertraulich. Ein Panel 
nimmt eine objektive Bewertung der vorliegenden 
Angelegenheiten vor, einschließlich des Sachver- 
halts des Streitfalls und der Vereinbarkeit von 
Maßnahmen mit den nach Artikel 5 oder 29 für 
den Handel geltenden Bestimmungen. Bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben konsultiert ein 
Panel die an der Streitigkeit beteiligten Vertrags- 
parteien und gibt ihnen angemessene Gelegen- 
heit, zu einer allseits zufriedenstellenden Lösung 
zu gelangen. Sofern von den an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, stützt sich ein Panel in seiner 
Entscheidung auf die Argumente und Anträge der 
an der Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien. 
Panels lassen sich von den Auslegungen des 
GATT und der abgeleiteten Rechtsakte innerhalb 
des GATT leiten, und stellen die Vereinbarkeit 
von Praktiken, die von irgendeiner Vertragspartei, 
die Partei des GATT ist, gegenüber anderen 
GATT-Parteien angewendet werden und die von 
den anderen an der Streitbeteiligung beteiligten 
Vertragsparteien im Rahmen des GATT nicht an- 
gewendet werden, mit Artikel 5 oder 29 dieses 
Vertrages nicht in Frage. 

Sofern von den an der Streitigkeit beteiligten Ver- 
tragsparteien nicht etwas anderes vereinbart wur- 
de, sind alle Verfahren, an denen ein Panel betei- 
ligt ist, einschließlich der Vorlage des Schlußbe- 
richts innerhalb von 180 Tagen nach der Einset- 
zung des Panels abzuschließen. Können nicht 
sämtliche Verfahren innerhalb dieses Zeitraums 
abgeschlossen werden, wirkt sich dies nicht auf 
die Gültigkeit des Schlußberichts aus. 

b) Ein Panel legt seine Zuständigkeit fest; seine Ent- 
scheidung ist endgültig und verbindlich. Ein Ein- 
wand einer an der Streitigkeit beteiligten Ver- 
tragsparteien, der Streit falle nicht unter die Zu- 
ständigkeit des Panels, wird vom Panel geprüft, 
das darüber befindet, ob es den Einwand als Vor- 
frage behandelt oder ob der Einwand dem Streit- 
fall beigefügt wird. 

c) Gehen zwei oder mehr Ersuchen um Einsetzung 
eines Panels für Streitfragen ein, die inhaltlich 
ähnlich sind, so kann der Generalsekretär mit Zu- 
stimmung aller an der Streitigkeit beteiligten Ver- 
tragsparteien ein einziges Panel benennen. 

( 4 ) 

a) Nach Prüfung der Gegenargumente unterbreitet 
das Panel den an der Streitigkeit beteiligten Ver- 
tragsparteien die beschreibenden Teile seines 
schriftlichen Berichtsentwurfs einschließlich des 
Tatbestands und einer Zusammenfassung der Ar- 
gumente der an der Streitigkeit beteiligten Ver- 
tragsparteien. Allen an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragsparteien ist Gelegenheit zu geben, sich 
zu den beschreibenden Teilen des Berichts inner- 
halb einer vom Panel festgesetzten Frist schriftlich 
zu äußern. 

Nach Ablauf der Frist für den Eingang der Äuße- 
rungen der Vertragsparteien händigt das Panel 
den an der Streitigkeit beteiligten Vertragspar- 
teien einen vorläufigen schriftlichen Bericht aus. 


in dem sowohl die beschreibenden Teile als auch 
die vorgeschlagenen Feststellungen und Schluß- 
folgerungen des Panels enthalten sind. Innerhalb 
eines vom Panel festgelegten Zeitraums kann eine 
an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei das 
Panel schriftlich ersuchen, daß es einzelne Punkte 
des vorläufigen Berichts überprüft, bevor es einen 
Schlußbericht vorlegt. Vor der Vorlage eines 
Schlußberichts kommt das Panel mit den an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien zusam- 
men, um nach eigenem Ermessen die Fragen zu 
besprechen, die in diesem Ersuchen aufgeworfen 
wurden. 

Der Schlußbericht umfaßt die beschreibenden 
Teile (einschließlich einer Feststellung des Tatbe- 
stands und einer Zusammenfassung der Argu- 
mente der an der Streitigkeit beteiligten Vertrags- 
parteien), die Feststellungen und Schlußfolgerun- 
gen des Panels und eine Erläuterung der Argu- 
mente, die zu bestimmten Fragen des vorläufigen 
Berichts zum Zeitpunkt dessen Überprüfung vor- 
gebracht wurden. Der Schlußbericht behandelt je- 
de wesentliche Frage, die dem Panel vorgelegt 
wurde und zur Streitbeilegung notwendig ist, und 
führt die Gründe für die Schlußfolgerungen des 
Panels an. 

Das Panel leitet seinen Schlußbericht unverzüg- 
lich an das Sekretariat und die an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien weiter. Bei der ersten 
sich bietenden Gelegenheit verteilt das Sekreta- 
riat den Schlußbericht zusammen mit etwaigen 
schriftlichen Standpunkten, die eine an der Strei- 
tigkeit beteiligte Vertragspartei ihm beizufügen 
wünscht, an alle Vertragsparteien. 

b) Gelangt ein Panel zu dem Schluß, daß eine Maß- 
nahme, die eine Vertragspartei einführt oder auf- 
rechterhält, dem Artikel 5 oder 29 oder einer Be- 
stimmung des GATT und der abgeleiteten Rechts- 
akte, die im Rahmen von Artikel 29 anwendbar 
sind, nicht entspricht, kann das Panel in seinem 
Schlußbericht empfehlen, daß die Vertragspartei 
die Maßnahme oder Verhaltensweise ändert oder 
aufgibt und so den betreffenden Bestimmungen 
entspricht. 

c) Panelberichte werden von der Chartakonferenz 
angenommen. Um der Chartakonferenz genü- 
gend Zeit zur Prüfung der Panelberichte zu ge- 
ben, wird ein Bericht frühestens 30 Tage, nach- 
dem ihn das Sekretariat allen Vertragsparteien 
übermittelt hat, durch die Chartakonferenz ge- 
nehmigt. Vertragsparteien, die Einwände gegen 
einen Bericht eines Panels haben, übermitteln ihre 
schriftliche Begründung mindestens 10 Tage vor 
dem Termin, an dem der Bericht zur Genehmi- 
gung durch die Chartakonferenz vorgesehen ist, 
an das Sekretariat, das sie unverzüglich an alle 
Vertragsparteien weiterleitet. Die streitenden Ver- 
tragsparteien und Vertragsparteien, die ihr Inter- 
esse gemäß Absatz 2 Buchstabe b notifiziert ha- 
ben, haben das Recht, in vollem Umfang an der 
Prüfung des Berichts des Panels über den Streitfall 
durch die Chartakonferenz teilzunehmen und ihre 
Standpunkte in vollem Umfang zu Protokoll zu ge- 
ben. 
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d) Für eine rechts wirksame Streitbeilegung im Inter- 
esse aller Vertragsparteien ist es wichtig, daß den 
Entscheidungen und Empfehlungen eines von der 
Chartakonferenz angenommenen Schlußberichts 
unverzüglich entsprochen wird. Eine Vertragspar- 
tei, an die sich eine Entscheidung oder Empfeh- 
lung eines von der Chartakonferenz angenomme- 
nen Schlußberichts richtet, teilt der Chartakonfe- 
renz mit, wie sie dieser Entscheidung oder Emp- 
fehlung zu entsprechen gedenkt. Ist es der betref- 
fenden Vertragspartei praktisch unmöglich, dem 
unverzüglich zu entsprechen, so erläutert sie der 
Chartakonferenz, weshalb sie dem nicht entspre- 
chen kann, und erhält im Lichte dieser Erläute- 
rung eine angemessene Frist, um dem zu entspre- 
chen. Das Ziel der Streitbeilegung ist die Ände- 
rung oder Beseitigung unvereinbarer Maßnahmen. 

( 5 ) 

a) Versäumt es eine Vertragspartei, der Entschei- 
dung oder Empfehlung eines von der Chartakon- 
ferenz angenommenen Schlußbetichts des Panels 
innerhalb einer angemessenen Frist zu entspre- 
chen, kann eine durch dieses Versäumnis geschä- 
digte Vertragspartei die säumige Vertragspartei 
schriftlich ersuchen, Verhandlungen aufzuneh- 
men, um eine allseits zufriedenstellende Entschä- 
digung zu vereinbaren. Auf ein solches Ersuchen 
hin nimmt die säumige Vertragspartei unverzüg- 
lich solche Verhandlungen auf. 

b) Lehnt die säumige Vertragspartei Verhandlungen 
ab oder haben sich die Vertragsparteien binnen 
30 Tagen nach Eingang des Verhandlungsersu- 
chens noch nicht geeinigt, kann die geschädigte 
Vertragspartei die Chartakonferenz schriftlich um 
Ermächtigung ersuchen, die Erfüllung von Ver- 
pflichtungen gegenüber der säumigen Vertrags- 
partei nach Artikel 5 oder 29 auszusetzen. 

c) Die Chartakonferenz kann die geschädigte Ver- 
tragspartei ermächtigen, gegenüber der säumigen 
Vertragspartei die Erfüllung derjenigen Verpflich- 
tungen aus den Bestimmungen von Artikel 5 oder 
29 oder aus den aufgrund von Artikel 29 anwend- 
baren Bestimmungen des GATT und der abgelei- 
teten Rechtsakte auszusetzen, die die geschädigte 
Vertragspartei unter den gegebenen Umständen 
für gleichwertig erachtet. 

d) Die Aussetzung der Erfüllung von Verpflichtun- 
gen ist zu befristen und nur so lange anzuwenden, 
bis die mit Artikel 5 oder 29 unvereinbare Maß- 
nahme aufgehoben wird, oder bis eine allseits zu- 
friedenstellende Lösung gefunden worden ist. 

( 6 ) 

a) Vor der Aussetzung der Erfüllung solcher Ver- 
pflichtungen unterrichtet die geschädigte Ver- 
tragspartei die säumige Vertragspartei von Art 
und Umfang der beabsichtigten Aussetzung. Er- 
hebt die säumige Vertragspartei beim Generalse- 
kretär schriftlich Einwand gegen den Umfang der 
von der geschädigten Vertragspartei beabsichtig- 
ten Aussetzung der Erfüllung von den Verpflich- 
tungen, so wird das weiter unten festgelegte 
Schiedsverfahren eingeleitet. Die beabsichtigte 


Aussetzung der Erfüllung von Verpflichtungen 
wird zurückgestellt, bis das Schiedsverfahren ab- 
geschlossen und die Entscheidung des Schieds- 
panels gemäß Absatz 6 Buchstabe e endgültig 
und verbindlich geworden ist. 

b) Der Generalsekretär setzt gemäß Absatz 2 
Buchstaben d bis f ein Schiedspanel ein, das, 
wenn praktisch möglich, dasselbe Panel ist, das 
die in Absatz 4 Buchstabe d genannte Entschei- 
dung oder Empfehlung abgegeben hat, und prüft, 
in welchem Umfang die geschädigte Vertragspar- 
tei die Aussetzung der Erfüllung von Verpflichtun- 
gen beabsichtigt. Sofern die Chartakonferenz 
nicht etwas anderes beschließt, werden die Ver- 
fahrensbestimmungen für das Panel- Verfahren 
nach Absatz 3 Buchstabe a beschlossen. 

c) Das Schiedspanel stellt fest, ob und gegebenen- 
falls inwieweit der Umfang der von der geschädig- 
ten Vertragspartei beabsichtigten Aussetzung der 
Erfüllung von Verpflichtungen in einem unange- 
messenen Verhältnis zu dem erlittenen Schaden 
steht. Das Panel überprüft die Art der ausgesetz- 
ten Verpflichtungen nicht, es sei denn, daß dies 
mit der Feststellung des Umfangs der ausgesetz- 
ten Verpflichtungen untrennbar verbunden ist. 

d) Das Schiedspanel übermittelt der geschädigten 
und der säumigen Vertragspartei und dem Sekre- 
tariat seine schriftliche Feststellung binnen 60 Ta- 
gen nach seiner Einsetzung beziehungsweise in- 
nerhalb der von der geschädigten und der säumi- 
gen Vertragspartei vereinbarten Frist. Das Sekre- 
tariat legt die Feststellung der Chartakonferenz 
bei der ersten sich bietenden Gelegenheit, späte- 
stens aber auf der Sitzung der Chartakonferenz 
nach Eingang der Feststellung vor. 

e) Die Feststellung des Schiedspanels wird 30 Tage, 
nachdem sie der Chartakonferenz vorgelegt wor- 
den ist, endgültig und verbindlich, und jeder darin 
zugestandene Umfang einer Aussetzung von Ver- 
günstigungen kann daraufhin von der geschädig- 
ten Vertragspartei in einer Weise in Kraft gesetzt 
werden, wie es die Vertragspartei unter den gege- 
benen Umständen für gleichwertig erachtet, es sei 
denn, daß die Chartakonferenz vor Ablauf der 
Frist von 30 Tagen nicht etwas anderes beschließt. 

f) Mit der Aussetzung der Erfüllung von Verpflich- 
tungen gegenüber einer säumigen Vertragspartei 
bemüht sich die geschädigte Vertragspartei nach 
Kräften, den Handel anderer Vertragsparteien 
nicht zu beeinträchtigen. 

(7) Jede Vertragspartei kann zwei Personen benen- 
nen, die im Falle von Vertragsparteien, welche auch 
Partei des GATT sind, üblicherweise als Panelmitglie- 
der für die Streitbeilegung im Rahmen des GATT be- 
nannt werden, sofern sie gewillt und fähig sind, als 
Panelmitglieder im Sinne dieses Anhangs zu wirken. 
Der Generalsekretär kann mit Zustimmung der Char- 
takonferenz höchstens zehn Personen benennen, die 
gewillt und fähig sind, als Panelmitglieder bei der 
Streitbeilegung nach den Absätzen 2 bis 4 zu wirken. 
Die Chartakonferenz kann darüber hinaus beschlie- 
ßen, für dieselben Zwecke bis zu zwanzig Personen 
zu benennen, die auf Streitbeilegungslisten anderer 
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internationaler Gremien stehen und gewillt und fähig 
sind, als Panelmitglieder zu wirken. Die Namen aller 
so benannten Personen ergeben die Streitbeile- 
gungsliste. Die Personen werden allein auf der 
Grundlage der Objektivität, Zuverlässigkeit und des 
gesunden Urteilsvermögens benannt und sollen in 
Fragen des internationalen Handels und der Energie- 
wirtschaft, insbesondere in den nach Artikel 29 anzu- 
wendenden Bestimmungen möglichst umfassend 
sachkundig sein. Bei der Wahrnehmung von Aufga- 
ben im Rahmen dieses Anhangs dürfen die zu be- 
nennenden Personen keiner Vertragspartei angehö- 
ren oder von ihr Weisungen entgegennehmen. Die 
zu benennenden Personen erhalten ein erneuerbares 
Mandat von fünf Jahren, bis ihre Nachfolger benannt 
sind. Eine benannte Person, deren Mandat ausläuft, 
führt eine Aufgabe, für die sie im Rahmen dieses An- 
hangs benannt worden ist, zu Ende. Im Falle des To- 
des, des Rücktritts oder der Unfähigkeit einer be- 
nannten Person hat je nachdem, wer die betreffende 
Person benannt hat, die Vertragspartei oder der Ge- 
neralsekretär das Recht, für die verbleibende Dauer 
des Mandats eine andere Person zu benennen, wobei 
die Benennung durch den Generalsekretär der Ge- 
nehmigung durch die Chartakonferenz bedarf. 

(8) Unbeschadet der Bestimmungen dieses An- 
hangs sind die Vertragsparteien aufgefordert, sich 
während des gesamten Streitbeilegungsverfahrens 
zu konsultieren, um ihren Streit beizulegen. 

(9) Die Chartakonferenz kann für die Erledigung 
der in diesem Artikel dem Sekretariat und dem Ge- 
neralsekretär übertragenen Aufgaben andere Gre- 
mien oder Foren bestimmen oder benennen. 

12. Anhang B 

Verteilungsschlüssel für die Charta-Kosten 

(gemäß Artikel 37 Absatz 3) 

1. Die von den Vertragsparteien zu zahlenden Beiträ- 
ge werden alljährlich vom Sekretariat festgestellt. 
Dabei wird von ihren prozentualen Beiträgen aus- 
gegangen, die nach der letzten verfügbaren 
United Nations Regular Budget Scale of Assess- 
ment fällig sind. Ergänzend werden Daten über 
theoretische Beiträge für Vertragsparteien, die 
nicht UN-Mitglieder sind, zugrunde gelegt. 

2. Die Beiträge werden nach Bedarf so angepaßt, daß 
sichergestellt ist, daß die Gesamtsumme aller Bei- 
träge der Vertragsparteien 100 % beträgt. 

13. Anhang PA 

Liste der Unterzeichner, die die Vorschriften 
von Artikel 45 Absatz 3 Buchstabe b 
(vorläufige Anwendung) nicht anwenden 

(gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe c) 

1 . Tschechische Republik 

2. Deutschland 

3. Ungarn 

4. Litauen 

5. Polen 


14. Anhang T 

Liste der Übergangsmaßnahmen 


der Vertragsparteien 

(gemäß Artikel 32 Absatz 1) 

Bestimmung Seite 

Artikel 6 Absatz 2 36 

Artikel 6 Absatz 5 43 

Artikel 7 Absatz 4 49 

Artikel 9 Absatz 1 52 

Artikel 10 Absatz 7 55 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d 56 
Artikel 20 Absatz 3 58 

Artikel 22 Absatz 3 63 


Liste der Vertragsparteien, die zu Übergangs- 
regelungen berechtigt sind 

Albanien 

Armenien 

Aserbaidschan 

Belarus 

Bulgarien 

Kroatien 

Tschechische Republik 

Estland 

Georgien 

Ungarn 

Kasachstan 

Kirgisistan 

Lettland 

Littauen 

Moldawien 

Polen 

Rumänien 

Rußland 

Slowakei 

Slowenien 

Tadschikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Usbekistan 

Artikel 6 Absatz 2 

„Jede Vertragspartei gewährleistet, daß in ihrer 
Rechtsordnung Gesetze gelten und durchgesetzt 
werden, die erforderlich und geeignet sind, um ge- 
gen einseitiges und abgestimmtes wettbewerbswid- 
riges Verhalten bei der Wirtschaftstätigkeit im Ener- 
giebereich vorzugehen. " 

Land: Albanien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 
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Beschreibung 

Es gibt in Albanien kein Gesetz zum Schutz des 
Wettbewerbs. Gesetz Nr. 7746 vom 28. Juli 1993 über 
Kohlenwasserstoffe und Gesetz Nr. 7796 vom 17. Fe- 
bruar 1994 über Mineralien enthalten keine derarti- 
gen Bestimmungen. Ein Elektrizitätsgesetz ist in Vor- 
bereitung; es soll dem Parlament bis Ende 1996 vor- 
gelegt werden. 

Albanien beabsichtigt, in diese Gesetze Bestimmun- 
gen gegen wettbewerbswidriges Verhalten aufzu- 
nehmen. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Armenien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Gegenwärtig besteht in den meisten Energiesektoren 
in Armenien ein staatliches Monopol. Es gibt kein 
Gesetz zum Schutz des Wettbewerbs; die Wettbe- 
werbsregeln werden somit noch nicht eingeführt. Es 
gibt noch keine Energiegesetze. Die Entwürfe sollen 
dem Parlament 1994 vorgelegt werden. Sie werden 
voraussichtlich Bestimmungen enthalten über wett- 
bewerbschädigendes Verhalten, die mit dem EG- 
Wettbewerbsrecht abgestimmt sind. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Die Gesetzgebung zum Abbau der Monopole wird 
derzeit erarbeitet. 

Auslaufen 
1. Januar 2000 

Land: Belarus 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 


Beschreibung 

Gesetze über den Monopolabbau werden vorbe- 
reitet. 

Auslaufen 
1. Januar 2000 

Land: Georgien 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Gesetzesvorhaben zum Monopolabbau befinden sich 
in der Republik Georgien im Stadium der Ausarbei- 
tung; derweil besteht praktisch für alle Energiequel- 
len und Energieträger das staatliche Monopol fort. 
Dadurch kommt ein Wettbewerb im energiewirt- 
schaftlichen Bereich nur beschränkt zum Zuge. 

Auslaufen 
1. Januar 1999 

Land: Kasachstan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das Gesetz Nr. 656 vom 11. Juni 1991 über Wettbe- 
werb und eine Beschränkung der monopolistischen 
Tätigkeiten ist in Kraft, ist aber sehr allgemein gehal- 
ten. Weitere Gesetze bzw. die Verabschiedung ent- 
sprechender Änderungen sind erforderlich. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das Gesetz über den Monopolabbau ist bereits ver- 
abschiedet. Die Übergangsfrist wird genutzt, um die 
Bestimmungen dieses Gesetzes an den zur Zeit noch 
strikt vom Staat reglementierten Energiesektor anzu- 
passen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 
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Land: Moldawien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das Gesetz über die Beschränkung monopolistischer 
Tätigkeiten und die Förderung des Wettbewerbs vom 
29. Januar 1992 liefert die organisatorische und 
rechtliche Grundlage für die Einführung des Wettbe- 
werbs und für Maßnahmen zur Verhinderung bzw. 
Beschränkung der monopolistischen Betätigung und 
ist auf die Einführung marktwirtschaftlicher Bedin- 
gungen ausgerichtet. Dieses Gesetz liefert allerdings 
keine konkrete Handhabe gegen Wettbewerbs widri- 
ges Verhalten im Energiesektor, noch deckt es völlig 
die Forderungen von Artikel 6 ab. 

Im Jahre 1995 werden dem Parlament Entwürfe zu 
einem Gesetz über Wettbewerb und staatlichen Mo- 
nopolabbau vorgelegt werden. Der Entwurf des 
Energiegesetzes, der dem Parlament ebenfalls 1995 
vorgelegt werden soll, regelt Fragen des Monopolab- 
baus und des Wettbewerbs in der Energiewirtschaft. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Rumänien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Rumänien sind die Wettbewerbsregeln noch nicht 
eingeführt. Das Gesetzesvorhaben zum Schutz des 
Wettbewerbs ist dem Parlament vorgelegt worden, 
mit seiner Verabschiedung wird im Laufe des Jahres 
1994 gerechnet. 

Der Entwurf enthält Vorschriften über wettbewerbs- 
chädigendes Verhalten, die mit den EG-Wettbe- 
werbsregeln abgestimmt sind. 

Auslaufen 

31. Dezember 1996 

Land: Rußland 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

Föderation 

Beschreibung 

Ein umfassendes Rahmenwerk von Gesetzen zum 
Monopolabbau wurde in der russischen Föderation 
erarbeitet, aber weitere Rechts- und Verwaltungs- 


maßnahmen zur Verhinderung, Begrenzung und Be- 
seitigung monopolistischer Betätigung und unfairen 
Wettbewerbs werden - insbesondere im Energiebe- 
reich - verabschiedet werden müssen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Land: Slowenien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das 1993 verabschiedete und im Amtsblatt Nr. 18/93 
veröffentlichte Wettbewerbsschutzgesetz behandelt 
wettbewerbswidriges Verhalten allgemein. Das vor- 
handene Recht schafft die Voraussetzungen für die 
Einrichtung von Wettbewerbsbehörden. Die wichtig- 
ste Wettbewerbsbehörde ist zur Zeit das Amt für 
Wettbewerbsschutz im Wirtschafts- und Entwick- 
lungsministerium. Wegen der Bedeutung des Ener- 
giesektors ist ein eigenes Gesetz in Aussicht genom- 
men. Bis zur vollen Erfüllung ist somit mehr Zeit er- 
forderlich. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Tadschikistan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

1993 wurde in Tadschikistan das Gesetz über Mono- 
polabbau und Wettbewerb erlassen. Aufgrund der 
schwierigen Wirtschaftslage in Tadschikistan ist das 
Gesetz vorläufig ausgeselzt worden. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Turkmenistan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Nach dem Erlaß des Präsidenten von Turkmenistan 
Nr. 1532 vom 31. Oktober 1993 wurde das Komitee 
zur Einschränkung monopolitischer Tätigkeiten ge- 
bildet, das seine Tätigkeit (Schutz von Unternehmen 
und anderen Organisationen gegen monopolitische 
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Verhaltensweisen und Praktiken und Förderung der 
Durchsetzung marktwirtschaftlicher Grundsätze auf 
der Grundlage von Wettbewerb und Unternehmer- 
tum) aufgenommen hat. 

Der Rechts- und Verwaltungsrahmen muß noch aus- 
gebaut werden, in dem die Entmonopolisierung der 
Energiewirtschaft erfolgen wird. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Land: Usbekistan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das Gesetz zur Beschränkung der Monopoltätigkei- 
ten wurde verabschiedet und ist seit Juli 1992 in 
Usbekistan in Kraft. Wie in Artikel 1 Absatz 3 vorge- 
sehen, gilt das Gesetz allerdings nicht für unterneh- 
merische Tätigkeiten im Energiesektor. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Artikel 6 Absatz 5 

„Ist eine Vertragspartei der Ansicht, daß ein be- 
stimmtes wettbewerbswidriges Verhalten im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei wichtigen Interessen im 
Sinne dieses Artikels entgegensteht, so kann die Ver- 
tragspartei dies der anderen Partei notifizieren und 
darum ersuchen, daß die Wettbewerbsbehörden der 
anderen Vertragspartei geeignete Abhilfemaßnah- 
men ergreifen. Die notifizierende Vertragspartei hat 
in ihrer Notifizierung ausreichende Angaben zu ma- 
chen, damit die andere Vertragspartei das wettbe- 
werbswidrige Verhalten feststellen kann, und sie bie- 
tet weitere Informationen und ihre Kooperationsbe- 
reitschaft an, soweit sie dazu in der Lage ist. Die noti- 
fizierte Vertragspartei oder ihre zuständigen Wettbe- 
werbsbehörden kann beziehungsweise können die 
Wettbewerbsbehörden der notifizierenden Vertrags- 
partei konsultieren und sichert beziehungsweise 
sichern volle Prüfung des Ersuchens der anderen 
Partei zu, bevor sie darüber entscheidet beziehungs- 
weise entscheiden, ob sie Abhilfemaßnahmen gegen 
das in der Notifizierung behauptete wettbewerbs- 
widrige Verhalten einleitet beziehungsweise einlei- 
ten. Die notifizierte Vertragspartei informiert die Par- 
tei über ihre Entscheidung beziehungsweise die Ent- 
scheidung ihrer zuständigen Wettbewerbsbehörden; 
es liegt in ihrem Ermessen, der notifizierenden Ver- 
tragspartei die Gründe ihrer Entscheidung mitzutei- 
len. Wenn Abhilfemaßnahmen eingeleitet werden, 
informiert die notifizierte Vertragspartei die notifizie- 
rende Vertragspartei über das Ergebnis und, soweit 
möglich, über etwaige wesentliche zwischenzeitliche 
Entwicklungen. " 


Land: Albanien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Albanien gibt es keine Institution, die die Einhal- 
tung von Wettbewerbsregeln durchsetzt. Derartige 
Stellen werden in dem Gesetz zum Schutz des Wett- 
bewerbs vorgesehen sein, das 1996 fertiggestellt wer- 
den soll. 

Auslaufen 
1. Januar 1999 

Land: Armenien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Armenien gibt es noch keine Institutionen zur Um- 
setzung dieses Absatzes. 

Im Rahmen der künftigen Gesetze über Energie und 
Wettbewerbsschutz sollen solche Institutionen ins 
Leben gerufen werden. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Aserbaidschan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Nach Verabschiedung der Gesetze zum Monopolab- 
bau werden entsprechende Behörden geschaffen. 

Auslaufen 
1. Januar 2000 

Land: Belarus 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 
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Beschreibung 

Nach Verabschiedung der Gesetze über den Mono- 
polabbau werden entsprechende Behörden geschaf- 
fen. 

Auslaufen 
1, Juli 2000 

Land: Georgien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Gesetzesvorhaben zum Monopolabbau befinden sich 
in Georgien im Stadium der Ausarbeitung; derweil 
sind noch keine Wettbewerbsbehörden eingerichtet. 

Auslaufen 
1. Januar 1999 

Land: Kasachstan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Kasa,chstan gibt es ein Antimonopol -Komitee, das 
aber noch der gesetzgeberischen und organisatori- 
schen Verbesserung bedarf, damit ein wirksamer 
Mechanismus zur Behandlung von Klagen wegen 
wettbewerbsschädlichen Verhaltens entsteht. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Kirgisistan gibt es keinen Mechanismus zur Über- 
wachung wettbewerbsgerechten Verhaltens und der 
einschlägigen Rechtsvorschriften. Die entsprechen- 
den Behörden müssen noch aufgebaut werden. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 


Land: Moldawien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Die Überwachung des Wettbewerbs in Moldawien 
fällt in die Zuständigkeit des Wirtschaftsministeri- 
ums. Das Gesetz zur Ahndung von Verstößen gegen 
die behördlichen Regelungen sieht Strafen für Mono- 
poluntemehmen vor, die sich nicht an die Wettbe- 
werbsregeln halten. 

Der Entwurf eines Gesetzes über Wettbewerb ist in 
Vorbereitung, das die Wettbewerbsregeln durchset- 
zen soll. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Rumänien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Der erforderliche institutioneile Rahmen zur Durch- 
setzung dieses Absatzes ist in Rumänien noch nicht 
geschaffen worden. 

Institutionen zur Durchsetzung der Wettbewerbsre- 
geln sind in dem Gesetzentwurf vorgesehen, der 
1994 verabschiedet werden soll. 

Der Entwurf sieht eine Frist von neun Monaten zur 
Einführung vor, gerechnet ab dem Tage seiner Veröf- 
fentlichung. 

In der Vereinbarung über eine Assoziierung zvd- 
schen Rumänien und den Europäischen Gemein- 
schaften wurde Rumänien eine Fünfjahresfrist zur 
Umsetzung der Wettbewerbsregeln eingeräumt. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Tadschikistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Tadschikistan hat Gesetze über Monopolabbau und 
Wettbewerb erlassen. Institutionen zur Durchsetzung 
der Wettbewerbsregeln müssen aber noch aufgebaut 
werden. 
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Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Usbekistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das Gesetz zur Beschränkung der Monopoltätigkei- 
ten wurde verabschiedet und ist seit Juli 1992 in 
Usbekistan in Kraft. Wie in Artikel 1 Absatz 3 vorge- 
sehen, gilt das Gesetz allerdings nicht für unterneh- 
merische Tätigkeiten im Energiesektor. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Artikel 7 Absatz 4 

„Kann der Transit von Energieerzeugnissen nicht zu 
marktüblichen Bedingungen mit Hilfe von Energie- 
transportanlagen erreicht werden, so legen die Ver- 
tragsparteien der Schaffung neuer Kapazitäten keine 
Hindernisse in den Weg, es sei denn, das geltende 
Recht sieht im Einklang mit Absatz 1 etwas anderes 
vor. " 

Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Es fehlt an einer gesetzlichen Regelung im Energie- 
bereich einschließlich Genehmigungsverfahren zur 
Regelung des Transits. Während einer Übergangszeit 
ist geplant, Energiefernleitungen und Kraftwerkska- 
pazitäten auszubauen und zu modernisieren, um sie 
technisch und wirtschaftlich den weltweit herrschen- 
den Bedingungen einer Marktwirtschaft anzupassen. 

Auslaufen 

31. Dezember 1999 

Land: Belarus 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Die einschlägigen Gesetze über Energie, Land usw. 
sind in Arbeit. Bis zu ihrer Verabschiedung bleiben 
. Unsicherheiten über die Bedingungen für die Schaf- 


fung neuer Transportanlagen für Energieträger im 
Hoheitsgebiet von Belarus bestehen. 

Auslaufen 

31. Dezember 1998 

Land: Bulgarien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Bulgarien gibt es keine Gesetze zur Regelung des 
Transits von Energieerzeugnissen. Die Energiewirt- 
schaft wird von Grund auf neu strukturiert, ein- 
schließlich des institutioneilen Rahmens, der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Der Übergangszeitraum von sieben Jahren wird be- 
nötigt, um ein Transitrecht für Energieerzeugnisse in 
vollem Einklang mit dieser Vorschrift zu schaffen. 

Land: Georgien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Die einschlägigen gesetzlichen Regelungen stehen 
noch aus. Gegenwärtig bestehen ganz unterschied- 
liche Bedingungen für die Beförderung und den 
Transit der einzelnen Energieträger (Elektrizität, Erd- 
gas, Mineralöl erzeugnisse, Kohle) in Georgien. 

Auslaufen 
1. Januar 1999 

Land: Ungarn 
Sektor 

Elektrizitätswirtschaft 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Zur Zeit unterliegen der Bau und der Betrieb von 
Hochspannungsleitungen einem staatlichen Mono- 
pol. Neue gesetzliche Regelungen über Bau, Betrieb 
und Eigentum von Hochspannungsleitungen werden 
zur Zeit erarbeitet. 

Das vom Ministerium für Industrie und Handel 
initiierte neue Elektrizitätsgesetz wird auch in das 
Zivilrecht und Konzessionsrecht eingreifen. Mit In- 
krafttreten des neuen Elektrizitätsgesetzes und den 
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entsprechenden Verordnungen und Erlassen werden 
stimmige Verhältnisse geschaffen. 

Auslaufen 

31. Dezember 1996 

Land: Polen 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Das polnische Energiegesetz, das kurz vor seiner Fer- 
tigstellung steht, sieht die Schaffung ähnlicher Rege- 
lungen vor, wie sie in marktwirtschaftlich organisier- 
ten Ländern gelten (Lizenz für Erzeugung, Übertra- 
gung, Verteilung und für den Handel mit Energie- 
trägern). Bis zu Verabschiedung ist eine vorüberge- 
hende Aussetzung der Pflichten aus diesem Absatz 
notwendig, 

Auslaufen 

31. Dezember 1995 

Artikel 9 Absatz 1 

Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung of- 
fener Kapitalmärkte für die Förderung des Kapital- 
flusses zur Finanzierung des Handels mit Energieer- 
zeugnissen und zur Finanzierung von Investitionen 
in der Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich im Ge- 
biet anderer Vertragsparteien, insbesondere derjeni- 
gen, deren Volkswirtschaft sich im Übergang befin- 
det. Daher ist jede Vertragspartei bestrebt, die Bedin- 
gungen für den Zugang zu ihrem Kapitalmarkt für 
Gesellschaften und Staatsangehörige anderer Ver- 
tragsparteien für die Finanzierung des Handels mit 
Energieerzeugnissen und für die Durchführung von 
Investitionen in eine Wirtschaftstätigkeit im Energie- 
bereich im Gebiet dieser anderen Vertragsparteien 
zu verbessern, um zu Bedingungen zu gelangen, die 
nicht ungünstiger sind als diejenigen, die sie unter 
gleichen Umständen ihren eigenen Staatsangehöri- 
gen oder Gesellschaften bzw. Gesellschaften oder 
Angehörigen einer anderen Vertragspartei oder 
eines dritten Staates gewährt, je nachdem, welche 
am günstigsten sind. 

Land: Aserbaidschan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind in Vorbereitung. 

Auslaufen 
1. Januar 2000 


Land: Belarus 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind in Vorbereitung. 

Auslaufen 
1. Januar 1997 

Land: Georgien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Einschlägige Gesetze befinden sich im Stadium der 
Ausarbeitung. 

Auslaufen 
1. Januar 1997 

Land: Kasachstan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Der Gesetzentwurf über Auslandsinvestitionen soll 
im Herbst 1994 noch vom Parlament verabschiedet 
werden. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Land: Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Einschlägige Gesetze sind in Vorbereitung. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Artikel 10 Absatz 7 - Besondere Maßnahmen 

Außerdem gewährt jede Vertragspartei in ihrem Ge- 
biet den Investitionen von Investoren einer anderen 
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Vertragspartei und den damit zusammenhängenden 
Tätigkeiten einschließlich deren Verwaltung, Erhal- 
tung, Verwendung, Nutzung oder Veräußerung 
keine ungünstigere Behandlung, als sie Investitionen 
ihrer eigenen Investoren oder von Investoren einer 
anderen Vertragspartei oder eines dritten Staates 
und den damit zusammenhängenden Tätigkeiten 
einschließlich deren Verwaltung, Erhaltung, Verwen- 
dung, Nutzung oder Veräußerung gewährt, je nach- 
dem, welche die günstigere ist. 

Land: Bulgarien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Ausländer können Eigentumsrechte an Grund und 
Boden nicht erwerben. Eine Gesellschaft, die zu 
mehr als 50 % in ausländischer Hand ist, kann land- 
wirtschaftliche Fläche nicht als Eigentum erwerben. 

Ausländer und ausländische juristische Personen 
können kein Land als Eigentum erwerben mit Aus- 
nahme durch Vererbung entsprechend dem Gesetz. 
In diesem Fall müssen sie es abtreten. 

Ausländer können Eigentum an Gebäuden erwer- 
ben, nicht aber an Grundstücken. 

Ausländer bzw. von ausländischem Kapital be- 
herrschte Firmen bedürfen einer Genehmigung, be- 
vor sie folgenden Tätigkeiten nachgehen können: 

- Exploration, Erschließung und Gewinnung von 
Naturschätzen aus Hoheitsgewässern, dem Konti- 
nentalschelf oder der exklusiven Wirtschaftszone; 

- Erwerb von Grundeigentum in geographischen 
Gebieten, die vom Ministerrat bezeichnet sind. 

- Die Genehmigungen werden vom Ministerrat oder 
einem von diesem bevollmächtigten Gremium er- 
teilt. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d 

„Jede Vertragspartei garantiert bei Investitionen in 
ihrem Gebiet, die von Investoren einer anderen Ver- 
tragspartei getätigt werden, den uneingeschränkten 
Transfer nach und von ihrem Gebiet. Dieser Transfer 
umfaßt insbesondere folgendes: 

nicht ausgegebene Einkommen und andere Vergü- 
tungen von Personen, die im Zusammenhang mit der 
Investition aus dem Ausland angeworben wurden; 

Land: Bulgarien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 


Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Ausländische Staatsangehörige, die von Firmen mit 
mehr als 50 % ausländischer Kapitalbeteiligung oder 
von einem ausländischen Staatsangehörigen, der als 
einziger Händler einer Branche oder eines Vertreter- 
büros einer ausländischen Gesellschaft in Bulgarien 
beschäftigt werden, und die in Bulgarischen Leva 
entlohnt werden, können Devisen im Wert bis zu 
70% ihres Gehaltes (einschließlich Sozialversiche- 
rungszahlungen) erwerben. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Land: Ungarn 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Nach Artikel 33 des Gesetzes über Investitionen von 
Ausländern in Ungarn können ausländische Spitzen- 
manager, Exekutivkräfte, Mitglieder des Aufsichts- 
gremiums und ausländische Angestellte Ersparnisse 
bis zu 50% ihres versteuerten Einkommens, einbe- 
halten von ihrer Arbeitgeberfirma, durch die Bank ih- 
rer Firma transferieren. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Wann diese spezielle Beschränkung ausläuft, hängt 
davon ab, welche Fortschritte die Liberalisierung des 
Devisenverkehrs macht; das Endziel ist die volle 
Konvertibilität des Forint. Diese Beschränkung be- 
hindert ausländische Anleger nicht. Das Auslaufen 
basiert auf den Forderungen von Artikel 32. 


Artikel 20 Absatz 3 

„Jede Vertragspartei benennt eine oder mehrere In- 
formationsstellen, an die Anfragen über die vorge- 
nannten Gesetze, Verordnungen, gerichtlichen Ent- 
scheidungen und Verwaltungsvorschriften gerichtet 
werden können, und teilt diese Stellen unverzüglich 
dem Sekretariat mit, das hierüber auf Anfrage Aus- 
kunft erteilt. " 

Land: Albanien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 
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Beschreibung 

In Albanien gibt es noch keine amtlichen Informa* 
tionsstellen, an die Anfragen über einschlägige 
Rechtsvorschriften gerichtet werden könnten. Es gibt 
auch kein Auskunftszentrum. Eine solche Zentral- 
stelle soll 1994-1995 eingerichtet werden. Die gesetz- 
liche Grundlage hierfür muß aber erst noch geschaf- 
fen werden. 

Es wird technische Hilfestellung erforderlich sein. 

Auslaufen 

31. Dezember 1996 

Land: Armenien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Armenien sind offizielle Informationsstellen, die 
über einschlägige Gesetze, Verordnungen usw. infor- 
mieren, noch nicht eingerichtet, Es gibt auch keine 
Informationszentrale. Es ist aber geplant, eine solche 
Zentrale 1994-1995 einzurichten. Dazu wird techni- 
sche Hilfestellung benötigt. 

Auslaufen 

31. Dezember 1996 

Land: Aserbaidschan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Amtliche Auskunftsstellen, an die Fragen über ein- 
schlägige Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge- 
richtet werden könnten, bestehen in Aserbaidschan 
noch nicht. Derartige Informationen können derzeit 
bei verschiedenen Organisationen abgerufen wer- 
den. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Belarus 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Belarus existieren noch keine amtlichen Informa- 
tionsstellen, die Auskünfte über Gesetzesvorschrif- 


ten, Rechts- und Verwaltungsakte, Gerichtsurteile 
usw. geben könnten. Gerichtsurteile und Verwal- 
tungsentscheidungen werden normalerweise nicht 
durch Veröffentlichung bekanntgemacht. 

Auslaufen 

31. Dezember 1998 

Land: Kasachstan 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Mit der Einrichtung von Auskunftsstellen wurde be- 
gonnen. Gerichtsurteile und Verwaltungsentschei- 
dungen werden in Kasachstan nicht veröffentlicht 
(von einigen Entscheidungen des obersten Gerichts- 
hofs abgesehen), weil sie nicht als Rechtsquellen an- 
zusehen sind. Eine Veränderung der bestehenden 
Praxis wird längere Zeit brauchen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 

Land: Moldawien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 
Regierungsebene 

Nationale Ebene, Justizministerium 
Beschreibung 

Die Informationsstellen müssen noch geschaffen wer- 
den. 

Auslaufen 

31. Dezember 1995 

Land: Rußland 
Sektor 

Alle Energiesektoren 
Regierungsebene 

Die Föderation und die sie konstituierenden Republi- 
ken 

Beschreibung 

In der Russischen Föderation gibt es noch keine amt- 
lichen Auskunftsstellen, an die Anfragen über ein- 
schlägige Rechtsvorschriften gerichtet werden könn- 
ten. Was die Gerichtsentscheidungen und Verwal- 
tung serlasse angeht, so gelten sie nicht als Rechts- 
quellen, 

Auslaufen 

31. Dezember 2000 
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Land; Slowenien 
Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Slowenien gibt es noch keine amtlichen Aus- 
kunftsstellen, an die Anfragen über einschlägige 
Rechtsvorschriften gerichtet werden könnten. Der- 
zeit können derartige Informationen bei verschiede- 
nen Ministerien abgerufen werden. Das in Vorberei- 
tung befindliche Gesetz über Ausländische Investi- 
tionen sieht die Einrichtung eines solchen Auskunfts- 
büros vor. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Land: Tadschikistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

In Tadschikistan gibt es bis jetzt keine amtlichen 
Stellen, an die Anfragen über Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften gerichtet werden können. Es ist 
nur eine Frage der Verfügbarkeit der Mittel. 

Auslaufen 

31. Dezember 1997 

Land: Ukraine 
Sektor 

Alle Energiesektoren 


Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Es gilt, die Transparenz der Rechtsvorschriften auch 
für die internationale Praxis zu verbessern. Die 
Ukraine muß Informationsstellen schaffen, die über 
Gesetze, Verordnungen, Gerichtsurteile und Verwal- 
tungsregelungen und die allgemeine Verfahrensord- 
nung Auskunft geben können. 

Auslaufen 
1. Januar 1998 

Artikel 22 Absatz 3 

„Jede Vertragspartei stellt sicher, daß ein Rechtsträ- 
ger, der sie gründet oder weiterführt und dem sie 
ordnungsrechtliche, administrative oder andere 
staatliche Befugnisse überträgt, diese Befugnisse in 
einer Weise ausübt, die mit den Verpflichtungen der 
Vertragsparteien aus diesem Vertrag in Einklang 
steht. " 

Land: Tschechische Republik 

Sektor 

Uran- und Kernkraftindustrie 

Regierungsebene 

National 

Beschreibung 

Um die von der Verwaltung der staatlichen Material- 
reserven gelagerten Vorräte an Uranerz abzurei- 
chern, werden Einfuhren von Uranerz und -konzen- 
traten einschließlich Uranbrennelemente, die Uran 
nichttschechischen Ursprungs enthalten, nicht zur 
Einfuhr zugelassen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001 
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Anlage 2 


Wortlaut für die Annahme 
Entscheidungen zum Energiechartavertrag 


Die Konferenz hat folgende Entscheidungen verab- 
schiedet: 

1 . Zu Artikel 10 Absatz 7 

Die Russische Föderation kann verlangen, daß Ge- 
sellschaften mit Ausländsbeteiligung die legisla- 
tive Genehmigung einholen zum Überlassen föde- 
rationseigenen Vermögens, vorausgesetzt, die rus- 
sische Föderation stellt ohne Ausnahme sicher, 
daß dieses Verfahren nicht in einer Weise ange- 
wandt wird, die zwischen Investitionen oder Inve- 
storen anderer Vertragsparteien diskriminiert. 

2. Zu Artikel 14 *) 

(1) Der Ausdruck „Freiheit des Transfers" in 
Artikel 14 Absatz 1 hindert eine Vertragspartei 
(nachstehend als „einschränkende Partei" be- 
zeichnet) nicht daran, Beschränkungen auf den 
Kapitalverkehr ihrer eigenen, Investoren anzuord- 
nen, vorausgesetzt, 

a) derartige Beschränkungen beeinträchtigen 
nicht die den Investoren anderer Vertragspar- 
teien nach Artikel 14 Absatz 1 bezüglich ihrer 
Investitionen gewährten Rechte; 

b) derartige Beschränkungen beeinträchtigen nicht 
die laufenden Transaktionen und 

c) die Vertragspartei stellt sicher, daß Investitionen 
in ihrem Gebiet, die von Investoren aller ande- 
ren Vertragsparteien getätigt werden, im Hin- 
blick auf Transfers nicht ungünstiger behandelt 
werden als Investitionen von Investoren einer 
anderen Vertragspartei oder eines dritten Staa- 
tes, je nachdem, was günstiger ist. 

(2) Diese Entscheidung wird fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des Vertrages, spätestens jedoch zu 
dem in Artikel 32 Absatz 3 ins Auge gefaßten Ter- 
min von der Chartakonferenz überprüft. 

(3) Keine Vertragspartei ist ermächtigt, derartige 
Beschränkungen anzuordnen, wenn sie nicht bis 
spätestens 1. Juli 1995 das vorläufige Sekretariat 
schriftlich davon benachrichtigt hat, daß sie er- 
mächtigt zu werden wünscht, Beschränkungen im 
Sinne dieser Entscheidung anzuordnen, und wenn 
sie nicht ein Staat ist, der Bestandteil der ehemali- 
gen UdSSR war. 

•) Dieser Entscheidung liegt das Einvernehmen zugrunde, daß 
Vertragsparteien, die sich darauf berufen, und die auch Part- 
nerschafts- und Kooperationsvereinbarungen mit der Euro- 
päischen Union und ihren Mitgliedstaaten getroffen haben, 
welche einen Artikel enthalten, wonach solche Vereinbarun- 
gen zugimsten dieses Vertrages nicht anzu wenden sind, 
klarstellende Noten austauschen werden mit der rechtlichen 
Wirkung, daß Artikel 16 dieses Vertrages zwischen ihnen in 
bezug auf diese Entscheidung anwendbar gemacht wird. 
Der Notenaustausch muß rechtzeitig vor der Unterzeich- 
nung abgeschlossen sein. 


(4) Um Zweifel auszuräumen: Nichts in dieser 
Entscheidung weicht hinsichtlich Artikel 16 von 
den hierin festgelegten Rechten einer Vertragspar- 
tei, ihrer Investoren oder ihrer Investitionen ab 
oder entbindet von den einer Vertragspartei oblie- 
genden Pflichten. 

(5) Im Sinne dieser Entscheidung sind „laufende 
Transaktionen" laufend abgewickelte Zahlungen 
im Zusammenhang mit der Bewegung von Gütern, 
Dienstleistungen oder Personen, wie sie der nor- 
malen internationalen Gepflogenheit entsprechen, 
mit Ausschluß von Abmachungen, die faktisch 
eine Kombination einer laufenden Zahlung mit 
einer Kapitaltransaktion darstellen wie Zahlungs- 
aufschübe und Vorschußzahlungen, mit denen die 
einschlägigen Rechtsvorschriften der einschrän- 
kenden Partei umgangen werden sollen. 

3. Zu Artikel 14 Absatz 2 

Unbeschadet der Forderungen von Artikel 14 und 
seiner sonstigen internationalen Verpflichtungen 
wird Rumänien sich während des Übergangs sei- 
ner nationalen Währung zur vollen Konvertierbar- 
keit darum bemühen, die Effizienz seiner Verfah- 
ren zum Transfer von Investitionserträgen zu stei- 
gern und in jedem Fall derartige Transfers in einer 
frei konvertierbaren Währung ohne Einschränkung 
oder mehr als sechsmonatige Verzögerung garan- 
tieren. Rumänien stellt sicher, daß Investitionen in 
seinem Gebiet von Investoren aller anderen Ver- 
tragsparteien hinsichtlich Transfers eine Behand- 
lung erfahren, die nicht ungünstiger ist als diejeni- 
ge, die es Investitionen oder Investoren einer ande- 
ren Vertragspartei oder eines dritten Staates ge- 
währt, je nachdem, welche die günstigere ist. 

4. Zu Artikel 24 Absatz 4 Buchstabe a 
und Artikel 25 

Eine Investition eines Investors nach Artikel 1 
Absatz 7 Buchstabe a (ii) einer Vertragspartei, die 
nicht Vertragspartei einer EIA oder Mitglied einer 
Freihandelszone oder Zollunion ist, hat Anrecht 
auf die im Rahmen dieser EIA, Freihandelszone 
oder Zollunion gewährte Behandlung, vorausge- 
setzt, die Investition 

a) hat ihre amtliche Niederlassung, Zentral Verwal- 
tung oder ihren Tätigkeitsschwerpunkt in dem 
Gebiet einer Vertragspartei der betreffenden 
EIA bzw. eines Mitglieds der betreffenden Frei- 
handelszone oder Zollunion, oder, 

b) falls sie nur ihre amtliche Niederlassung in dem 
betreffenden Gebiet hat, hat eine tatsächliche 
und andauernde Beziehung zu der Wirtschaft 
einer der Vertragsparteien der betreffenden EIA 
bzw. dem Mitglied der betreffenden Freihan- 
delszone oder Zollunion. 
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